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1970 wurde die letzte THW-Schule aufge­
löst. Die Schwimmbrückenschule des THW 
in Hoya an der Weser wurde zur AußensteIle 
der KSB-Ahrweiler umfunktioniert. Beste­
hen blieb der Auftrag , u. a. Ausbildung für 
die Rettung und Bergung aus Wassergefah­
ren zu betreiben. 

Eine hervorragende Übungsmöglichkeit 
für diese Ausbildung bietet die Weserschlei­
fe nördlich von Hoya. Dort wurde schon 
1959 ein am Strom liegendes Gehöft ange­
mietet und als Wasserübungsplatz einge­
richtet 

Die Samtgemeinde Grafschaft Hoya mit 
ihren rund 10000 Einwohnern liegt 
20 Autominuten von der Kreisstadt Nien­
burg entfernt 

Wissenswertes auf einen 
Blick 

Beleg u ngskapazität 
85 Lehrgangsteilnehmer können in EIn- , 

Zwel- und DreibeUzimmern untergebracht 
werden . 

Lehrgangsangebot 
Rund 55 verschiedene Lehrgänge bietet 

die Schule an . Im Bereich der "Ausbildung 
an Wasserfahrzeugen " ist die mehrwöchige 
Ausbildung zum Bootsführer für Binnen­
oder Küstengewässer zu nennen. Hinzu 
kommt die Unterführer- , Fährenführer- und 
Gerätewarteausbildung für die Pontongrup­
pen (Fähren) des THW. 

Der zweite große Bereich ist der "Behelfs­
brückenbau" mit den Stege- und Wegebau­
lehrgängen und dem Lehrgang für behelfs­
mäßige Ubergänge. 

Eine besondere Ausbildung erhal ten die 
Helfer der THW-organisationseigenen Brük­
kenbaugruppen in den Lehrgängen für Holz­
brückenbau , Rammtechnik , Bailey- und 0-
Brückenbau sowie Brückenbauleiter . 

Neu ins Programm aufgenommen wur­
den Lehrgänge für die Fahrer von Bergungs­
räumgeräten und die Gruppenführer der mit 
diesem Gerät ausgerüsteten Bergungszüge. 

Für Funktionsinhaber in den Ortsverbän­
den des THW wurden die Lehrgänge für 
Ortsbeauftragte, Schirrmeister, Sicherheits­
beauftragte und Prüfer der Grundausbil­
dung geschaffen . 

Für die organisationseigen einzurichtende 
Gemeinschaftsverpflegung und die Trink­
wasser-Aufbereitung gibt es ebenso Son­
derlehrgänge wie für die mit der Holzbear­
beitung befaßten Helfer . 

Im "Instandsetzungsdienst" werden zum 
einen die Fachhelferlehrgänge Brunnenbau , 
Ölschadenbekämpfung , Pumpensonderaus­
stattung und Gerätewarte durchgefuhrt, 

Das 
Ku rzp 0 rtrait 
Katastrophenschutzschule 

des Bundes 
- AußensteIle Hoya -

zum anderen gibt es Unterführerlehrgänge 
für die Fachrichtungen Elektrotechnik , Gas­
Wasser und Abwasser-Öl sowie die Zugfüh­
rerlehrgänge . 

Die Unterführer und Helfer der Not­
strom-/Pumpengruppen werden ausgebil­
det in Lehrgängen für Fachkräfte nach VDE 
und für Fachhelfer. 

Personal 
An der Schule sind z. zt. 68 Beschäftigte 

tätig , hiervon 16 als Lehrkräfte . 

Ausbildungsräume und 
-plätze 

Für den theoretischen Unterricht stehen 
fünf Lehrsäle zur Verfügung . Für die prakti­
sche Ausbildung sind vorhanden : 
- SchlechtweUerübungshalie 
- Landübungsplatz für den Behelfsbrük-

kenbau 
- 100 m Übungsstraße für den Instandset­

zungsdienst 
- äußerer Landübungsplatz mit Freilei­

tungsstrecke und Trümmergelände für 
die Bergungsräumung 

- Wasserübungsplatz an der acht Kilometer 
entfernten Weser 

Jährliche Ausbildungsrate 
Aus allen Teilen der Bundesrepublik rei­

sen jährlich rund 2800 Helfer an, um in ein­
oder zweiwöchigen Lehrgängen eine techni­
sche Spezialausbildung zu erhalten , die nur 
an der Schule Hoya durchgeführt wird . 
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Fahrzeugpark 
Die Schule verfügt über rund 20 Kraft­

fahrzeuge , 20 Anhänger und 50 Wasser­
fahrzeuge . Weitere Fahrzeuge werden bei 
Bedarf vom THW zur Verfügung gestellt. 

Freizeitmög I ich keiten 
Neben Kantine , Fernseh- und Aufent­

haltsräumen stehen ein Tischtennisraum, 
eine kleine Mehrzweckhalle für Ballspiele , 
eine Kegelbahn und ein Bolzplatz zur Verfü­
gung. 

Leiter der AußensteIle 
Dr .-Ing . Achim Kassner 

Anschrift 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
- AußensteIle Hoya -
Hasseier Ste inweg 7 
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Telefon (04251) 2834/3750/3759 
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Bilanz 1987: 
Die humanitäre Hilfe 
der Bundesregierung 

im Ausland 
Nachrichten und Bilder von Na­

turkatastrophen, Kriegen und 
Bürgerkriegen, erreichen die Öf­
fentlichkeit fast täglich. Erdbe­
ben, Dürrekatastrophen und 
überschwemmungen vernichte­
ten auch 1987 Menschenleben 
und Existenzgrundlagen. Nach 
der jüngsten Aufstellung einer 
großen Versicherungsgesellschaft 
hat die Zahl von Katastrophen und 
Großschadensereignissen, bei 
denen es mehr als 20 Tote gege­
ben hat, in den letzten Jahren 
kontinuierlich zugenommen. In 
den Jahren 1970 bis 1985 wurden 
weltweit im Durchschnitt jährlich 
144 Ereignisse dieser Art mit 
rund 94000 Toten gezählt; die 
Zahl der Verletzten liegt um ein 
Vielfaches höher. Aber auch 
Krankheit, Elend, Flucht und Ver­
treibung bedrohen in vielen Re­
gionen der Erde das überleben 
der Bevölkerung. Von Menschen 
verschuldetes Unheil verursacht 
ebenso viel Leid wie Naturkata­
strophen, und meist trifft es die 
Ärmsten der Armen am härte­
sten. 

Neben der tatkräftigen Solida­
rität der einzelnen Bürger und 
vieler Hilfsorganisationen sind 
auch von der Bundesregierung im 
vergangenen Jahr beträchtliche 
Mittel und Mühen aufgewandt 
worden, um einen Beitrag zur 
Linderung akuter Not in der Welt 
zu leisten. Aus dem Haushalt des 
für diesen Bereich zuständigen 
Auswärtigen Amtes wurden in Hö­
he vonHund 57 Mio DM etwa 200 
Maßnahmen der humanitären So­
forthilfe in über SO Ländern finan­
ziert. Darin nicht eingeschlossen 
sind die umfangreiche Nahrungs­
mittelhilfe und die nüchtlingsre­
levante Entwicklungshilfe der 
Bundesregierung, die in den Zu­
ständigkeitsbereich des BMZ 
fallen. 
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Wie in den vergangenen Jahren 
. wurde die Humanitäre Hilfe 

schwerpunktmäßig über die gro­
ßen internationalen Hilfsorgani­
sationen wie Internationales Ko­
mitee vom Roten Kreuz (IKRK) , 
Hoher Flüchtlingskommissar der 
VN (UNHCR) und das VN-Kinder­
hilfswerk UNICEF abgewickelt. 
Daneben bestand die bewährte 
Zusammenarbeit mit den privaten 
deutschen Hilfsorganisationen 
wie Deutscher Caritasverband, 
Diakonisches Werk, Deutsche 
Welthungerhilfe, Deutsches Ro­
tes Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
Johanniter-Unfall-Hilfe, Arbeiter­
Samariter-Bund usw. Auch Eigen­
maßnahmen der Bundesregie­
rung, wie gezielte humanitäre Ak­
tivitäten der Auslandsvertretun­
gen, Einsatz des Technischen 
Hilfswerks und humanitäres En­
gagement des Verteidigungsmini­
steriums sind zu erwähnen. 

Regionale Schwerpunkte der 
Hilfsmaßnahmen waren das südli­
che Mrika (Angola, Mosambik) 
sowie das sog. Horn von Afrika 
(Äthiopien, Somalia und Sudan), 
der Nahe und Mittlere Osten, 
Südost-Asien und Mittelamerika. 
In den afrikanischen Ländern 
wurden die Millionen Opfer der 
Dürre und der Bürgerkriege un­
terstützt, aber auch Beiträge zur 
Bekämpfung von Gelbfieberepide­
mien und der unmittelbaren Fol­

, gen von überschwemmungen ge­
leistet. 

Angesichts der bedrohlichen 
Situation im Libanon, besonders 
im medizinischen Bereich, wur­
den die erforderlichen Hilfsgüter­
lieferungen auf den Weg ge­
bracht, aber auch die Palästinen­
serhilfsorganisation UNRWA all ­
gemein und durch Sondermaß­
nahmen unterstützt. 

In Pakistan und im Iran wurden 
schwerpunktmäßig über den 
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UNHCR die rund 5 Millionen 
afghanischen Flüchtlinge im ach­
ten Jahr nach der Besetzung ihres 
Landes mit den nötigen Hilfsgü­
tern zum überleben versorgt und 
auch eine Reihe bilateraler Hilfs­
maßnahmen weitergeführt. 

An der thai-kambodschani­
schen Grenze wurden mit Hilfe 
der Bundesregierung rund 300000 
Flüchtlinge weiter versorgt, im 
Rahmen des sog. Quotenpro­
gramms wurde vietnamesischen 
Flüchtlingen in der Bundesrepu­
blik wieder eine neue Heimat ge­
währt. Um den Flüchtlingen das 
Schicksal der "boat people" zu 
ersparen, wurde das UNHCR-Pro­
gramm zur geregelten Ausreise 
weiter gefördert, und um Angriffe 
von Piratenschiffen auf Flücht­
lingsboote zu verringern, wurde 
ein entsprechendes UNHCR-Anti­
piratenprogramm weiter mitlinan­
ziert. 

Katastrophenschutz 
vorrangige Aufgabe 

Grundvoraussetzung eines gut 
funktionierenden Katastrophen­
schutzes seien auch 1987 im Saar­
pfalzkreis die rund 3000 freiwilli ­
gen und ehrenamtlichen Helferin­
nen und Helfer gewesen, die im 
Notfall für Hilfe und Versorgung 
bereitstünden und auch Vorkeh­
rungen für etwaige Unglücksfalle 
getroffen hätten. So umriß land­
rat Clemens Lindemann in der 
Jahresabschlußveranstaltung des 
Zivilschutzamtes die iatigkeit der 
Helfer. Er zog zugleich eine er­
freuliche Bilanz: ,,Auch 1987 wur­
den notwendige Maßnahmen ge­
troffen und der Leistungsstand 
auf hohem Niveau gehalten." 

Die Veranstaltung, an der Ver­
treter der im Katastrophenschutz 
engagierten Organisationen und 
Gruppen sowie der zuständigen 
Behörden teilnahmen, nutzte Lin­
demann zu umfassendem Dank an 
die Helferinnen und Helfer über­
all im Kreis; vor den Gästen er­
klärte Lindemann, auch in Zu­
kunft alles zur Unterstützung des 
Katastrophenschutzes zu tun. Zu­
stimmung fand er hierbei durch 
den offiziellen Vertreter des saar-

In Mittelamerika wurden die 
Opfer der Bürgerkriege unter­
stützt sowie humanitäre Beiträge 
zur Förderung der Friedensinitia­
tiven und zur Beseitigung der Fol­
gen des schweren Erdbebens in 
EI Salvador geleistet. 

Unter den zahlreichen weltwei­
ten Einzeimaßnahmen sind die 
Lieferung von 400 Motorsägen 
und umfangreichem Verbandma­
terial nach China zum Einsatz bei 
der Bekämpfung der Waldbrand­
katastrophe und die Entsendung 
von Helfern des THW nach Soma­
lia und Ecuador zum Bau von Not­
brücken besonders zu erwähnen. 

Angesichts der fortdauernden 
und wachsenden Not in der Welt 
wird die Bundesregierung auch 
1988 bemüht sein, in akuten Not­
lagen mit humanitärer Soforthilfe 
erste und schnelle Hilfe zu lei­
sten. 

ländischen Innenministeriums, 
Ministerialrat Klaus Viergutz. 

Grundsätzlich sei Katastro­
phenschutz eine vorrangige Auf­
gabe aller staatlichen Politik, so 
der · Landrat. Dieser Gemein­
schaftsaufgabe komme ein min­
destens ebenso großes Gewicht 
zu wie dem Umweltschutz. Kata­
strophen und Unglücksfalle in an­
deren Ländern bis hin zur Reak­
torkatastrophe von Tschernobyl 
hätten den Verantwortlichen hier­
zulande klargemacht, daß solche 
Unglücke und deren Folgen nicht 
an Grenzen haltmachten, sondern 
von heute auf morgen auch uns 
ernsthaft bedrohen könnten. 

Konsequenzen hieraus seien 
auch im Saarpfalzkreis längst er­
kennbar, so durch die Neuorgani­
sation des behördlichen Katastro­
phenschutzes. In Blieskastel sei­
en beim ABC-Zug zwei Strahlen­
meßtrupps stationiert, je einer 
auf Kosten des Landes und des 
Kreises ausgestattet. 

Auch andere Maßnahmen sei­
en zur Verbesserung der Arbeit 
im Katastrophenschutz erreicht 
worden, zitierte der Landrat aus 
der Statistik: Ein Führungsfahr­
zeug der Technischen Einsatzlei' 
tung wurde beschafft, Lkw mit 



Feldküche und Zelt für die Be­
treuungsstelle beim DRK-Kreis­
verband Homburg, ein Anttrupp­
Krankenwagen für den Malteser­
Hilfsdienst sowie ein Fernkopie­
rer beim Zivilschutzamt zum 
Zweck besserer Melde- und A1ar­
mierungswege. 

Für 1988 kündigte Lindemann 
den Umzug des noch in Bexbach 
stationierten Fernmeldezugs in 
ein besseres Quartier nach Hom­
burg an. Von den rund 3000 Hel­
fern im Saarpfalzkreis gehören 
etwa 2850 zu den Freiwilligen 
Feuerwehren, THW, DRK, MHD, 
weitere 150 zu Regieeinheiten im 
ABC- und Fernmeldedienst. 

Innenminister Schlee 
erhieh Feuerwehr­
Ehrenkreuz in Silber 

Der baden-württembergische 
Innenminister, Dietmar Schlee, 
hat das Deutsche Feuerwehr-Eh­
renkreuz in Silber erhalten. Bei 
der Verleihung würdigte der Vor­
sitzende des Landesfeuerwehr­
verbandes Baden-Württemberg 
und Vizepräsident des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, Rolf Eng­
lerth, die vie lfältigen Verdienste 

von Dietmar Schlee um das Feu­
erwehrwesen in Baden-Württem­
berg. 

Englerth erinnerte an die Än­
derung des Feuerwehrgesetzes, 
bei der die Feuerwehren in bis­
her einmaliger Weise beteiligt 
worden seien. Nach Ansicht von 
Englerth habe dies seinen Nie­
derschlag in der . einstimmigen 
Verabschiedung des Gesetzes im 
baden-württembergischen Land­
tag gefunden. "Dieses Novum 
zeigt den hervorragenden Stellen­
wert der Feuerwehren in unserer 
Gesellschaft, wozu Herr Minister 
Schlee einen erheblichen Beitrag 
geleistet hat", sagte Englerth. 

In seiner weiteren Laudatio 
ging Englerth auf die Förderung 
der Jugendfeuerwehr Baden­
Württemberg durch das Land ein. 
Durch diese ~ei es in den letzten 
Jahren möglich gewesen, neue 
Jugendfeuerwehren zu gründen. 
Die Sicherung eines qualifIzierten 
Feuerwehrnachwuchses, so Eng­
lerth, sei angesichts der gebur­
tenschwachen Jahrgänge eine 
Hauptaufgabe der Feuerwehren, 
zu deren Lösung die fInanzielle 
Unterstützung durch das Land viel 
beitrage. 

Als weiteren Verdienst von Mi­
nister Schlee nannte Englerth das 

Staatssekretär Dr. Peter Gauweiler besuchte 
die Katastrophenschub schule Bayem 

Staatssekretär Dr. Peter Gau­
weiler besuchte in Begleitung des 
Abteilungsleiters für Zivil-, Brand­
und Katastrophenschutz im Bay­
er. Staatsministerium des Innern, 
Ministerialdirigenten Dr. Erich 
Haniel, die Katastrophenschutz-. 
schule Bayern und die BVS-Schule 
Geretsried. 

Schulleiter Willy Schütz be­
grüßte die Gäste und stellte die 
Ausbildungseinrichtung vor. 

Der Staatssekretär wies in sei­
nen Ausführungen u. a. darauf 
hin, wie wichtig die Ausbildung 
der Katastrophenschutzkräfte für 
ein optimales Hilfeleistungssy­
stem sei und betonte, daß beson­
ders auch die einheitliche "Be­
fehlssprache" geübt werden müs­
se. Insoweit sei die Schule, die 
er insgesamt als mustergültig be­
zeichnete, ein wichtiges Ausbil­
dungs- und Informationszentrum 

für alle Hilfsorganisationen des 
Katastrophenschutzes in Bayern. 

Im Anschluß fand ein gemein­
samer Rundgang durch die Kata­
strophenschutzschule und die 
BVS-Schule statt. 

Unser Bild zeigt Staatssekretär 
Dr. Gauweiler beim Eintrag in das 
Gästebuch; rechts daneben Mini­
sterialdirigent Dr. Haniel, im Hin­
tergrund die Schulleiter Schütz 
und Bär. 

Sonderförderprogramm "Umwelt­
schutz" des Landes. Dieses habe 
den entscheidenden Anstoß für 
eine verbesserte Ausstattung der 
Feuerwehren gegeben, die, so 
Englerth, "wir dringend brau­
chen, um sinnvolle und zweckmä­
ßige Arbeit im Umweltschutz zu 
leisten" . 

Besonders erfreut seien die 
baden-württembergischen Feuer­
wehren nach Ansicht von Englerth 
über die gr.undsätzliche Bereit­
schaft des Landes, den weiteren 
Ausbau des Feuerwehrheimes 

"St. Florian" am Titisee zu för­
dern. Englerth stellte fest, daß 
der geplante Ausbau nötig sei, um 
vor allem das Freizeitangebot ab­
zurunden und behinderten- und 

. familiengerechte Zimmer zu 
schaffen. Bereits in der Vergan­
genheit habe das Land sich den 
Wünschen des Feuerwehrheimes 
aufgeschlossen gezeigt. Dadurch 
sei der Grundstein für ein funk­
tionelles Haus als Stätte der Er­
holung für die baden-württem­
bergischen Feuerwehren geschaf­
fen worden, stellte Englerth zum 
Schluß seiner Ansprache fest. 

Terln/ne 

Auch in diesem Jahr veranstaltet Interspiro wieder 
Tagesseminare und Lehrgiinge für GeiHIewarte und Sicher­
heitsbeauftragle cIer Industrie 

Tagesseminar Prüfstand - Atemschutzgeräteprüfungen an der 
Interspiro Prüfzentrale mit Spirograph 
Lehrgang PI: 03. Mai 1988 
Lehrgang P 3: 13. $eJlte\llber 1988 
Lehrgang für Gerätewarte - Wartung und Prüfung von Atemschutz­
geräten 
Lehrgang G 1: 04. bis 05. Mai 1988 
Lehrgang G 3: 14. bis 15. September 1988 

Wegen der großen Nachfrage hat Interspiro sein Seminarpro-
gramm erweitert. ' 
Neu iin Seminarprogramm bei Interspiro ist das 

Tagesseminar Chemieschutzanzüge - Prüfung, Pflege und Repa­
ratur von Chemikalienschutzanzügen 
Lehrgang CI: 06. Mai 1988 
Lehrgang C 3: 16. September 1988 

Alle ~ehrgänge und Seminare finden im Werk der Interspiro 
GmbH in ForstlBaden statt. Die Unterkunft erfolgt in nahegelege-
nen Hotels. Weitere Auskünfte und Anmeldeadresse: . 

Interspiro GmbH 
Werner-von-Siemens-Straße 8 
7529 Forst 

Vom 8. bis 11 . September 1988 fIndet in Ettlingen, Krs. 
Karisruhe der 6. Lanclesfeuerwehrtag Baclen-WUrttetnberg 
statt. 

Erstmals fInden im Rahmen eines Landesfeuerwehrtages ein 
Wettbewerb für historische Feuerwehrwehrspritzen und ein Tref­
fen von Feuerwehr-Oldtimern statt. Höhepunkt und Abschluß des 
Festwochenendes, für das Ministerpräsident Lothar Späth die 
Schirmherrschaft übernommen hat, ist die Kundgebung auf dem 
Ettlinger Marktplatz, zu der 8000 bis 10000 Feuerwehrangehörige 
erwartet werden. Abgerundet wird das Programm von Feuerwehr­
wettkämpfen, einem Wertungsspielen der Feuerwehrmusikzüge, 
dem Feuerwehrmarsch, einer Sternfahrt, einem Geschicklich­
keitsfahren für Maschinisten und vieles andere. Die Jugendfeuer­
wehr lädt zu einem Indiaca-Turnier ein und nimmt die Jugendlei­
stungsspange ab. 

Nähere Auskünfte über den 6. Landesfeuerwehrtag erteilt die 
Geschäftsstelle des Landesfeuerwehrverbandes Baden-Württem­
berg, Röhrer Weg 12, 7030 Böblingen, Telefon 070 31m 68 81. 
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Dr. Ewald Andrews, Ministerialrat im Bundesministerium des Innern 

Die Mitwirkung 
der humanitären Organisationen bei der 

Katastrophenhilfe im Ausland 
Vortrag anläßlich der Tagung 

westeuropäischer Rot-Krem-Generalsekretäre in Bonn 

Der nachfolgende Beitrag 
entstand auf der Grundlage 
eines Vortrages, den der 
Verfasser auf einer Tagung 
westeuropäischer Rot-Kreuz­
Generalsekretäre in Bonn 
gehalten hat, zu der das 
Deutsche Rote Kreuz Ende 
1987 eingeladen hatte. 

Ziel der Tagung war es , in einem breit 
angelegten Gedankenaustausch Wege und 
Möglichkeiten einer wirksameren Ausge­
staltung der humanitären Hilfe und ihrer 
Anpassung an die Bedürfnisse der Gegen­
wart und Zukunft zu diskutieren. Dabei ging 
es vor allem um eine Dptimierung der Zu­
sammenarbeit mit staatlichen Stellen bei 
der grenzüberschreitenden Hilfeleistung im 
Falle von Katastrophen und schweren Un­
glücksfällen . 

In der Bundesrepublik Deutschland lei­
sten neben den Freiwilligen Feuerwehren 
und dem Technischen Hilfswerk vor allem 
die vier großen Organisationen Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, Deutsches Rotes Kreuz , Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe und Malteser Hilfs­
dienst einen unverzichtbaren Beitrag auf 
dem Gebiete der humanitären Hilfe im In­
und Ausland . Dieser Beitrag wird im we­
sentlichen von den vielen Hunderttausenden 
freiwilliger und ehrenamtlicher Helfer er­
bracht, die sich uneigennützig für humani­
täre Aufgaben zur Verfügung stellen . Mit 
dieser am Gemeinwohl ausgerichteten Ein­
stellung bilden sie zugleich ein stabilisieren­
des Bollwerk gegen gewisse Erosionser­
scheinungen in der vom Gesetzgeber vorge­
gebenen Werteordnung. 

Humanitäre Hilfe ist ihrem Wesen nach 
durch Altruismus geprägt. Sie gelangt dort 
an die Grenzen ihrer Möglichkeit, wo die 
altruistische Zielsetzung des Sachanliegens 
durch Sonderinteressen der Verbandspolitik 
überlagert wird . Diesem permanenten Kon­
flikt sind auch die humanitären Hilfsorgani­
sationen ausgesetzt. 

Eine andere Gefahr besteht darin, daß, 
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bedingt durch die Vielfalt der Bedürfnisse, 
das Aufgabenspektrum der Hilfsorganisatio­
nen immer weiter ausfächert und zuneh­
mend komplexer wird . Das muß dann 
zwangsläufig auch zu einer stärkeren Pro­
fessionalisierung führen, die auf lange Sicht 
nicht unbedenklich ist, weil dadurch die für 
die humanitäre Hilfe entscheidenden Krite­
rien der Ehrenamtlichkeit und der Freiwillig­
keit in ihrer motivationsfördernden Bedeu­
tung zurückgedrängt werden . 

Entsprechend dem Charakter dieser inter­
nationalen Tagung befassen sich die nach­
folgenden Ausführungen in erster Linie mit 
der Position der Hilfsorganisationen auf 
dem Gebiet der grenZÜberschreitenden Hil­
feleistungen . 

Grenzüberschreitende 
humanitäre Arbeit 

"Wer sich hohe politische Ziele steckt, 
kann sie in der Regel nur erreichen, wenn 
es ihm gelingt, das Bewußtsein der interes­
sierten Öffentlichkeit dafür zu wecken. Denn 
nur dann können auch die zur Erreichung 
dieser Ziele erforderlichen Energien freige­
setzt werden. Dies gilt ebenso für Ziele, die 
man sich im Bereich der grenzüberschrei-
1enden humanitären Arbeit setzt . Ich gehe 
davon aus, daß auch diese Tagung der 
Generalsekretäre dazu beitragen soll, über 
Initiativen und Impulse nachzudenken, die 
das Bewußtsein einer breiten Öffentlichkeit 
für die Erfordernisse einer weItumspannen­
den effizienten Katastrophenhilfe steigern 
sollen . 

Nach meiner Auffassung kommt es nicht 
von ungefähr, daß das Bewußtsein für 
grenzüberschreitende humanitäre Arbeit zu­
erst bei den Schweizer Eidgenossen so aus­
geprägt war, daß es eine tragfähige Grund­
lage für eine weltweite humanitäre Hilfe in 
organisierter Form, nämlich in Gestalt des 
Roten Kreuzes, bilden konnte. In der 
Schweiz verband sich der ' Gedanke der 
Wehrhaftigkeit gegen äußere Feinde schon 
seit Jahrhunderten mit der Vorstellung von 
besonderen Schutzmaßnahmen zugunsten 
der wehrlosen Bevölkerung. Heute steht die 
Schweiz, was den Zivilschutz anlangt, ein-

malig in der Welt da. Auch die Schweizer 
Katastrophenhilfe , die bei Katastrophen im 
Ausland, insbesondere in der Dritten Welt, 
zum Einsatz gelangt, ist von hoher Effizienz. 

Das Bewußtsein für die Notwendigkeit 
grenZÜberschreitender humanitärer Arbeit 
ist in anderen Ländern nicht so tief verwur­
zelt oder später entstanden als in der 
Schweiz. Das gilt auch für die Bundesrepu­
blik Deutschland. Dies läßt sich am besten 
an hand gewisser Entwicklungslinien, die 
sich bei uns vollzogen haben, veranschauli­
chen. Diese stellen zugleich auch das Um­
feld dar, in dem die bilateralen Hilfelei­
stungsabkommen, von denen ich hier spre­
chen möchte, entstanden sind und ihre Wir­
kung entfalten. 

Entwicklung des nationalen 
Katastrophenbewußtseins 

In der Bundesrepublik Deutschland hat 
das Erleben des Zweiten Weltkrieges in der 
Bevölkerung das Bewußtsein der Notwen­
digkeit von SChutzmaßnahmen gegen Kata­
strophen im Falle von kriegerischen Ausein­
andersetzungen eher verdrängt als geför­
dert. Dasselbe galt lange Zeit auch für die ' 
aktuellen Gefahren, die in unserem hoch­
technisierten Industriestaat eine sehr diffe­
renzierte, gefahrenträchtige Risikoland­
schaft haben entstehen lassen. 

Bis Ende der SOer Jahre gab es in keinem 
Land der Bundesrepublik Deutschland -
hier sind die Länder für den friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz zuständig - ein 
Spezialgesetz für den Katastrophenschutz . 
Das ist bemerkenswert , denn immerhin hat­
te unsere exportorientierte Industrie die 
Bundesrepublik Deutschland inzwische.n zu 
einem mächtigen Wirtschaftsgiganten her­
anwachsen lassen. Und mit der wachsen­
den Produktion sind natürlich auch die 
Möglichkeiten des Eintritts von Schadens­
fällen mit katastrophalen Ausmaßen ganz 
beträchtlich gestiegen. Gleichwohl wurden 
Katastrophenschutzgesetze in den Bundes­
ländern erst im Laufe der lOer Jahre verab­
schiedet. Das ist sicherlich kein Zeichen für 
ein gut entwickeltes Katastrophenbewußt­
sein in unserem Lande, allein wenn man 



bedenkt, welche Mengen gefährlicher Güter 
bei uns schon seit vielen Jahren über die 
Verkehrswege transportiert werden. Heute 
sind es schon rd. 300 Mio. Tonnen im Jahr. 

Bis Tschernobyl bestand bei uns mehr 
oder weniger die Auffassung , daß man mit 
dem vorhandenen Instrumentarium der in­
.zwischen erlassenen Katastrophenschulz­
gesetze alle Risiken in den Griff nehmen 
könnte, falls einmal ein solcher für unwahr­
scheinlich gehaltener Fall hier eintreten soll­
te. Aber dann haben die Auswirkungen des 
Reaktorunfalls in Tschernobyl das Bewußt­
sein der Öffentlichkeit in sehr hohem Maße 
sensibilisiert. Das große DurCheinander be­
hördlicher Maßnahmen auf den verschiede­
nen Verwaltungsebenen hat offengelegt, 
wie wenig wir im Grunde auf Großscha­
densereignisse, die das gesamte Bundesge­
biet oder große Teile davon betreffen, vor­
bereitet sind, Die durch Tschernobyl her­
vorgerufene Sensibilität der Bevölkerung 
hat bei den Politikern unverzüglich insoweit 
Wirkung gezeigt, als durch ein Programm 
der Bundesregierung vom 1. September 
1986 zahlreiche Maßnahmen zur Bewälti­
gung künftiger Fälle dieser Art beschlossen 
worden sind, einschließlich einer Konzep­
tion zur Koordinierung wichtiger Vorsorge­
und Schulzmaßnahmen im Rahmen eines 
gemeinsamen Krisenmanagements von 
Bund und Ländern . Ich glaube, daß die 
durch Tschernobyl bewirkte Schärfung des 
nationalen Problembewußtseins hinsichtlich 
der Notwendigkeit, sich stärker mit Kata­
strophen und Katastrophenschutz zu befas­
sen, eine Entwicklungslinie darstellt, die 
auch für das Verständnis humanitärer Hilfe 
bei Katastrophen, die sich im Ausland ereig­
nen, sehr wichtig ist. Insofern halte ich den 
gewählten Zeitpunkt, hier und heute über 
Initiativen und Impulse in diesem Bereich zu 
sprechen, für den genau richtigen. 

Entwicklungshilfe 

Eine zweite Entwicklungshilfe , die hier 
erwähnt werden sollte , ist die deutsche Ent­
wicklungshilfe. Sie ist im weiteren Sinne 
auch eine humanitäre Hilfe, denn sie dient 
der Stabilisierung der Verhältnisse in gefah­
renbedrohten Ländern und hat zum Ziel, die 
Menschen in diesen Ländern zu befähigen, 
den sie bedrohenden Gefahren - seien es 
Hungersnot, Seuchen und Epidemien oder 
Naturgewalten - selber Herr zu werden. 
Jeder Staat muß für sich beurteilen , ob und 
wie er seinen Beitrag zur Entwicklungshilfe 
gestaltet, um die Stabilisierung der Verhält­
nisse in den Ländern der Dritten Welt wirk­
sam zu fördern. Festzustellen bleibt jeden­
falls, daß der wesentliche qualitative Schritt 
zur Verbesserung der Entwicklungshilfe , 
nämlich die Koordinierung aller Mittel und 
Maßnahmen, bisher nicht gelungen ist und 
voraussichtlich auch wegen widerstreiten­
der Interessen der Geberländer und unter-

schiedlicher politischer Verhältnisse in den 
Nehmerländern auch in Zukunft nicht so 
rasch vollzogen werden kann. Dies gibt um 
so mehr Veranlassung darüber nachzuden­
ken, wie die bilaterale Entwicklungshilfe 
möglichst erfolgreich eingesetzt werden 
kann. Dieses Nachdenken kann - wie ge­
sagt - erst dann einsetzen, wenn auch im 
nationalen Bereich eine Sensibilisierung für 
Katastrophenlagen eingetreten ist, etwa so 
wie bei uns nach Tschernobyl. Erst wenn 
die Bewußtseinsentwicklung der interessier­
ten Öffentlichkeit diesen Stand erreicht hat, 
ist sie in der Lage, auch in bezug auf 
Katastrophenhilfe für andere, insbesondere 
für weniger entwickelte Länder, eine Kata­
strophenhilfephilosbphie zy kreieren. 

EG-Aktivitäien 

Eine dritte Entwicklungslinie sehe ich in 
den Aktivitäten , die die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften entfaltet. Bis 
vor wenigen Jahren hatte die EG-Kommis­
sion sich nur punktuell engagiert, indem sie 
aus dem bei ihr gebildeten Katastrophen­
fond Mitgliedsländern, die von Katastro­
phen betroffen waren, Beträge zur Verfü­
gung ge~tellt hat, die wegen ihrer geringen 
Dimension auch von der EG mehr als sym­
bolische Geste bezeichnet wurden. Das hat 
sich vor einigen Jahren geändert. Die Kom­
mission ist nunmehr zunehmend' bestrebt, 
zentrale Koordinierungs- und Steuerungs­
funktionen in bezug auf grenzüberschreiten­
de humanitäre Aktivitäten im Falle von Kata­
strophen in den Mitgliedsländern zu über­
nehmen. Dabei ist zu bemerken, daß die EG 
auf dem Gebiete des Katastrophenschutzes 
keine in den römischen Verträgen veranker­
ten Befugnisse und Kompetenzen besitzt. 
Ihr Ziel ist es aber offenbar, das ,Schulzge­
fälle ' zwischen der hochindustrialisierten 
,Nordschiene' der EG und den EG-Ländern 
des mediterranen Raumes durch einen 
Transfer von know hOw, aber auch durch 
die Schaffung von Möglichkeiten zur Inan­
spruchnahme des Katastrophenschutzpo­
tentials der · nördlichen EG-Länder abzu­
bauen. 

NATO-Aktivitäten 

Zu den supranationalen Aktivitäten der 
EG gesellen sich dann noch die Bemühun­
gen der NATO auf diesem Gebiet. Ausge­
hend von der Auffassung , daß die NATO 
nicht beschränkt sein kann auf Maßnah­
men, die die Aufrechterhaltung und Verbes­

. serung des Bereitschaftsstandes für die Ab-
wehr militärischer Bedrohungen umfaßt, 
sondern auch solche, die die Integration der 
NATO-Staaten im Frieden fördern, . haben 
die Mitgliedsländer einen Ausschuß zur Be­
wältigung der Herausforderungen an die 
moderne Gesellschaft gebildet. Dieser be­
faßt sich in erheblichem Umfange auch mit 

Problemen, die die Bewältigung von Risiken 
und Gefahren im Frieden zum Gegenstand 
haben. Außerdem hat das NATO-Generalse­
kretariat Verfahren festgelegt, nach denen 
die Mitgliedsländer im Katastrophenfall un­
ter Inanspruchnahme des NATO-weiten 
Fernmeldenetzes über das Generalsekreta­
riat Hilfeersuchen an die Partnerländer wei­
terleiten lassen können. 

UNDRO 

Der Vollständigkeit halber soll noch er­
wähnt werden, daß auch die UNDRO als 
UNO-Organisator seit Jahren bestrebt ist, 
auf dem Gebiete der grenzüberschreitenden 
humanitären Hilfeleistung aktive Beiträge zu 
leisten mit dem Ziel, in einem zu schaffen­
den weltweiten Hilfeleistungssystem eine 
koordinierende Rolle zu spielen. 

Diese sogenannten Entwicklungslinien, 
ergänzt durch zahlreiche Einzelinitiativen 
bilden das Umfeld, in dem die bilateralen 
Hilfeleistungsverträge, die die Bundesregie­
rung mit ihren Nachbarstaaten geschlossen 
hat, wirksam werden. Dieses Umfeld ist -
wie dargelegt - nicht durch gleichgerichtete 
Interessen gekennzeichnet, die auf eine 
bestmögliche Verwirklichung der von allen 
betonten humanitären Anliegen gerichtet 
sind. Vielmehr liegt auch in diesem Bereich 
eine Wettbewerbssituation vor, in der es 
wie im Wirtschaftsleben um die Erringung 
von ,Marktanteilen' geht. So hat, um ein 
Beispiel zu nennen, die EG-Kommission un­
mißverständlich zum Ausdruck gebracht, 
daß sie die Erlangung der zentralen Koordi­
nierungs- und Steuerungsfunktion auf dem 
Gebiet der grenzüberschreitenden Hilfelei­
stung anstrebt und die Maßnahmen auf­
grund bilateraler Hilfeleistungsabkommen 
mehr oder weniger als unwillkommene Kon­
kurrenz betrachtet. Dies ist um so bemer­
kenswerter, als inzwischen der gesamte 
europäische Raum außerhalb des Ost­
blocks, einschließlich der Schweiz und 
Österreichs, von einem Nelz bilateraler Hil­
feleistungsabkommen zwischen den jeweili­
gen Nachbarstaaten überzogen ist. 

Bilaterale Hilfeleistung 

Ausgangspunkt der grenzüberschreiten­
den bilateralen Hilfeleistung ist das zwi­
schen Deutschland und Frankreich im Jahre 
1977 geschlossene Abkommen. Die ersten 
Kontakte zum Abschluß einer solchen Ver­
einbarung sind zwischen beiden Staaten 
schon Anfang der 60er Jahre aufgenommen 
worden , genauer gesagt, im Zusammen­
hang mit der Kubakrise. Dieses Ereignis 
hatte deutlich gemacht, daß Kriegsgefahren 
plötzlich in einen heißen Krieg umschlagen 
können , der auch das NATO-Gebiet tan­
giert. In einem solchen Falle wäre die Bun­
desrepublik Kriegsschauplatz mit mög-
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licherweise großen Flüchtling~massen . Das 
gemeinsame Interesse Deutschlands und 
Frankreichs bestand seinerzeit also vorran­
gig darin, gewisse Regelungen über eine 
kontrollierte Aufnahme hilfebedürftiger 
Deutscher zu treffen . Die Abkommensver­
handlungen wurden zunächst von beiden 
Seiten nicht mit großem Nachdruck betrie­
ben. Sie zogen sich über viele Jahre hin. 
Dabei verlagerte sich der Schwerpunkt 
mehr und mehr auf eine grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit bei Katastrophen 
und schweren Unglücksfällen schon in Frie­
denszeiten. Das ist eine ganz bemerkens­
werte Entwicklung . Sie führte schließlich zu 
einem deutschen Entwurf, der Anfang der 
70er Jahre erstellt worden war und dann 
auch Verhandlungsgrundlage geblieben ist. 

Das deutsch-französische Hilfeleistungs­
abkommen von 1977 will die Barrieren ab­
bauen bzw. beseitigen, die in Katastrophen­
fällen bei der grenzüberschreitenden Hilfe­
leistung die Gewährung schneller Unterstüt­
zung beeinträchtigen können . Hierbei kann 
es sich um Hindernisse handeln, die ganz 
oder teilweise verfahrensmäßiger, fakti­
scher, rechtlicher, finanzieller und techni­
scher Art sind . Das deutsch-französische 
Hilfeleistungsabkommen regelt das Verfah­
ren in der Weise , daß beide Seiten An­
sprechpartner benennen, die befugt sind, 
Hilfeleistungsersuchen des Partnerstaates 
entgegenzunehmen und ihrerseits solche an 
den Partnerstaat weiterzuleiten . Das ist auf 
der Regierungsebene der Bundesminister 
des Innern bzw. der französische Innen mi­
nister, auf der Ebene der Grenzländer sind 
es die jeweiligen Innenministerien und die 
Präfekten der benachbarten Departments, 
darunler ist es die Kommunalebene. 

Jeder Empfänger von Hilfeleistungsersu­
chen unterhalb der Bundesebene hat zu 
entscheiden, ob er in der Lage ist, dem 
Hilfeleistungsersuchen mit eigenen Mitteln 
zu entsprechen. Ist dies nicht der Fall, leitet 
er das Hilfeleistungsersuchen auf die 
nächsthöhere Ebene weiter, letztlich bis 
zum Bundesminister des Innern, der über 
das Hilfeleistungsersuchen entscheidet mit 
der Folge, daß die Kostenlast dann beim 
Bund liegt. 

Faktische Hindernisse beseitigt das Hilfe­
leistungsabkommen, indem z. B. der Grenz­
übertritt von Hilfsmannschaften zügig von­
statten gehen kann, weil auf alle Grenztor­
malitäten verziChtet wird . Ober Personal 
und Material sind nur noch Sammelnach­
weise zu lühren. 

Von großer Bedeutung ist auch die Rege­
lung, nach der die Vertragspartner auf Haf­
tungs- bzw. Schadensersatzansprüche ver­
zichten, die im Zusammenhang mit bzw. bei 
der Durchführung grenzüberschreitender 
Hilfeleistung entstehen. Damit wird eine 
rechtlich komplizierte Materie ausgeklam­
mert, die andernfalls möglicherweise auf 
die Entscheidung, unverzüglich Hilfe zu lei-
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sten , einen verzögernden Einfluß haben 
könnte . 

Ein wichtiges finanzielles Hindernis ist 
dadurch ausgeräumt worden , daß die Ver­
tragspartner einander die Kosten der Hilfe­
leistung nicht in Rechnung stellen. Eine 
Ausnahme gilt für die Inanspruchnahme 
von Luftfahrzeugen, deren Einsatzkosten 
von jeder Seite zu 50 % getragen werden 
sollen , weil es sich hierbei um ein beson­
ders teures Einsatzmittel handelt. 

Schließlich verpflichten sich die Vertrags­
partner, technische Schwierigkeiten zu be­
heben, die z. B. darin bestehen, ~aß eine 
grenzüberschreitende Kommunikation an 
Fragen der Fernmeldehoheit oder der Zutei­
lung von Frequenzen scheitern könnte . 

Nach Frankreich folgten 
Luxemburg , Belgien und 
Dänemark 

Auf der Grundlage des deutsch-französi­
schen Abkommens ist dann im folgenden 
Jahr 1978 ein textgleiches Abkommen mit 
dem Großherzogtum Luxemburg abge­
schlossen worden. Danach folgte 1980 ein 
Abkommen mit Belgien. Dieses Abkommen 
enthält, sozusagen unter dem Eindruck der 
damals bei uns sehr heftig geführten Kern­
energiediskussion, eine ergänzende Rege­
lung über den Austausch radiologischer 
Meßdaten in bezug auf Kernkraftwerke. Hier 
wurde aus aktuellem Anlaß eine grenzüber­
schreitende Kooperation vereinbart, die sich 
nicht auf eine Katastrophe bezieht, sondern 
auf das Vorfeld einer möglichen Krise. 

Danach folgten die Verhandlungen mit 
dem Königreich Dänemark. Im Gegensatz 
zu den anderen Vertragspartnern legte die 
dänische Seite besonderen Wert darauf, 
den Anwendungsbereich des bilateralen Hil­
feleistungsabkommens mit der Bundesre­
publik Deutschland genau festzulegen. Dies 
geschah durch die Definition eines gemein­
samen Katastrophenschutzbegriffs . Er lau­
tet wie folgt: 

,Katastrophe oder schwerer Unglücksfall 
im Sinne dieses Abkommens ist ein Ge­
schehen, das Leben oder Gesundheit 
zahlreicher Menschen, erhebliche Sach­
werte oder die lebensnotwendige Versor­
gung der Bevölkerung in so ungewöhn­
lichem Maße schädigt oder gefährdet, 
daß zu einer Bekämpfung auch der Ein­
satz von Einheiten und Einrichtungen er­
forderlich erscheint, die nicht für den 
täglichen Einsatz ständig zur Verfügung 
stehen.' 
Bis dahin ging man davon aus, daß es 

jedem Vertragspartner überlassen bleiben 
sollte, in welchem Zeitpunkt bzw. bei wei­
chem Entwicklungsstand einer Krisen- bzw. 
Schadenslage er ein Hilfeleistungsersuchen 
an seinen Partnerstaat richten will . 

Schweiz: eigener 
Vertragsentwurf 

Die Verhandlungen mit der Schweizer 
Eidgenossenschaft wichen von denen, die 
mit den vier vorgenannten Staaten geführt 
worden waren dadurch ab, daß die Schweiz 
einen eigenen Vertragsentwurf vorlegte. Sie 
begründete dies mit ihrem besonderen Neu­
tralitätsstatus. Es erscheint verständlich, 
daß sie aUCh auf diesem Gebiet ihre Neutra­
lität dadurch unterstreichen wollte, daß sie 
für das deutsch/schweizerische Abkommen 
einen anderen Text vorschlug, als den, der 
den Abkommen der Bundesrepublik mit den 
benachbarten NATD- bzw. E.G-Staaten zu­
grundelag. Aber auch inhaltlich trug der 
Schweizer Entwurf der zwischenzeitlich ein­
getretenen Entwicklungen Rechnung. Ins­
besondere zählt dazu eine Regelung über 
die Aufnahme von evakuierter Bevölkerung 
aus der Umgebung kernlechnischer Anla­
gen im Nachbarstaat nach Eintritt eines 
kerntechnischen Störfalles. Hier hatte offen­
bar die Diskussion zu beiden Seiten der 
Grenze ihren Niederschlag gefunden, die 
durch den Betrieb des Schweizer Kernkraft­
werks Leibstadt in Gang gesetzt worden 
war. 

Die Verhandlungen mit dem Königreich 
der Niederlande und der Republik Oster­
reich sind bisher noch nicht zum Abschluß 
gebracht worden . Es kann aber davon aus­
gegangen werden, daß auch hier im Laufe 
des Jahres 1988 bilaterale Hilfeleistungsab­
kommen geschlossen werden. 

Mit den östlichen Nachbarstaaten , der 
CSSR und der DDR, sind in dieser Richtung 
bisher noch keine Gespräche geführt wor­
den. Vorsichtige Vorkontakte mit der CSSR 
haben den Eindruck entstehen lassen, daß 
die CSSR auf ihrer Seite doch nicht unbe­
trächtliche politische Probleme sieht, die 
dem Abschluß eines bilateralen Hilfelei­
stungsabkommen derzeit noch entgegen­
stehen. Gleichwohl ist beabsichtigt, 1988 
eine neue Initiative von unserer Seite zu 
starten. 

Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit in 
Normalzeiten 

Bilaterale Abkommen zwischen Nachbar­
staaten zur Gewährleistung schneller, un­
komplizierter und kostenloser Hilfe bei Kata­
strophen und schweren Unglücksfällen er­
füllen einen guten Zweck, der jedoch nicht 
allzu häufig virulent wird . Unbeschadet des­
sen ist es aber sehr wichtig, daß die Ver­
tragspartner auch ,zwischen den Katastro­
phen' miteinander Verbindung halten, denn 
die Hilfe im Ernstfall kann um so reibungs­
loser gewährt werden, je enger man bereits 
in Normalzeiten zusammenarbeitet. Auch 



hierfür gibt es eine ,Musterregelung' in 
Form der deutsch/französischen Durchfüh­
rungsvereinbarung zum Hilfeleistungsab­
kommen vom 18. März 1985. Während das 
Hilfeleistungsabkommen in erster Linie den 
Katastrophenfall im Auge hat, regelt die 
Durchführungsvereinbarung darüber hinaus 
auch zahlreiche Möglichkeiten der Zusam­
menarbeit in Normalzeiten . So sind in der 
deutsch-französischen Du rchfüh rungsver­
einbarung regelmäßige Gesprächsrunden 
der für den Zivil- und Katastrophenschutz 
zuständigen Ministerien in Bonn (Bundes­
ministerium des Innern) und in Frankreich 
(Innenministerium, Direction de la Securite 
Civile) vorgesehen. Der Austausch von 
Lehrpersonal und von Lehrgangsteilneh­
mern soll an den bzw. über die jeweiligen 
zentralen Ausbildungsstätten gepflegt wer­
den. Gemeinsame Sachverständigen-Ar­
beitsgruppen beraten über beiderseits inter­
essierende Fragen der Organisation , Aus­
stattung und Ausbildung . Ferner sollen bila­
terale grenzüberschreitende Übungen ver­
anstaltet bzw. Vertreter des Partnerstaates 
zu nationalen Übungen eingeladen werden. 
Erst vor kurzem hat in Nainville-Ies-Roches 
bei Paris eine deutsch-französische Exper­
tengruppe über die EntWicklung eines mobi­
len Massenspektrometers beraten, der für 
die Bekämpfung chemischer Gefahren ent­
wickelt werden soll. Danach hat in Grenoble 
auf Einladung Frankreichs ein Vorberei­
tungsgespräch für ein großes französisches 
ZivilschUtzmanöver stattgefunden, an dem 
auch deutsche Beobachter teilnehmen 
werden . 

Die grenzüberschreitende Zusammenar­
beit auf dem Gebiete humanitärer Hilfelei­
stung bei Katastrophen und schweren Un­
glücksfällen entwickelt sich zwischen 
Deutschland und Frankreich solide und kon­
tinuierlich . Beide Seiten verzichten darauf, 
unnötigen Zeitdruck zu produzieren. Die im . 
deutsch/französischen Verhältnis entwickel­
ten und bewährten Kooperationsmuster sol­
len dann auch auf die anderen Vertragspart­
ner übertragen werden. Am Ende dieses 
Prozesses steht, so ist zu hoffen, ein grenz­
überschreitendes Hilfeleistungssystem von 
hoher Effizienz, das von einer sowohl für 
nationale als auch für internationale Kata­
strophenereignisse sensibilisierten Bevölke­
rung getragen wird . Dann ergeben sich 
nach meiner Auffassung gute und realisti­
sche Chancen für einen qualitativen break 
thro'ugh auch in bezug auf die Optimierung 
der Katastrophenhilfe für weniger entwickel­
te Länder in Form eines Krisenmanage­
mentsystems, das in der Lage ist, alle. be­
reitgestellten Ressourcen sinnvoll, effizient 
und schnell zu koordinieren. 

In diesem Zusammenhang wird von dem 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Orga­
nisationen zu Recht die Frage gestellt, ob 
und in welcher Weise sie in bilaterale Hilfe­
leistungsabkommen eingebunden sind bzw. 

werden können . Außerdem wird gefragt, ob 
durch die bilateralen Hilfeleistungsabkom­
men über die Grenzen hinweg bestehende 
Vereinbarungen zu ihren Schwesterorgani­
sationen tangiert werden und ob derartige 
Kontakte künftig immer über die in den 
bilateralen Hilfeleistungsabkommen vorge­
sehenen offiziellen Anspruch laufen 
müssen . 

Die Antwort ist eindeutig . Durch die Hilfe­
leistungsabkommen verpflichten sich nur 
die Vertragsstaaten , in bestimmten Fällen , 
nämlich bei Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen, auf Anforderung Hilfe zu 
leisten . Die durch ein solches Abkommen 
entstandene völkerrechtliche Bindungswir­
kung erzeugt Pflichten und Rechte aus­
schließlich auf Seiten der beiden Vertrags­
staaten . Daraus folgt einmal, daß ein Ver­
tragsstaat darüber hinaus im Katastrophen­
fall oder schon in Normalzeiten auch spe­
zielle Vereinbarungen mit einer Hilfsorgani­
sation des Partnerlandes zum Beispiel über 
die Bereitstellung bestimmter Ausstattungs­
gegenstände oder die Entsendung von Spe­
zialisten treffen kann . Außerdem können 
befreundete nichtstaatliche Organisationen 
in benachbarten Staaten auch weiterhin un­
mittelbar miteinander kontaktieren und Ver­
einbarungen schließen, ohne daß derartige 
Kontakte über die Ansprechpartner des bila­
teralen Hilfeleistungsabkommens laufen 
müssen. 

Hilfeleistungsersuchen kann 
auf drei Ebenen umgesetzt 
werden 

Von daher gesehen, ist eine Einbindung 
von im Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen in ein bilaterales Hilfelei­
stungsabkommen eine Angelegenheit inner­
staatlicher Regelung . Hierbei ist davon aus­
zugehen, daß die Bundesregierung ein an 
sie gerichtetes Hilfeleistungsersuchen in­
nerstaatlich auf drei Ebenen umsetzen kann. 
Zunächst einmal kann sie auf die ihrem 
unmittelbaren Zugriff zugänglichen Res­
sourcen zurückgreifen . Das sind diejenigen, 
über die der Bund aufgrund seiner grundge­
setzlichen Zuständigkeit verfügen kann , 
z. B. Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, 
Bundesverband für den Selbstschutz, Bun­
desgrenzschutz und schließlich auch die 
Bundeswehr. 

Auf der zweiten Ebene kann der Bund das 
Potential nutzbar machen, das im Wege dec 
Amtshilfe bereitgestellt wird . Der in Artikel 
35 GG festgeschriebene Amtshilfegrundsatz 
verpflichtet Bund und Länder, einander bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfe zu leisten. 
Die dadurch entstehenden Kosten fallen je­
weils dem Hilfesuchenden zur Last. In An­
wendung dieses Prinzips hatte z. B. der 
Bund seinerzeit die Länder gebeten, ihm 
qualifiziertes Feuerwehrpotential zur Verfü-

gung zu stellen , um dadurch dem Hilfelei­
stungsersuchen Frankreichs anläßlich der 
durch den Unfall des Tankers "Amoco Ca­
diz" verursachten Ölkatastrophe in der Bre­
tagne entsprechen zu können . Die Länder 
hatten damals diesem Petitum bereitwillig 
und unverzüglich entsprochen. 

Auf einer dritten Ebene kann sich der 
Bund den Zugriff auf Katastrophenschutz­
potential dadurch verschaffen, daß er ent­
weder ad hoc im Hilfeleistungsfall oder 
schon in Normalzeiten Vereinbarungen mit 
humanitären Organisationen tritt. So hat der 
BMI beispielsweise mit dem Deutschen Ro­
ten Kreuz einen Vertrag über den DRK­
Hilfszug geschlossen, der ihm die Möglich­
keit eröffnet, diese Einrichtung im Frieden 
und im Verteidigungsfall für seine Zwecke 
einzusetzen. Dafür stellt er dem Deutschen 
Roten Kreuz einen jährlichen Zuschuß für 
die Unterhaltung des Hilfszuges zur Verfü­
gung. 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt , daß 
im Notfall die Bereitschaft, einem Hilfelei­
stungsersuchen zu entspreChen oder bei 
dessen Erfüllung mitzuwirken, außerordent­
lich groß ist. Von da her ist das Bedürfnis, 
auf der dritten Ebene schon in Normalzeiten 
Vereinbarungen zu treffen , um sich im Ereig­
nisfall den Zugriff auf bestimmtes Potential 
zu sichern, als nicht so dringlich anzusehen. 
Wichtiger erscheint die Erörterung der Fra­
ge, wie den Interessen der im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen an 
einer Beteiligung bei solchen Maßnahmen 
entsprochen werden kann , die die Vertrags­
staaten in sogenannten Durchführungsver­
einbarungen zum Hilfeleistungsabkommen 
auch für Normalzeiten getroffen haben. Hier­
bei handelt es sich - wie gesagt - in erster 
Linie um regelmäßige Treffen der in den 
Vertragsstaaten Verantwortlichen für den Zi­
vil- und Katastrophenschutz, die Veranstal­
tung von Expertentagungen , den Austausch 
von Lehrpersonal und Lehrgangsteilneh­
mern mittels der beiderseitigen nationalen 
Ausbildungseinrichtungen, die Durchfüh­
rung gemeinsamer grenzüberschreitender 
Übungen und um gemeinsame Forschungs­
vorhaben . In diesem Rahmen erscheint es 
sehr sinnvoll und nützlich, die im Katastro­
phenschutz mitwirkenden Organisation 
schon frühzeitig am Meinungsbildungspro­
zeß zu beteiligen, um sachdienliche Verfah­
ren und Formen ihrer Einbindung in konkrete 
Vorhaben zu evaluieren . 

Engagement von privater 
Seite wird gebraucht 

Es ist nie zu früh , über Verbesserungen 
der Hilfeleistung für notleidende Menschen 
nachzudenken. Auch dieses vom DRK initi­
ierte Gespräch der Rotkreuz-Generalsekre­
täre aus den Nachbarstaaten dient diesem 
Zweck. Das Deutsche Rote Kreuz hat in 
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seiner Besprechungsunterlage interessante 
Anregungen und Vorschläge unterbreitet, 
über die weiter diskutiert werden muß. Da­
bei kommt es darauf an , daß derartige Anre­
gungen immer wieder auch in den politi­
schen Raum hineingetragen werden. 

Es ist ebenso erfreulich wie notwendig, 
daß sehr oft Initiativen und Impulse zur 

Verbesserung der Daseinsbedingungen von 
Menschen, die durch die Natur, das jeweili­
ge politische System, ihren Bildungsstand 
usw. benachteiligt sind, von privaten Orga­
nisationen ausgehen . Oie durch aktuelle na­
tionale Probleme dauerbelaste Administra­
tion braucht dieses Engagement von priva­
ter Seite, um immer wieder gefordert zu 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

werden, auch fü r diejenigen etwas zu tun , 
die ihre Not und ihre Bedürfnisse, so groß 
sie auch sein mögen, selten unmittelbar 
sicht- und hörbar machen können. In die­
sem Sinne danke ich Ihnen fü r Ihre Arbeit 
und dafür, daß Sie mir Gelegenheit gegeben 
haben, an dieser Gesprächsrunde teitzu­
nehmen." 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare KörperSChaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern), ist nachfolgend aufgeführte Stelle zu besetzen: 

Dien.tsteUenleite./in bei der BVS·DienststeUe Karlsruhe 
Verg .-Gr. IVa BAT - ab 1. 10. 1988-

Die Bewerber sollten über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zlvil- , Katastrophen- und SelbstSChutzes verfügen . 
Bei gleicher Eignung erhalten SChwerbehinderte Bewerber den Vorzug. 
Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergütungsgruppe niedriger. 
Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 
Bewerbungen mit vollstandigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) 
sind bis zum 10. April 1988 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbst.chutz 
BundeshauptsteIle Eupener Str 74 , 
5000 Köln 41 , (Tel.: 022114988-1) 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
Bei hauptamtlich Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienstweg . 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Wir Sind eine der großen Hilfsorganisationen in der Bundesrepublik Deutschland mit 25 Regional- und über 500 Ortsgliederun­
gen. Die Malteser widmen sich der Ausbildung der Bevölkerung in Erster Hilfe und dem Rettungsdienst, sie sind im Zivil- und 
Katastrophenschutz engagiert. leisten Auslandshilfe, übernehmen zahlreiche soziale Dienste und setzen sich In der Jugendarben 
em. 

Das Aufgabengebiet umfaßt: 

Wir suchen für unsere Diözesangeschäftsstelle Malnz eine(n) 

Diöze.anreferent(in) 
für den Kata.trophenschutz und RettungSdienst 

- die verantwortliche Obernahme aller Aufgaben auf Diözesanebene, die aus den Arbeitsgebieten Katastrophenschutz und 
RettungsdiensVKrankentransport erwachsen, 

- die Unlerstützung der zugehörigen , meist ehrenamtlichen Gliederungen und Einheiten; insbesondere hinsichtlich Ausrüstung 
und Einsatz In den genannten Diensten, 

- die Mitwirkung bel der Auswahl und Ausbildung von ehrenamtlichen Fuhrungskräften; 
- die Oberwachung der Einhaltung aller Vorschriften, die in den genannten Diensten e~assen sind. 
Wir erwarten: 
- eine Persönlichkeit, die bereit ist, sich über das normale Maß einer hauptamtlichen Tätigkeit hinaus zu engagieren und mn 

ehrenamtlichen Kräften zusammenzuarbeiten; 
- nach Möglichkeit Fachkenntnisse und Erfahrung in den genannten Diensten ; 
- selbständiges und verantwortliches Arbeiten , Flexibilität, Belastbarkeit und eine lebendige Verbindung zur katholischen Kirche; 
- den Besitz des Führerscheins KI. 3. 
Wir bieten: 
- eine Dauerstellung mit leistungsbezogener Vergütung gemäß AVR sowie den üblichen Sozialleistungen; 
- ggl. unsere Hilfe bei der Suche nach einer Wohnung in Mainz. 
Schnftliche Bewerbungen mit Lichtbild und den üblichen Unterlagen werden erbeten an: 

Malteser·Hilfsdienst e. V., Diöze.angeschiftsstelle 
z. Hd. Herrn Treppe 

Neutorst.aae 3, 6500 Uainz 1, Tel. 061311232525 
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Die Not- und Katastrophenhilfe des Deutschen Caritasverbandes 

Leben retten - Überleben sichern -
Zukunft gestalten 

Seit Anfang der 60er Jahre 
leistet das kirchliche Hilfswerk AuslandshiJfe 

in vielen Ländern der Erde -
HiHe zur Selbsthilfe steht im Mittelpunkt aller Notprogramme 

"Freiburg, 22. Februar 1988, Uhrzeit 
11 .25, von Deutscher Caritasverband 
an Redaktion ,heute journal': 

Hilfe für Slums in Rio - Caritas und 
Diakonie bitten um Spenden. Die Über­
schwemmungen in Brasilien' haben 
verheerende Zerstörungen angerichtet. 
Mindestens 50000 Menschen wurden 
obdachlos. Besonders die Armenvier­
tel von Rio de Janeiro sind durch Erd­
rutsche zerstört worden . Für die Sofort­
hille werden vor allem Medikamente 
und Nahrungsmittel benötigt. Cari­
tas und Diakonie haben hierfür 
150000 DM zur Verfügung gestellt. 
Spenden mil dem Kennwort ,Brasil ien' 
werden erbeten an ... " 

Aktueller konnte der Besuch beim Deut­
schen Caritasverband nicht sein . Das Fern­
sch reiben an das "Zweite Deutsche Fernse­
hen' ist gerade zwei Stunden alt, als sich 
das "Zivilschutz-Magazin" mit Martin Klee­
ne, Referent für Öffentlichkeitsarbeit der 
Auslandsabteilung des Verbandes, trifft. Im 
Mittelpunkt des Gesprächs steht die Not­
und Katastrophenhilfe der deutschen Cari­
tas. Daß die Recherche bei dem kirchlichen 
Hilfswerk von solcher Aktualität geprägt ist, 
war nicht vorauszusehen . 

Was sind die Ziele und Kri terien der Hil­
fe? Wie ist der Weg vom Hilferuf zur Hilfe­
leistung? Wie wird die Katastrophenhilfe 
finanziert? - Fragen, über die sich die Re­
daktion in der Freiburger Caritas-Zentrale 
informieren wi ll. 

Der Beginn 

Die umfangreiche und wertvolle Hilfe, die 
die Bevölkerung im Nachkriegsdeutschland 
aus dem Ausland erhielt, wurde beim Deut­
schen Caritasverband als Aufruf verstan­
den, in besseren Zeiten auch den Ländern 
zu helfen, die in Notsituationen geraten, 
Dies war dann beim Ungarnaufstand (1955/ 
56) der Fall. Zwar gab es damals keine 

organisierte Hilfe der Caritas, auf jeden Fall 
aber eine spontane und engagierte Unter­
stützung durch Caritasmitglieder. 

Erdbeben in Marokko und Chile waren 
dann Ende der 50er, Anfang der 60er Jahre 
die ersten Anlässe für Hilfen der Caritas im 
außereuropäischen Ausland . In diesen Jah­
ren beschränkte sich die Hilfe insbesondere 
auf materielle Unterstützung wie Medika­
mente, Lebensmittel und Kleidung. 

Hilfe in drei Schritten 

Die Auslandshilfe des Deutschen Caritas­
verbandes umfaßt heute im wesentlichen 
den gesamten Bereich der Not- und Kata­
strophenhilfe sowie Maßnahmen der Sozial­
strukturhilfe . 

Besondere Bedeutung haben die Überle­
benshilfen, mit der die Grundbedürfnisse 
wie Nahrung, Unterkunft, Gesundheit und 
Wasser sichergestellt werden . 

Rehabilitationshilfen dienen dem Ziel , so 
schnell wie möglich zur Selbsthilfe der Be­
troffenen zu gelangen und gleichzeitig eine 
Verbesserung für die Zukunft zu erreichen. 

lebensmittel hilfe für Äthiopien. Wenn Nahrungs­
mittel in der Region nicht gekauft werden können, 
kann auf Bestände der EG zurückgegriffen werden. 

Langfristige entwicklungsorientierte Pro­
gramme sollen die Ursachen der Not besei­
tigen helfen und einen Beitrag leisten, glei­
che oder ähnliche Notlagen zu verhindern . 
Daneben werden Strukturen entwickelt, die 
in der Lage sind, übertragungsfähige Mo­
delle für zu leistende Hilfen im sozialen 
Bereich anzubieten. 

Unterschiedliche Partner 

Die Katastrophenhilfe ist eine sorgfältig 
geplante Gemeinschaftsarbeit von unter­
schiedlichen Partnern , zu denen auch die 
über 100 nationalen Caritasorganisationen 
der Dritten Welt zählen . Schon in der Bun­
desrepublik Deutschland werden zur Ver­
meidung von Doppelgleisigkeit Informatio­
nen und geplante Vorhaben abgestimmt. 
Dies geschieht in finanzieller, logistischer, 
personeller und organisatorischer Hinsicht. 
Einbezogen in den Abstimmungsprozeß 
sind die zuständigen Ministerien auf Bun­
desebene, der Verband der Diözesen 
Deutschlands für den Einsatz von Ki rchen­
steuermitteln, die kirchlichen Hilfswerke so­
wie die internationalen Hilfsorganisationen. 
Sämtl iche Ergebnisse werden im Bereich 
der Caritas wiederum über Caritas Interna­
tionalis abgestimmt. 

Die so konkretisierten und vorgeprüften 
Projekte werden der Direktion des Deut­
schen Caritasverbandes zur Entscheidung 
vorgelegt. Das Ergebnis wird mit allen Be-
teiligten abgestimmt. • 

Für den Entscheidungsprozeß gibt es un­
terschiedliche Verfahren, die je nach Eilbe­
dürftigkeit ausgestattet sind . So kann, falls 
erforderlich, auch kurzfristig eine Hilfsak­
tion gestartet werden. 

Fehler gemacht 

Die Caritas bemüht sich stets, von An­
fang an die Hilfen nicht willkürlich, sondern 
systematisch so zu leisten, daß sie über die 
einheimischen Partnerstrukturen die Betrof-
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fenen erreichen. "Hier wurden in der Ver­
gangenheit allgemein Fehler in der Zusam­
menarbeit mit der Dritten Welt gemacht", 
sagt Martin Kleene . "Mit unserer geballten 
technischen Hilfe bei einer Katastrophe wur­
den oft die Menschen , um die es eigentlich 
ging, an den Rand gedrängt. Die Kapazitä­
ten der Betroffenen wurden meist nicht aus­
reichend berücksichtigt. Man hat nicht un­
bedingt realistisch geschaut, was können 
die Menschen machen, wo ist Selbsthilfe 
möglich?" 

Hilfe zur Selbsthilfe 

Es ist deshalb immer das Ziel der deut­
schen Caritas, ihrem Partner finanzielle Mit­
tel zur Vertügung zu stellen, um von sich 
aus und zusammen mit der einheimischen 
Bevölkerung die Probleme lösen zu können . 
So besteht auch die Soforthilfe kaum noch 
aus dem Transport von Gütern, sondern 
zum überwiegenden Teil aus finanzieller Hil­
fe, die dann von den lokalen Partnern für die 
schnelle Beschaffung der lebenswichtigen 
Güter im Land selbst oder in den Nachbar­
ländern verwendet werden können . Diese 
Art der Hilfe ist nicht nur schneller, sie ist 
auch bedartsorientiert, da den örtlichen Be­
dürtnissen Rechnung getragen werden 
kann . 

Nur in Ausnahmefällen , wenn für Spezial­
aufgaben keine einheimischen Kräfte vor­
handen sind , werden deutsche Helfer ins 
Ausland geschickt. Hier steht z. B. der Mal­
teser-Hilfsdienst, ein Fachverband der Cari­
tas , mit seinen geschulten Katastrophenhel­
fern und technischem Gerät jederzeit bereit 
für qualifizierte Hilfe. 

Die Caritas ist überzeugt , daß allein die­
ser Weg einen langfristigen Ertolg sichert, 
weil die Hilfe dann eigentlich als eigene In den Verteilungszentren der kathOlischen Kirche versorgen sich die Hungerflüchllinge mit der notwendl-
Aufgabe der Betroffenen angesehen und ak- gen Ration zum Überleben. 

tiviert wird . Alle Überlebenshilfen sind so 
angelegt, daß sie die Wiederaufbauarbeit 
fördern oder schon mitbeinhalten und eine 
Grundlage für eine längertristige Entwick­
lungshilfe bilden . Hierdurch wird die Bevöl­
kerung selbst mobilisiert, zu helfen, aufzu­
räumen , neu aufzubauen. 

Strukturen vor Ort verbessert 

Eine wichtige Voraussetzung für diesen 
Weg war es , die Strukturen der nationalen 
Caritasorganisationen in der Dritten Welt zu 
verbessern sowie weiterzuentwickeln und 
deren Eigenverantwortlichkeit zu fördern . 
Als Beispiel nennt Martin Kleene Äthiopien . 

Hier haben die kirchlichen Partner nach 
den schlimmen Ertahrungen in den Jahren 
1983/84 für eine Verbesserung der organi­
satorischen und logistischen Möglichkeiten 
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gesorgt. Dies gelang nur mit massiver Un­
terstützung aus den Caritasverbänden der 
europäischen Länder und der Caritas der 
USA. 

Inzwischen stehen genug Lastkraftwagen 
zur Verfügung, um die Hilfsgüter in die 
betroffenen Gebiete zu fahren . Auch wurde 
ein leistungsfähiges Fernmeldewesen auf­
gebaut. Allein in den beiden schwerpunkt­
mäßig betroffenen Regionen Eritrea und TI­
gray gibt es mittlerweile 65 fest eingerichte­
te Versorgungszentren der katholischen Kir­
che . Die jeweils acht Mitarbeiter erfassen 
u. a. den Gesundheitszustand der Kinder 
und sind für die Caritas eine Art . soziales 
Frühwarnsystem" für Katastrophen . 

Knappe MiHel für 
langfristige Projekte -.Mit diesen Maßnahmen wurden die 10- Der Brunnenbau gehört zu den wlchtlgslen Merkmalen kirchtlcher Entwicklungshllle 
kaien Strukturen verbessert" , freut sich 
Martin Kleene. Er weist aber auch auf die 
finanziellen Schwierigkeiten hin .• Jeder gibt 
gerne Geld für direkte ma.terielle Hilfe, die 
den Menschen zugute kommt, was ja auch 
ein verständliches Anliegen ist. Es gibt aber 
eine gewisse Hemmschwelle bei der Bevöl­
kerung , z. B. Geld für ein Lagerhaus, Bü­
ros, Gehälter und ähnliches zu spenden. 
Zweckgebundene Spenden kommen für sol­
che Projekte nicht in Frage. Was wir also 
verstärkt brauchen, sind Spenden, die je 
nach Bedarf in der Katastrophenhilfe einge­
setzt werden können ." 

Partnergruppen gesucht 

Die Caritas ist hier insbesondere auf 
kirchliche Mittel angewiesen . Gesucht wer­
den auch bundesweit Partnergruppen, die 
ein gezieltes Projekt übernehmen . So mach­
te z. B. der Diözesan-Caritasverband Stutt­
gart einen Aktionsvorschlag an Gruppen 
und Pfarreien in seinem Bereich, ein Okolo­
gieprogramm in übervolta über längere Zeit 
finanziell zu unterstützen. Hier sollen u. a. 
Brunnen gebaut werden und Wiederauffor­
stungsmaßnahmen anlaufen . Hilfen, die für 
die Sahelländer in Zukunft von großer Be­
deutung sind. Die Resonanz ist sehr positiv. 

Diese Partnerschaftshilfen können die 
Leistungen der großen Hilfswerke natürlich 
nicht ersetzen. Es kann keine Konkurrenz 
geben zwischen kleinen lokalen Initiativen 
und großen Verbänden . Sinnvoll ist aber, 
wenn sich beides ergänzt. 

Hilfe auf Lager 

Für gezielte Hilfe in Notgebieten unterhält 
der Deutsche Caritasverband in Münster ein 
zentrales Katastrophenlager für Kleidung , 
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Decken und Medikamente. Seit seiner Grün­
dung vor über zehn Jahren hat das Lager 
rund 725 Tonnen. Hilfsgüter mit einem Wert 
von 6,1 Millionen Mark in Not- und Kata­
strophengebiete geschickt. 

Auslandshilfe gesteigert 

Die Liste der Anlässe und Häufigkeiten 
der Hilfe des Deutschen Caritasverbandes 
ist lang . Hauptursache für die in den letzten 
Jahren gestiegenen Anfragen nach Aus­
landshilfe der deutschen Caritas bildet vor 
allem die Hunger- und Dürrekatastrophe in 
Afrika. Hier ist das Hilfswerk am stärksten 
engagiert. 

Finanziert wird die Auslandsarbeit des 
Verbandes aus kirchlichen Haushaltsmit­
teln , die die Bischöfe zur Verfügung stellen , 
aus staatlichen Mitteln, die beispielsweise 
die Bundesregierung oder die Landesregie­
rungen der Caritas geben, und zum größten 
Teil aus Spenden. 

Die große Steigerung der Caritas-Aus­
landshilfe war in den letzten Jahren vor 
allem möglich , weil die Spendenfreudigkeit 
der Bevölkerung so sehr zugenommen hat. 

Immer neue Aufgaben 

"Hilfsprogramm für den Libanon" -
"Nahrungsmittelhilfe für Chile" - "Caritas­
Luftbrücke für Äthiopien", die Überschriften 
in der DCV-Informationsschrift "Aktuelles 
aus der Auslandshilfe" lassen keinen Zwei­
fel, daß auch die Not in der Welt 1988 nicht 
abnehmen wird . Im Gegenteil: Äthiopien 
steht vor einer neuen Katastrophe. Hier 
droht eine Hungersnot, von der rund fünf 
Millionen Menschen betroffen sind. Allein in 
diesem Jahr sind 2,3 Millionen Menschen 
auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen , um 
überleben zu können . 

Die Hilfen für Äthiopien erfordern erneut 
einen hohen finanziellen Aufwand . Das ge­
samte Hilfsprogramm für 1988 beträgt ca .. 
32 Millionen Mark. Auch hier hat der Deut­
sche Caritasverband wieder in einem Spen­
denaufruf an die Bevölkerung um Unterstüt­
zung gebeten, um in einer großen Hilfsak­
tion dem Elend, der Not und Verzweiflung 
der Menschen in dieser leidgeprüften Re­
gion zu begegnen. güse 
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Dr. Hans-Joachim Uth, Umweltbundesamt, Berlin 

Nachbarschaftsschutz in der 
Umgebung gefahrlicher Industrieanlagen in 

, der Bundesrepublik Deutschland 
Störfall-Verordnung wird novelliert 

und VerwaItungsvorschriften werden erarbeitet 

Anläßlich eines Vortrages auf der "Eu­
ropean Conference of Emergency Planing 
for Industrial Hazards" entwickelte der 
Verfasser des nachfolgenden Beitrages 
einige Gedanken, die wegen ihrer grund­
sätzlichen Bedeutung veröffentlicht 
werden. 

Spektakuläre Störfälle wie in Bophai , Me' 
xico·City und Basel haben in jüngster Ver­
gangenheit eindringlich die Risiken moder­
ner Chemiewirtschaften vor Augen geführt. 
Die Analyse der Ereignisse zeigte, daß beim 
Versagen der anlagenbezogenen Sicher­
heitsmaßnahmen der wirksamen Gefahren­
abwehr für die Betroffenen in der Nachbar­
schaft ganz besondere Bedeutung zukommt 
(1 - 3) . Gefahrj!1abwehrplanung kann mithin 
überlebenswicntig sein . In der Bundesrepu­
blik DeutSchland ist seit geraumer Zeit die 
Gefahrenabwehrplanung als Teil eines um­
fill>senden Systems des Nachbarschafts­
schutzes vor Störfällen aus gefährlichen In­
dustrieanlagen entwickelt worden . 

Dieses Konzept, deren wesentliche Teile 
in der Störfall-Verordnung (4) nationale 
Umsetzung der EG-Richtlinie 821501 /EWG, 
"Seveso-Richtlinie") verankert wurden, soll 
hier in seinen Grundzügen dargestellt 
werden . 

Bedrohungsanalyse 

Um vor Gefahren schützen zu können, 
muß man sie kennen . Mensch und Umwelt 
in der Nachbarschaft gefährlicher Industrie­
anlagen können durch Brände, Explosionen 
und/oder die Freisetzung von toxischen 
Stoffen gefährdet werden . Das Gefahren· 
potential ist verbunden mit den spezifischen 
Eigenschaften chemischer Stoffe. Dieses 
Potential kann bei einer unkontrollierten 
Freisetzung wirksam werden . Um dies zu 
verhindern , werden eine Fülle von anlagen­
bezogenen Sicherheitsmaßnahmen getrof­
fen . Diese Maßnahmen wiederum können 
durch die Einwirkung von inneren und äuße­
ren Einflüssen (z . B. Hochwasser, Erdbe­
ben , Explosion, Brände) in ihrer Wirksam­
keit eingeschränkt werden . 

Bei einer Freisetzung ist die Wirkung der 
gefährlichen Stoffe abhängig von 
- der freigesetzten Menge; 
- dem Ausbreitungsverhalten des Stoffes; 
- den Bedingungen in der Umgebung (z . B. 

Besiedelungsdichte, Zustand des Ökosy­
stems). 
Oie umfassende Analyse der Bedrohung 

von Mensch und Umwelt erfordert also die 
- Identifikation von Industrieanlagen mit 

gefährlichen Stoffen und Verfahren; 
- Identifikation der Einflüsse, die eine uno 

kontrollierte Freisetzung der Stoffe bewir­
ken können (Gefahrenquellen) . 

- Analyse der Struktur in dem potentiellen 
Einwirkungsbereich. 

Identifikation von 
gefährlichen 
Industrieanlagen in der 
Bundesrepublik Deutschland 

In Anlehnung an die Seveso·Richtlinie 
wird der Geltungsbereich der Störfall-Ver­
ordnung (4) über eine Anlagen- und Stoffli­
ste abschließend geregelt. Nur genehmi­
gungsbedürftige Anlagen , die in der Anla­
genliste aufgeführt und in denen Stoffe der 

Tabelle 1 zeigt den relativen Anteil der 20 häufig­
sten Sioffe . 
Lid Slon· BezetehmlllO rtI Allted an 
N, N, • 

""'-~ teil Anlagen 

1 1<, Brennbare Gase 16,6% , 
'" Brennbare AOss!9kelten 12,8'1'0 

3 27 Clllor 8,5'" 
4 128 Schwelelwasserstofl 7,5% 
5 22 Brom 4,5% 
6 38 AlkallcyanicM 3,8% 
7 37 ",,, •• ,,,,,1011 3,3'11. 

• 119 Phosgen 3,1% 
9 116 ~olOlle 3,0% 

10 , - 2,8% 
11 • Aßen-IlI-SalZe 2,8% 
12 21 8IeIaIkyN!rbllldu~n 2,6% 
13 1<' uplOsionsgelahrliche Stolle 2,0% 
14 113 NIckel (SlJube) 2,0% 
15 1 Acrolein 1,8% 
16 9 Arsen-V-SaIztI 1,5"110 
17 40 l,2-0ibromet/'Lan 1,5% 
18 92 Außsalife 1,5% 
19 100 Cobalt (Stallbe) 1,5% 
20 133 TeOO 1,1% 

Anhlfl9 11 , Sl6rfallverordool'lg 141 

Stoffliste vorhanden sind , oder im Störfall 
entstehen können , werden als gefährliche 
Anlagen betrachtet. In der Anlagenliste sind 
derzeit 17 Anlagentypen aufgeführt. Die 
Stoffliste enthält z. Zt. 142 Einzelstoffe so­
wie drei Stoffgruppen, die ca . weitere 
150 Einzelstoffe umfassen. Die Störfall-Ver­
ordnung findet nur Anwendung in Anlagen , 
in denen die Stoffe gewisse Mengen über­
schreiten (5) . 

Anlagenstruktur 

Insgesamt wurden von den Behörden ca. 
850 Anlagen registriert (Stand: Herbst 
1985). Diese Anlagenmenge entspriCht et­
wa 1,5 % der gesamten Menge aller nach 
dem Bundesimmissionsschutzgesetz ge­
nehmigungsbedürfligen Anlagen in der 
Bundesrepublik. Der überwiegende Teil 
(99 %) unterliegt der Verordnung , weil die 
gefährlichen Stoffe bereits im Betrieb vor­
handen sind. Lediglich in ca. 1 % der Anla­
gen können gefährliche Stoffe erst während 
des Störfalls entstehen (Seveso-Fall) . Von 
den gemeldeten Anlagen wurden ca. 10 % 
von den Sicherheitspflichten entbunden, da 
das Inventat an gefährlichen Stoffen die 
festgelegten Mengenschwellen nicht er­
reichte (Bi ld 1 zeigt die Übersicht) . Ca. 
95 % aller gemeldeten Anlagen sind ledig­
lich vier Anlagentypen zuzuordnen . Der An· 
teil der Anlagen der Chemischen Industrie 
liegt mit ca . 60 % an der Spitze. Für ca . ein 
Drittel der nach der Anlagenliste möglichen 
Anlagentypen liegen keine Meldungen vor. 

Zuordnung der Stoffe 

Von den 145 möglichen Stoffen/Stoff­
gruppen (Positionen) der Stoffliste sind in 
der Praxis lediglich 61 (ca. 43 %) gemeldet 
worden . Auf fünf Positionen entfallen 50 % 
der gemeldeten Anlagen , 85 % der Anlagen 
entfallen auf 20 Positionen (Tab. 1) . Ca . 
30 % der gemeldeten Anlagen entfallen auf 
die Stoffgruppen "brennbare Gase" und 
"entzündliChe Flüssigkeiten". Von diesen 
Anlagen können vorwiegend Brand- und Ex-
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plosionsgefahren ausgehen. Insbesondere 
durch die Kombination von brandgefährli­
chen mit toxischen Stoffen in Anlagen der 
chemischen Industrie und der Mineralölin­
dustrie können gefahrenerhöhende Momen­
te auftreten (6) . 

In Anlagen der chemischen Industrie sind 
alle Stoffe der Tab . l (Ausnahme: explo­
sionsgefährliche Stoffe) gemeldet worden. 
Die häufigsten Stoffe sind: 
- Chlor (14 %) 
- Schwefelwasserstoff (11 %) 
- Brom (8%) 
- Alkalicyanide (7 %). 

Bild 2 zeigt das Verhältnis der Anteile von 
brandgefährlichem und toxischem Inventar 
in den Anlagentypen mit dem größten Ge­
fahrenpotential. Dies bezieht sich auf die 
gesamte Anlagenstruktur, jedoch nicht auf 
die Einzelanlage. Angesichts der Tatsache, 
daß jedoch die 850 Anlagen der Verordnung 
lediglich auf ca. 150 Standorle verleilt sind, 
besteht häufig ein enger räumlicher Zusam­
menhang zwischen Anlagen mit toxischen 
und brand- bzw. explosionsgefährlichem 
Inventar. Dies muß bei der Sicherheitsvor­
sorge berücksichtigt werden (Domino-Ef­
fekt) . 

Ein Maß für das Gefahrenpotenlial sind 
auch die gehandhabten Mengen. Auf der 
Basis einer Hochrechnung läßt sich für das 
toxische Inventar aller Anlagen insgesamt 
eine Menge von ca. 30000 Tonnen angeben 
(Stoffe mit toxischem Potential in den Stoff­
gruppen "entzündliche Flüssigkeiten" und 
"brennbare Gase" nicht mitgerechnet) . Er­
mittelt man die durchschnittliche Menge der 
StOffe pro Anlage in Abhängigkeit von der 
festgelegten Mengenschwelle B (5), so zeigt 
sich, daß die Mengenschwelle in der Praxis 
um ein Vielfaches überschritten wird 
(Bild 3) . Definitionsgemäß ist damil ein er­
hebliches Gefahrenpotential verbunden (7) . 

Räumliche Verteilung 

Die rund 800 Anlagen verteilen sich auf 
ca. 180 Standorte. Die Anlagen der chemi­
schen Industrie konzentrieren sich auf die 
klassischen Chemiestandorte in Nordrhein­
Westfalen , Hessen, Rheinland-Pfalz und 
Bayern. Hier sind häufig mehrere Anlagen in 
einem Anlagenkomplex zusammengefaßt. 
Die großen Mineralölläger sind, sofern sie 
nicht im Zusammenhang mit Raffinerien be­
trieben werden, vorwiegend in den Nordlän­
dern (Küsten) angesiedelt. Viele EinzeIanla­
gen außerhalb der Industriezentren sind 
Verteilläger für Flüssiggas (8) . 

Sicherheitskonzeption in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Als erster Gesichtspunkt ist der Ersatz 
gefährlicher Stoffe durch ungefährliche oder 
weniger gefährliche Stoffe zu nennen. Die-
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Bild 2: DurchschnlHliche Verteilung von fünf StoffenlStoffgruppen auf Anlagen der chemischen und 
mineralölverarbeitenden Industrie. 

ser grundsätzliche Ansatz ist u. a. in der 
Bundesdeutschen Chemikaliengesetzge­
bung (9) geregelt und soll hier nicht weiter 
vertieft werden , ist aber auch als Bestandteil 
einer umfassenden Sicherheitskonzeption 
zu werten . 

Aus den o. g. Elementen' der Bedro­
hungsanalyse wurde ein drei Stufen umfas­
sendes integriertes Sicherheitskonzept ent­
wickelt, welches der Störlall-Verordnung 
zugrunde gelegt wurde (Schematische Dar­
stellung siehe Bild 4). 
Stufe 1 beinhaltet alle Maßnahmen in der 

Anlage, die den sicheren Einschluß 
der gefährlichen Substanzen und 
die Verhinderung unzulässiger Be­
triebszustände gewährleisten 
sollen; 

Stufe 2 faßt die Maßnahmen zusammen, 
die bei einer eintretenden Betriebs­
störung die Auswirkungen einer 
Freisetzung, eines Brandes oder 
einer Explosion begrenzen sollen; 

Stufe 3 sind die Maßnahmen, die auf der 
Immissionsseite getroffen werden . 
Sie begrenzen die Einwirkungen 
von SchaastoHen, Wärmestrah­
lung oder Explosionswirkungen auf 
die Schutzobjekte. 

Aufgrund der Tatsache, daß detaillierte 
SiCherheitsrnaßnahmen von den spezifi­
schen Anforderungen der Anlage abhängen 
und die Anlage in einer bestimmten Umge­
bung steht, muß für jede Einzelanlage eine 
gesonderte Betrachtung durchgeführt wer­
den. Diese ist in der Sicherheitsanalyse (10) 
nach Störlall-Verordnung, in der alle für die 
Sicherheit der Anlage bedeutsamen Fakto­
ren analysiert und die Erlüllung der Sicher­
heitspflichten nachgewiesen werden muß, 
dokumentiert. 

Anlagenbezogene 
Sicherheitsmaßnahmen 
(Stufe 1 + 2) 

Die anlagenbezogenen Sicherheitsmaß­
nahmen dienen der Verhinde ng von Stör­
fällen bzw. der Begrenzung ihrer Auswir­
kungen . Diese können organisatorischer 
oder technischer Natur sein. Sie sind im 
sog. Technischen Regelwerk zugrundege­
legt. Technische Regeln müssen bei der 
Planung, dem Bau und beim Betrieb von 
verlahrenstechnischen Anlagen berücksich­
tigt werden . Dabei sind zu beachten: 
- staatliChe Regelungen, z. B. Gewerbeord­

nung mit Verordnungen , Bundesimmis­
sionsschutzgesetz mit Verordnungen, 
Chemikaliengesetz, Maschinenschutzge­
setz, etc.; 

- Berufsgenossenschaftliehe Regelungen 
(U nfa live rh ütu ng svo rschriften) ; 

- berufsständische Regeln, DIN, VdT, VDI, 
VDE-Vorschriften; 

- innerbetriebliche Regelungen . 
Die Sicherheitsaspekte beginnen mit der 

Planung einer Anlage und enden mit der 
organisatorischen Regelung des Betriebs­
ablaufes. 

Die Regelungsdichte ist abhängig von der 
Sicherheitsstufe. Mit steigender Sicher­
heitsstufe nimmt tendenziell die Regelungs­
dichte ab, allgerneine Grundsätze treten an 
die Stelle konkreter Vorschriften . Probleme 
bieten insbesondere Regelungen auf der 
Stufe 2, der "Begrenzung von Auswirkun­
gen" im Störlall. Im Regelwerk sind dafür 
nur in Ausnahmefällen Angaben enthalten. 
Kernpunkt dieser Schwierigkeiten ist die An­
nahme eines hypothetischen Störfall-Ereig-



nisses, für das die Auslegung der entspre­
chenden Teilanlagen zu erfolgen hat. Öko­
nomische Gesichtspunkte spielen hierbei 
eine gewichtige Rolle . (Vgl. 2). 

Umgebungsbezogene 
Sicherheitsrnaßnahmen 
(Stufe 3) 

Im Falle des Versagens der Sicherheits­
stufen 1 und 2 können die auftretenden Ge­
fahren für Mensch und Umwelt begrenzt 
werden, wenn Vorsorge für den Störfall 
getroffen wurde . Diese Vorsorgemaßnah­
men beginnen bei der Ansiedelung der In­
dustrieobjekte, d. h. Entmaschung von 
Wohn- und Gewerbegebieten , Genehmi­
gung von gefährlichen Produktionsanlagen 
nur in einem Mindestabstand zu Wohnbe­
bauung, etc. Diese Grundsätze werden in 
der Bundesrepublik im Rahmen der Bauleit­
planung festgelegt (s . beispielsweise 11). 

Weitere ' Vorsorgemaßnahmen zentrieren 
sich vor allem um die Gefahrenabwehrpla­
nung. Gefahrenabwehrplanung beginnt in­
nerhalb des Betriebes. FÜr die Arbeitnehmer 
sind nach den einschlägigen Vorschritten 

des Technischen Regelwerks Alarmpläne 
aufzustellen und Verhaltensmaßregeln vor­
zugeben. Bei 'Ereignissen, in denen die be­
triebliche Gefahrenabwehr nicht zur Beherr­
schung des Störfalls ausreichen, ist die 
Einschaltung der außerbetrieblichen Gefah­
renabwehr vorgesehen . Der Übergangsstei­
le zwischen Betrieb und der für die außerbe­
triebliche Gefahrenabwehr zuständigen Ver­
waltung ist große Aufmerksamkeit zu 
schenken. Gefahrenabwehrpläne innerhalb 
und außerhalb des Betriebes müssen genau 
aufeinander abgestimmt sein . Die Gefahren­
abwehrplanung muß auf die spezifische Art 
der Gefahr z. B. Brand/Explosion, Freiset­
zung ·toxischer Stoffe Bezug nehmen . Dies 
gilt vor allem für das Vorhalten von geeigne­
ten Löschmitteln , Meßkapazität, Medika­
mente für die Erstversorgung, etc . Bei der 
Planung kann auf die in der Sicherheitsana­
lyse nach Störfall-Verordnung verfügbaren 
Daten sowie die Beschreibung der mög­
lichen Gefahrenbereiche, die in einem Stör­
fall zu erwarten sind , zurückgegriffen 
werden . 

Effektive Gefahrenabwehr bedeutet die 
eingehende Beteiligung der möglicherweise 
Betroffenen. Die Bevölkerung muß schon 
vor dem Ereignis auf richtiges Verhalten in 

GenehmigungsbedOrftige Anlagen nach StOVO· 

~--~ r----------------~ 

AnIaQ.n dor 
CMn'lischen 

Industrie 
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851 Anlagen unterliegen 
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Bild 1 zeigt die Zuordnung von Anlagen nach der Störfallverordnung (4). 
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der Störfallsituation vorbereitet werden . Da­
zu ist eine rückhaltlose Aufklärung über die 
Gefahren und ggl. die Beteiligung an der 
Planung erforderlich (12-14, 16). 

Flankierende 
Sicherheitsrnaßnahmen 

Das Aufstellen von Sicherheitsregeln und 
Verboten alleine reicht erfahrungsgemäß 
nicht aus, um ein Optimum an wirklicher 
Sicherheit zu erreichen . Dazu sind Kontroll­
instrumente, die die Umsetzung der Vor­
schriften überwachen, sowie Maßnahmen 
zur Motivationssteigerung für sicherheits­
bewußtes Verhalten von Arbeitnehmern 
(incl. Schulung , AusbUdung) notwendig . 
Diese Überwachungsins1rumente sind viel­
fältig . Sie beginnen bei dem Genehmi­
gungsverfahren, in dem die Einhaltung des 
Standes der Technik kontrolliert wird, und 
enden bei der sicherheitstechnischen Ein­
zelbegutachtung spezieller Komponenten. 

Eine wichtige Rolle spielen dabei die Aus­
wertung von Unfällen/Störfällen für die Fort­
schreibung des Standes der Sicherheits­
technik (15 , 16) . Dazu sind Vorschriften zur 
Mel~ung von Störfällen erlassen worden 
(4) . Die zentrale Auswertung dieser Ereig­
nisse wird zur Zeit vorbereitet. 

Praxisbewertung 

Die Störfallverordnung hat seit Inkrafttre­
ten vor sechs Jahren wesentlich zur Sicher­
heitsdiskussion in der betroffenen Industrie 
beigetragen. Die der Verordnung zugrunde 
gelegte Sicherheitskonzeption beginnt sich 
langsam durchzusetzen. Insbesondere 
durch die Verpflichtung zur Erstellung von 
Sicherheitsanalysen - auch für Altanlagen 
(Anlagen, die bei Inkrafttreten der Verord­
nung in Betrieb waren ) - wurde der gesam­
te von der Verordnung ertaßte Anlagenbe­
stand hinsichtlich der Sicherheit durchge­
forstet. Dabei ist eine Fülle von Schwach­
stellen beseitigt worden. Mancherorts wur­
den die Inventare an gefährlichen Stoffen 
gesenkt oder diese durch ungefährlichere 
ersetzt. Nicht zu unterschätzen ist darüber 
hinaus die Ausstrahlung der sachlichen 
Prinzipien der Verordnung auf Bereiche, in 
denen sie formal nicht gilt (z . B. Sicherheit 
bei der Lagerung von Flüssiggas in kleine­
ren Mengen) . 

Die Praxis der Gefahrenabwehrplanung in 
der Bundesrepublik zeigt vielfältige Proble­
me rechtlicher und technischer Art. Die Zu­
ständigkeit für den Katastrophenschutz ob­
liegt den Kommunen/Ländern . Die für ge­
fährliche Objekte im o. g. Sinne vorzusehe­
nen Sonderschutzpläne sind eher eine Aus­
nahme als die Regel. Neben einigen muster­
gültigen Lösungen bei Chemiegroßbetrei­
bern , in denen auf die spezifiSChen Chemie-
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gefahren eingegangen wird, existiert eine 
Fülle unzureichender Planungen, vor allem 
in ländlichen Gebieten. 

Die Ausrüstung und Ausbildung der Kata­
strophenschutzkräfte ist vielerorts noch 
nicht ausreichend . Die Erfordernisse spezi­
fischer Gefahrenabwehr haben sich noch 
nicht breit du rchgesetzt. Dies gilt nicht zu­
letzt auch für die Bereitschaft zur vorbehalt­
losen und vollständigen Information der Be­
völkerung, geschweige denn von der Betei­
ligung bei der Planung. 

Bei der Bauleitplanung ist festzustellen, 
daß es in älteren "gewachsenen Gebieten" 
vielfach keine ausreichende Entmaschung 
von Gewerbe- und Wohngebieten gibt (17). 
In großen Werkskomplexen werden beson­
ders gefährliche Anlagen (z . B. Phosgen­
Anlage) vorsorglich im maximalen Abstand 
zur nächsten Wohnbebauung errichtet. 

Ausblick 

Die Erfahrungen mit StörfällenlUnfällen in 
der Chemischen Industrie aus jüngster Zeit 
zeigen, daß das Thema Sicherheit und 
Nachbarschaftsschutz mit dem Erlaß der 
Störfallverordnung noch nicht abgeschlos­
sen war. Diese Ereignisse haben deutlich 
auch die Grenze der Verordnung gezeigt. 
Zielte die Verordnung bisher in erster Linie 
auf den Schutz der menschlichen Gesell­
schaft vor den akuten Gefahren (Brand, 
Explosion, toxische Luftverunreinigungen), 
wurde durch die Ereignisse deutlich, daß sie 
im Hinblick auf den Schutz der Ökosysteme 
(Wasser, Boden) erweitert werden mußte 
(18). 

r 

t immissIon 

Schutzziel Stufe 

Sicherer Einschluß I 
Begrenzung der Auswirkung 11 
Begrenzung der Einwirkung 111 

Bild 4: Drel,lullge. Sicherheit,konzept nach der 
Störlallverordnung (4) , Schema. 

Insbesondere erscheint es erforderlich, 
den Geltungsbereich der Verordnung zu er­
weitern , die VorSChriften zur Störfallmel­
dung zu verbessern sowie die Ausarbeitung 
eines anlagenbezogenen sicherheitstechni­
schen Regelwerks in Angriff zu nehmen. Die 
sachlichen Schwierigkeiten beim Vollzug 
der Störfall-Verordnung (19 , 20) erfordern 
überdies weitere Klärung in Verwaltungs­
vorschriften . Dabei wird darauf zu achten 
sein , daß sich der Grundsatz der Systembe­
trachtung in allen Sicherheitsstufen durch­
setzt, die Gefahrenabwehr und Katastro­
phenschutzplanung auf das spezifische 
(chemische) Gefahrenpotential abgestimmt 
sowie Störfallmeldungen systematisch er­
faßt und im Hinblick auf die Weiterentwick-
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lung der Sicherheitstechnik zentral ausge­
wertet werden . 

Die zur Zeit in der Bundesrepublik unter­
nommene Novell ierung der Störfall -Verord­
nung und die Erarbeitung weiterer Verwal­
tungsvorschriften werden zur Verbesserung 
des Nachbarschaftsschutzes in der Umge­
bung gefährliCher Industrieanlagen bei­
tragen . 

literatur 

(1) The Chemlcal Industry alter Bhopal , International 
Symposium 7.18 November 1985, loodon 

(2) Uth, Hans-Joachim, Ist Shopal in der BAD möglich? 
Slcher ~1 Siehe<. 37 (6) P 298-306 (1986) 

(3) P,etersen , C M. et al ., Analysis of the lPG Inelden! in 
SalI Juan Ixhualepec, MexK:o..Qty, 19 November 
1984. THO-Dosster 8727-13325 vom 6_ 5 1985 

(4) 12 Verordnung zur Ourchhihrung des BundesimmIS­
sionsschutzgesetzes vtlm 27 .6. 1980. BGBI I, • 
Nr 32, seite 772 , 1980, zuletzt geändert durch Ver­
ordnung zur Neufassung und Mderung von Verord­
nungen zur Durchfuhrung des BlmSchG vom 
24.7 1985, BGBI I, Nr. 41 ; Seite 1586, 1985 

(5) 1 Verwaltungsvorschntt rur Störfallverordnung vom 
234 1981 . GMBI (12). 32. Se,l. 178. 1981 

(6) Lees, F. P., Loss Prevention in the Process Indu­
slries , Bunerworths. London 1980 

(7) Schaler, K , Kommentar zur StOr1allverordnung, 
Kohlhammer 

(8) Deutscher AUssjggasverband e. V., Jahresbericht 
1985 Kronberg , 1986 

(9) Gesetz zum Schutz vor gelähr1dlen Sioffen (Chemika­
hengesetl) vom 16 September 1980, 8GBI I, seite 
1718. 1980 

(10) 2. Allgemeine Verwaltungsvorschntt zur StOrfallver­
ordnung, vom 27 . April 1982. BMBI AusgabeA , 
Nr 14, seite 205 , 1982 

(11) Abstande zwISChen Industne- bzw GewerbeQebleten 
und Wohngeblelen Im Rahmen der Bauleitplanung 
Runder\aß v. MAGS vom 25 .7 1974/2 11 1977 
MBI NW Seile 1688/SMBI NW 280. 1978 

(12) Albrecht , HG., Sonderschutzpläne - warum und wo­
fur?ZS-MagazlO 11/81 seite 17, 1981 

(13) Metreveli, S., Katastrophenstralegie und Partwpa­
IIOn . 18. Deutscher SoZKMogentag 28 9-1 10 1976, 
Bl8leleld 1976 

(14) Clausen , L et aL , ElnlUhrung In die SOZIOlogie der 
Katastrophen , Bonn 1983 

(15) Kuhlmann, A .. EIn'uhrung In die Sicherhflllswissen­
schaft. Vieweg und SOhn , KOln 1981 

(16) Green. A E. (Hg ). Hrgh Rrsk Sal.1y Technology • 
.lohn Wiley, 1982 

(17) Institut für Landes- und Stadleotwicklung NordrheWl 
Westfalen . Abstandsregelung In der Bauleilplanung. 
Düsseldorf 1981 

(18) Bundesminister fur Umwelt , Naturschutz und Reak­
torsicherheit (Hg.), Rheln-8encht, Umweltbriel Nr 34 
vtlm 12. 2. 1987 

(19) Uth , Hans-Joactllm, Probleme bei Sicherheltsanaty­
sen , gwf-gaslerdoas 127 Nr 6 Seite 229 (1986) 

(20) Uth , Hans-Joachlm. Sechs Jahre StOr1aJlverordnung­
sind Chemieanlagen sicherer geworden? Gewerl<­
schaftliche Umschau, IG Chemie-Papler-Keramik 
Nr 213. Se'l010 (1987) 



Dipl.-Ing. Klaus Ridder, Bundesverkehrsminislerium Bann 

Transport 
gefährlicher Güter 

tJber~aßnabrnnen 
zur Verhinderung und Bekämpfung 

von UJÜällen 

Im Rahmen der 17. Inter­
nationalen Fachmesse "Ar­
beitsschutz und Arbeitsme­
dizin" und des begleitenden 
Kongresses in Düsseldorf 
hielt Dipl.-Ing. Klaus Ridder 
vom Bundesverkehrsmini­
sterium einen Vortrag zum 
Thema "Transport gefährli­
cher Güter, Maßnahmen zur 
Verhinderung und Bekämp­
fung von Unfällen". Die Aus­
führungen werden nachfol­
gend veröffentlicht. 

Spektakuläre Unfälle mit gefährlichen Gü­
tern lassen immer wieder Stimmen laut 
werden , die auf die Gefährlichkeit dieser 
Transporte hinweisen; die Notwendigkeit 
solcher Transporte wird in Frage gestellt, es 
wird noch mehr Sicherheit gefordert. Über 
Ursachen und Maßnahmen zur Verhinde­
rung und Bekämpfung von Unfällen soll 
berichtet werden . 

Eine kleine Vorbetrachtung 

Zunächst sollte festgehalten werden , daß 
auch durch die perfektesten technischen 
Vorschriften Unfälle nicht verhindert werden 
können . Eine Industriegesellschaft, in der 
wir hier in Europa leben, bringt immer ge­
wisse Risiken mit sich . Mit bestimmten 
Risiken haben wir uns schon abgefunden, 
daß wir gar nicht mehr darüber sprechen 
(z. B. Risiken des "sonstigen" Straßenver­
kehrs: 8000 Tote im Jahr; Risiken im Haus­
halt einschließlich Freizeit: 9000 Tote im 
Jahr) . Andere Risiken werden von uns arg­
wöhnischer betrachtet , so z. B. Risiken bei 
der Beförderung gefährlicher Güter und Ri­
siken der Kernenergie . 

Die schwere Explosion auf dem Camping­
platz Los Alfaques in der Nähe von Tarrago­
na (Spanien) im Juli 1978 hat mehr als 200 
Todesopfer gefordert , die entweder sofort 
durch die Druckwelle oder im Flammenmeer 
umkamen und später in spanischen Kliniken 
ihren schweren Verletzungen erlagen. Der 
mit Flüssiggas Propylen gefüllte Anhänger 
eines SattelsChleppers war explodiert. Als 
Folge davon explodierten im Anschluß zahl­
reiche Fahrzeugtanks und die Flüssiggasbe­
hälter auf dem Campingplatz, wodurch das 
gesamte Gelände in ein einziges Flammen­
meer verwandelt wurde . 

Es sollte festgehalten werden , daß im 
Zusammenhang mit der Beförderung ge­
fährlicher Güter in der Bundesrepublik 
Deutschland die Zahl der Getöteten "relativ" 
gering ist. Auch ist trotz vieler spektakulärer 
Meldungen davon auszugehen, daß durch 
vorbeugende Maßnahmen gerade bei uns 
ein hoher Sicherheitsstandard erreicht wor­
den ist, insbesondere auch im Vergleich zu 
Entwicklungsländern mit Industrie, wie bei­
spielsweise Mexiko, wo man im ganzen 
Land verunfallte Gefahrgutfahrzeuge findet, 
die man noch nicht einmal wegräumt. 

Für den Fall, daß doch etwas passieren 
sollte , haben sowohl die verantwortlichen 
Behörden, die Feuerwehren und auch die 
betroffene Industrie umfangreiche Vorsor­
gemaßnahmen getroffen , um solche Unfälle 
zu bekämpfen. 

Auswertung von 
Unfallmeldungen 

Über jeden Unfall mit gefährlichen Gütern 
wird heute in den Zeitungen berichtet. Da es 
zur Zeit noch keine verkehrsträgerübergrei­
fende amtliche Statistik über Gefahrgutun­
fälle gibt , werden insbesondere im Straßen­
verkehr diese Meldungen zur Auswertung 
mit herangezogen. 

Unabhängig davon gibt es im Rahmen 
von befristeten Vorhaben andere Ansätze, 
um an verwertbares Material zu kommen. 

Straßenverkehr 

Der wohl aussagefähigste Bericht über 
Unfälle mit Tankfahrzeugen wurde von der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) im 
Auftrage des Bundesverkehrsministeriums 
erstellt. Der Schlußbericht liegt seit Dezem­
ber 1985 vor (I /siehe Kasten "Ergebnisse 
über die Untersuchung ... "). Ziel der Stu­
die war die Beschreibung der Charakteristik 
und der Umstände von Unfällen, bei denen 
Gefahrgut aus einem Fahrzeug austrat und/ 
oder Armaturen von Gefahrgutfahrzeugen 
beschädigt wurden . 

Der Erhebungszeitraum umfaßte die drei 
Jahre von 1982 bis 1984. Der Schlußbericht 
enthält sowohl eine Darstellung des gesam­
ten Zeitraumes als auch die Einzeijahreser­
gebnisse. 

Der Auswertung liegen die polizeilichen 
Unfallanzeigen von Straßenverkehrsunfäl­
len, an denen Tankfahrzeuge bzw. Fahrzeu­
ge mit Aufsetztanks beteiligt waren, zugrun­
de. Zu jedem Gefahrgutunfall mußte im Er­
hebungszeitraum zusätzlich ein Fragebogen 
ausgefüllt werden . Der Fragebogen enthält 
Angaben zu der Art des Gefahrgutes und 
des Tankfahrzeugs, zum Ladegut und Art 
und Höhe der Schäden, sowie zu Ursachen 
des Gefahrgutaustritts. Die Unfallanzeigen 
wurden von den betroffenen Poüzeibehör­
den nach der Tilgung sämtlicher personen­
bezogener Daten an den Bundesminister für 
Verkehr gesandt und von dort an die BASt 
weitergeleitet. 

Die Untersuchung der BASt basiert auf 
der Auswertung von 248 Straßenverkehrs­
unfällen beim Transport gefährlicher Güter. 
An diesen Unfällen war jeweils mindestens 
ein Fahrzeug beteiligt, das mit einem ge­
fährlichen Transport nach der GGVS gela­
den war. Bei den 248 Unfällen wurden die 
Gefahrgutfahrzeuge derart beschädigt, daß 
gefährliChes Transportgut frei oder Tankar­
maturen beschädigt wurden , ohne daß Ge­
fahrgut frei wurde (Untersuchungsgruppe) . 
Die hier aufgeführten wichtigsten Ergebnis­
se zeigen die Charakteristiken der Untersu-
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chungsgruppe auf. Angemerkt sei noch, Unfälle im Eisenbahnverkehr mit gefährlichen Gütern Tabelle 1 
daß ab 1986 eine ähnliche Untersuchung 
über Unfälle mit gefährlichen Gütern, die in 
Versandstücken befördert werden, angelau­
fen ist. Es sind hier solche Unfälle zu mei­
den, bei denen Personen verletzt und/oder 
mehr als 100 Liter/kg Gefahrgut frei 
werden. 

Eisenbahnverkehr 

Massengüter wie Benzin, Heiz- und Die­
selöl , Gase, Munition sowie sonstige ge­
fährliche Chemikalien werden in großen 
Mengen über weite Strecken im Eisenbahn­
verkehr befördert. 

Der letzte schwere Unfall ereignete sich 
Anfang 1985 bei Empelde (Hannover) . Zwei 
Güterzüge stießen zusammen und es kam 
zu einer Entzündung des aus zwei Kessel­
wagen laufenden Benzins. Zwei weitere 
Kesselwagen zerbarsten . Es entstand Sach­
schaden in Höhe von mehreren Millionen 
DM. 

Ungeachtet dessen gilt der Eisenbahnver­
kehr als "relativ" sicher, weshalb auch nach 
§ 7 der Gefahrgutverordnung Straße beson­
ders gefährliche Güter Im Eisenbahnverkehr 
befördert werden müssen. 

Alle Unfälle, bei denen Gefahrgut in Men­
gen von über 100 liter/tOD kg frei wird und/ . 
oder Personen verletzt werden, müssen von 
der Deutschen Bundesbahn dem Bundes­
verkehrsministerium gemeldet werden, so 
daß sie dort von Experten ausgewertet wer­
den können (Tabelle 1). 

Binnenschiffsverkehr 

Die Binnenschiffahrt gilt ebenfalls als "re­
lativ" sicher. Ungeachtet dessen werden 
sich auch hier Unfälle wohl nicht ganz ver­
meiden lassen. So kam es allein im Juni 
1986 zu drei Unfällen mit Tankschiffen : 
- In Berlin stieß ein Passagierschiff mit 

einem Tanker zusammen, ohne daß es zu 
ernem größeren Schaden kam. 

- In Mannheim kam es beim Nehmen einer 
Probe aus dem Tank zu einer Funkenbil­
dung infolge elektrostatischer Aufladung 
und zu einer Verpuffung im ersten Tank. 
Es folgten zwei Explosionen. Der Schiffs­
führer und Probenehmer erlitten Verbren­
nungen. Der Sachschaden war sehr 
hoch. 

- Auf dem NIederrhein kam es zu einer 
Kollision zwischen dem MS "Eil(ank 23" 
und "Nedlloyd" . Die Tanks der MS "Eil­
tank 23" waren leer aber nicht entgast. 
Es kam zu einer Explosion im Laderaum , 
eine Person wurde verletzt. 
Alle Unfälle mit gefährlichen Gütern auf 

Bundeswasserstraßen werden statistisch 
erfaßt, so daß hier gut gesicherte Oaten 
vorliegen (Tabelle 2) . 
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Unfälle mit Maßnahmen wegen Personen 
Halbjahr gefährlichen Gütern') Grundwassergefahr verletzt getötet 

erforderlich 

2/1986 160 9 7 -
1/1986 175 5 5 -

2/1985 175 9 2 -
1/1985 152 9 6 -

2/1984 130 9 1 -
1/1984 96 6 6 -

') Es werden dIe Unfälle gemeldet bei denen mehr als 100 literlkg Gelahrgul frei WIrd oder bei denen Personen verletzt 
wurden 

Transport gefährlicher Güter 
Unfälle in der Binnenschiffahrt mit ladungsverlust Tabelle 2 

Jahr Unfälle Unfälle mit Ausgetretene Bemerkungen 
insgesamt Ladungsaustritt Menge 

1985 1351 20 85m3 

1984 1143 19 215m3 davon 1 x 151m3 

1983 1327 24 85m3 

1982 1313 26 336m3 davon 
1 x 110m3 

1 x 127m3 

Ergebnisse über die Untersuchung von 248 Tankfahrzeugunfäl­
len mit gefährlichen Gütern (1982 bis 1 984) 

- Heizöl und Diesel war mit einem Anteil von 53,7 v. H. das häufigste Transportgut in 
den verunfallten Gefahrguttankfahrzeugen; es folgte Benzin mit 27,6 v. H. 

- Zwei von fünf unfallbeteiligten Tankfahrzeugen waren Tanksattel fahrzeuge; jeder 
dritte war ein Tankwagen und einer von fünf ein Tankzug. 

- Von allen unfallbeteiligten Gefahrgutfahrern verursachte mehr als jeder zweite einen 
Allernunfall (58,5 v. H.). 

- Bel Unfällen mit zwei oder mehr Beteiligten wurde der Gefahrgutfahrer wiederum in 
etwa jedem zweiten Fall hauptbesChuldigt. 

- Bei mehr als jedem vierten Unfall war ein Tankfahrzeug des Militärs mit sehr jungen 
Fahrern beteiligt. 

- Außer den Tankfahrzeugen waren 160 andere Verkehrsteilnehmer an den Unfällen 
beteiligt, darunter war jeder zweite ein Lastkraftwagen. 

- Die häufigsten Unfallursachen, die den Gefahrgutfahrern angelastet wurden , waren 
nicht angepaßte Geschwindigkeit und ungenügender Sicherheitsabstand. 

- In 40,3 v. H. der Fälle wurde Gefahrgut aufgrund durchstoßener Tankwandungen 
frei ; in 40,3 v. H. kam es zu Stofffreisetzungen, weil Tankfahrzeuge während des 
Unfalls umkippten und dadurch Einrichtungen am oberen Teil der Tanks beschädigt 

- wurden . In 19,4 v. H. wurden lediglich Armaturen beschädigt, ohne daß Gefahrgut 
austrat. 

- In 39,9 v. H. der Unfälle kam es zu Personenschäden, dabei wurden 19 Personen 
getötet , 54 schwer- und 94 leichtverletzt . Darunter wurden durch das Gefahrgut 
selbst vier Personen getötet , drei schwer- und vier leichtverletzt. 

- Die bei Gefahrgutunfällen entstehenden Kosten für Sachschäden liegen im Mittel bei 
180000 DM bis 250000 DM je Unfall . 

- Die dieser Untersuchung zugrundeliegenden Unfälle entsprechen 10 v. H. der in der 
amtlichen Straßenverkeh rsunfallstatistik ausgewiesenen Tankkraftfah rzeugunfälle. 
Sie stimmen hinsichtlich der Unfallbeteiligung nach Fahrzeugart sowie dem Anteil der 
Unfälle mit Personenschaden mit der amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik über­
ein , nicht jedoch hinsichtlich der Ortslage: innerorts kommt es relativ seltener zu r 
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Seeschiffsverkehr 

Unfälle mit gefährlichen Gütern im See­
schiffsverkehr spielen sich in der Regel auf 
den Weltmeeren ab; manchmal sind sogar 
Verlust von Schiff, Ladung und Besalzung 
die Folgen. 

Über einzelne spektakuläre Fälle wird be­
richtet, wenn das Unglück in Küstennähe 
geschieht und Beeinträchtigungen der Mee­
resstrände zu erwarten sind . Beispielhaft 
seien drei Fälle genannt, die jeweils eine 
bestimmte Beförderungsart des Seeschiffs­
verkehrs symbolisieren: 
- Im August 1984 sank das französische 

Frachtschiff "Mont Louis" vor der beIgi­
sehen Küste. Es hatte 30 Stahlzylinder 
mit insgesamt 360 Tonnen Uranhexafluo­
rid geladen. 

- Im März 1987 sank vor dem Hafen von 
Seebrügge das Ro/Ro-Schiff "Heraid Of 
Free Enterprise" . Es hatte u.a. auch ge­
fährliche Güter in Metallfässern geladen. 

- Im März 1978 sank vor der französischen 
Küste der Großtanker "Amoco Cadiz". Es 
entstand eine erhebliche Umweltbela­
stung durch das ausgetretene Öl (200 km 
Küste wurden verunreinigt) . 
Statistiken über Unfälle mit gefährlichen 

Gütern im Seeschiffsverkehr liegen nicht 
vor; jedoch ist die Internationale Seeschiff­
fahrts-Organisation (IMO) bemüht, eine sol­
che zu erstellen. 

Bekämpfung von Unfällen 

Die Feuerwehren befassen sich mehr und 
mehr mit Fragen der Bekämpfung von Ge­
fahrgutunfällen . Die Feuerwehrschulen und 
die Schulen der anderen technischen Hilfs­
dienste bieten Spezial-Kurse für Gefahrgut­
unfälle an . Der Bundesminister des Innern 
hat ein Positionspapier erstellt, in dem auf­
gezeigt wird , wie die Zusammenarbeit bei 
Gefahrgutunfällen noch verbessert werden 
kann . . 

Auch die chemische Industrie tut einiges. 
Sie rief 1982 das Transport-Unfall-lnforma­
tions- und Hilfeleistungs-System (TUIS) ins 
Leben und stellt das "Know-how" und die 
technische Ausrüstung der Werkfeuerweh­
ren den anderen Feuerwehren zur Verfü­
gung (siehe nachstehendes Schema) . 
Die Hilfeleistung geschieht in drei Phasen: 
• Fernberatung durch Telefon 
• Beratung am Unfallort 
• Beratung und aktive Hilfe mit Firmenaus­

rüstung am Unfallort. 

Vorschriften 

Gefährliche Güter müssen einerseits mit 
ausreichender Sicherheit für alle Beteiligten 
und die Allgemeinheit und andererseits zu 

tragbaren Bedingungen für die Wirtschaft 
befördert werden können . 

Um diese Ansprüche erfüllen zu können , 
war die Aufstellung von Sicherheitsvor­
schriften notwendig. So gibt es insgesamt 
zwei internationale Empfehlungen, fünf in­
ternationale Regelungen , die teilweise auch 
national gelten , ein nationales Geselz, zwei 
größere nationale Verordnungen sowie etwa 
zehn Ausnahme- und Sofortmaßnahme­
Verordnungen. Hinzu kommen Richtlinien , 
sog. Feststellungen über den "Stand von 
Wissenschaft und Technik" , "Feststellun­
gen des Ausschusses TanklTechnik (An)" 
und die Bekanntmachung von sog. "Grund­
sälzen". Insgesamt wohl 4000 bis 5000 
Seiten Vorschriftentext (2) . 

Konsequenzen für die 
Fortentwicklung der 
Vorschriften 

Verbesserung der Tankf3hrzeuge 
Aufgrund der Auswertung von Unfällen 

wurden im Rahmen von Forschungsvorha­
ben Verbesserungsvorschläge für Tankfahr­
zeuge gemacht. Bevor nun aber auf Einzel­
heiten eingegangen wird , sollte festgehalten 
werden, daß in Europa im Rahmen des 
internationalen Übereinkommens über die 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Stra­
ße (ADR) 1978 erst "neue" Tankfahrzeug­
vorschriften in Kraft geselzt wurden; die 
Umrüstung der alten Tankfahrzeuge mußte 
im August 1985 abgeschlossen sein . Es 
zeigte sich aber nach der Auswertung eini­
ger Tankfahrzeugunfälle, daß die neuen 
Vorschriften hinsichtlich der Widerstandsfä­
higkeit der Tanks doch nicht das einhielten, 
was man sich versprochen hatte. Es wird 
deshalb ab Juli 1987 ein zusälzlicher Rund­
umschulz bei neuen Tankfahrzeugen gefor­
dert . 

In einer Projektstudie "Sicherheitstank­
fahrzeuge" , die im Auftrage des Bundesmi­
nisters für Forschung und Technologie er­
stellt und im April 1984 erstmals präsentiert 
wurde, werden Verbesserungsvorschläge 
hinsichtlich des Aufbaus für ein "Tankfahr­
zeug mit Optimierten Passiven und Aktiven 
Sicherheitseinrichtungen (Abkürzung: TO­
PAS)" gemacht. Ein Prototyp wurde zwi­
schenzeitl ich gebaut und Ende 1986 der 
Öffentlichkeit vorgestellt. TOPAS befindet 
sich z. Z. im praktischen Fahreinsalz . 

Bau der See- und Binnentankschiffe 
Auf internationaler Ebene wurden für den 

Bau von Schiffen für unverpackte gefährli­
che Güter Mindestanforderungen durch die 
Internationale Seeschiffah rts-Organisation 
(I MO) festgelegt (z. B. Code zur Beförde­
rung verflüssigter Gase, Code für die Beför­
derung von Chemikalien , ... ). Für deutsche 
Hoheitsgewässer wurden diese Co~es im 

Rahmen der Gefahrgutverordnung See ver­
bindlich eingeführt, 

Die Zentral kommission für die Rhein­
schiffahrt (ZKR) ist u. a. zuständig für die 
Sicherheit bei der Beförderung gefährlicher 
Güter auf dem Rhein . Im Rahmen dieser 
Zuständigkeit wird sie im Juni 1987 neue 
Vorschriften für den Bau und den Betrieb 
von sogenannten "Doppelhüllenschiffen" 
verabschieden . Die Doppelhüllenbauweise 
wird bei bestimmten giftigen Stoffen gefor­
dert und trägt zur Sicherheit bei , weil bei 
einer evtl. Kollision oder Grundberührung 
der Tank selbst durch die äußere Umhüllung 
geschülzt wird (3). 

Ausbildung der 
Fahrzeugführer von • Fahrzeugen 

Fahrzeugführer von Fahrzeugen mit Tanks 
Nach dem schrecklichen Unglück auf 

dem spanischen Campingplalz Los Alfaques 
wurde eine besondere Ausbildung der Fahr­
zeugführer, die gefährliche Güter befördern, 
gefordert. Die Bundesrepublik Deutschland 
führte 1979, also ein Jahr nach dem Un­
glück, die Schulung von Tankfahrzeugfüh­
rern ein. Später wurde die Schulung ausge­
dehnt auf Fah(er von Fahrzeugen mit Auf­
selztanks und Tankcontainern (Ielztere mit 
mehr als 3000 I Inhalt) . Schulungspflichtig 
sind seit Anfang 1984 auch Fahrer im inter­
nationalen ADR-Verkehr. Allein in der Bun­
desrepublik wurden über 100000 Tankfahr­
zeugführer bis Ende 1986 geschult. Zwi­
schenzeitlich haben sich auch die ersten 
geschulten Fahrer einer geselzlich vorge­
schriebenen Nachschulung und Nachprü­
fung unterziehen müssen . 

Die Anzahl der Unfälle und Beanstandun­
gen bei Kontrollen ging seit der Einführung 
der Schulung zurück, weil die Fahrzeug­
führer insgesamt "gefahrgutbewußter" 
wurden . 

Leider gibt es immer noch viele Unfälle, 
die auf menschliches Versagen , insbeson­
dere auf nichtangepaßte Geschwindigkeit 
und auch auf Unkonzentriertheit, zurückzu­
führen sind. 

Schiffsführer von BinnenschiHen 
Seit Anfang 1986 ist - in Anlehnung an 

die Vorschriften im Straßenverkehr - nun­
mehr auch im Binnenschiffsverkehr eine zu­
sälzliche Schulung/Prüfung vorgesehen, 
wenn Schiffsführer gefährliche Güter beför­
dern. Die Vorschrift wurde international be­
schlossen und gilt in allen Rheinanlieger­
staaten für das Führen von sogenannten 
"Kegelschiffen" (das sind Schiffe, die be­
stimmte gefährliche Güter ab festgelegten 
Mengen befördern und gemäß Binnenschiff­
fahrsstraßen-Ordnung durch ein bis drei 
blaue Kegel anzeigen müssen) . 
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Sonstige Maßnahmen 

Es gibt naturlich noch eme Reihe weiterer 
Maßnahmen zur Verhinderung und Be­
kämpfung von Unfällen, z. B. FahlVerbot bei 
Schnee und Glatteis fOr besonders gefährli­
che Güter, Ausrüstung der Fahrzeuge/Schif­
fe mit SChutzausrüstung und Unfallmerk­
blättern, besondere Kennzeichnung mit Ge­
fanrzetteln und orangefarbenen Warntafeln , 
usw. Alle diese Maßnahmen werden nach 
Unfällen überprüft und - wenn notwendig -
geändert . 

Hinzuweisen wäre auch noch darauf, daß 
zur Aufklärung und zu Unterrichtszwecken 
vom Bundesverkehrsmmisterium kostenlos 
Informationsmaterial verteilt wird . 

Schlußbemerkungen 

Der Unfall 1978 in Spanien hat gezeigt, 
welche Folgen beim Transport gefährlicher 
Güter auftreten können . 

Es handelte sich hier "nur" um 35 m3 

eines brennbaren Gases. Es werden andere 
Güter mit größeren Gefahrenpotentialen be­
fördert, als Sie von brennbaren Gasen aus­
gehen. 

Die Beherrschung dieser Risiken, die nun 
einmal mit der modernen Industrie verbun­
den sind , ist notwendig und im großen und 

. ganzen in der Bundesrepublik auch als gesi­
chert anzusehen. Der hohe Sicherheitsstan­
dard muß beibehalten werden . Ungeachtet 
dessen wird es erforderlich sem, ihn der 

technischen Entwicklung anzupassen und 
weiter auszubauen. 

Trotz allem, eine absolute Sicherheit gibt 
es bei der Beförderung gefährlicher Güter 
nicht. Wir müssen deshalb bereit sein, mit 
diesen Risiken weiterzuleben, sollten aller­
dings alles versuchen, sie so gering wie 
möglich zu halten. 

Literatur: 

(1) Unfälle beim Transport gefahr/.cher Guter auf der Sirtl­
Be - 1982 bis 1984 - _GrOne Reihe der BASt", BASt 
Bergisch Gladbach 

(2) Gelahrgut Handbuch, K R.dder. ecomed Verlag 
Landsberg 

(3) Gelahrgut Bordbuch lur die Bmnenschlf1ahrl , K R,d· 
der , K. Hermann, ecomed Verlag , Landsberg 

Unfall-Notruf-Schema von TUIS 
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Frauen im Katastrophenschutz 

,,Mit Fingerspitzengefühl 
an knißlige Situationen gehen" 

Im KatS-Führungsstab 
des Düsseldorfer Regierungspräsidenten 

arbeiten zehn Damen 

Frauen im Katastrophenschutz bilden 
heute noch die Minderheit. Besuche an den 
Katastrophenschutzschulen der Länder und 
des Bundes bestätigen den Eindruck: Das 
Bild .in den Lehrgängen und Seminaren wird 
von Männern bestimmt. Wenn die Mitarbei­
ter im 'Stab des Hauptverwaltungsbeamten 
zur Ausbildung sich · an den Katastrophen­
schutzschuleo aufhalten , kommt es selten 
vor, daß eine Frau zu ihnen gehört. In 
Düsseldorf ist das anders: Im KatS-Füh­
rungsstab des Regierungspräsidenten ar­
beilen zehn Damen . Und sie sind nicht 
auserkoren, Kaffee zu kochen oder das 
Frühstück herzurichten, sondern sie sitzen 
zum Teil an exponierten Stellen: als Sachge­
bietSleiterin und als Sachbearbeiterin im 
Stab. 

Der Führungsstab beim RP 
Düsseldorf 

Im Rahmen der Katastrophenschutzlei­
tung des Regierungspräsidenten (KSL-Be­
zirk) ist der KatS-Füh rungsstab gebildet. Er 
umfaßt die Sachgebiete S 1 bis S 4 mit 
einem Leiter. In Düsseldorf wurde das 
Sachgebiet S 1 abweichend von der KatS­
DV 100 aufgeteilt in S 1 a und S 1 b. So 
kümmert sich der Leiter des Sachgebietes 

S 1 a um Personalangelegenheiten, der 
Sachgebietsleiter S 1 b betreut den Innen­
dienst: Die weiteren Sachgebiete sind: S 2 
Lage , S3 Einsatz und S4 Versorgung. 

Den Leitern der jeweiligen Sachgebiete 
sind je ein Vertreter und Sachbearbeiter 
(zwei bis vier) zugeordnet. Im Sachgebiet 
S 2 arbeiten zusätzlich noch die Lagekarten 
zeichner und die Einsatztagebuchführer. 
Zum Stab gehören ferner Sichter, Einsatz­
leiter Kampfmittelräumdienst und Leiter 
FMZ-Bezirk. Die Leitung des KatS-Füh­
rungsstabes hat Rolf Schmidt , Katastro­
phenschutz-Dezernent beim Regierungsprä­
sidenten Düsseldorf . 

Die zündende Idee vor 
zehn Jahren 

Rolf Schmidt war es auch , der vor fast 
zehn Jahren die zündende Idee hatte , Frau­
en miteinzubeziehen in die Stabsarbeit: "Zi­
vilschutz ist Männerangelegenheit - das war 
die weit verbreitete Meinung. Durch interna­
tionale Einsätze als Delegierter des Deut­
schen Roten Kreuzes weiß ich, daß gerade 
Frauen sich bewähren und auch in brenzli­
gen Situationen nicht so schnell durchdre­
hen. Sie besitzen unwahrscheinlich viel 
Standvermögen. Und ich habe mir gedacht, 

wenn ich Frauen mit in den Führungsstab 
nehme, wirken sie vielleicht als Stabilisie­
rungsfaktor auf die gesamte Gemein­
schaft . " 

Skepsis am Anfang 

Der Katastrophenschutz-Dezernent 
schlug also die Werbetrommel und fand -
bei den Frauen - offene Ohren. Die Männer 
allerdings, die schon Stabsarbeit betrieben, 
reagierten skeptisch auf die ersten Damen, 
die zu ihnen kamen . "Es galt ja für viele 
Männer die Devise , Stabsarbeit sei reine 

. Männersache. Das war anfangs schon ein 
Problem", meint eine Mitarbeiterin im Stab. 

Die Damen ließen sich nicht beirren , sie 
ließen sich ausbilden in Kartenkunde, sie 
lernten taktische Zeichen, sie ließen sich die 
Stabsarbeit erklären, sie besuchten Übun­
gen und Schulungen, sie büffelten Abkür-

. zungen und Katastrophenschutz-Dienstvor­
schriften. 

"Anfangs haben wir gar nicht gewußt, 
was auf uns zukam . Die Institution Stab 
kannten wir überhaupt nicht", erinnert sich 
Silvia Kluck. Die 40jährige ist freigestellte 
stellvertretende Personalralsvorsitzende 
beim Regierungspräsidenten Düsseldorf. 
Seit 1979 ist sie ehrenamtlich im Stab: 
"Zunächst war ich Sachbearbeiterin S 1 a, 

Oie Damen im Führungsstab des RP Düsseldorf: Christa Klose, Silvia Kluck , Elvira Müller, Anja Mailand, Elisabeth WiHwer und Resi Hüll (von 
links). (Foto: Dorothee Boeken) 
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dann im Sachgebiet S 3. Auch als Sichterin 
bin ich mal eingesprungen und seit kurzem 
leite ich das Sachgebiet S 2." 

Stabsarbeit ist " völlig 
normal" 

Elvira Müller ist ebenfall.s seit 1979 im 
Stab. Die 27jährige bestätigt ihre Kollegin: 
"Ich wußte, daß es hier einen Fernmeldezug 
gab, wo alle die .Jungen drin waren , die 
nicht zur Bundeswehr wollten . Damit er­
schöpfte sich aber auch schon meine 
Kenntnis zum Thema Zivilschutz." Mittler­
weile ist Elvira Müller Sachbearbeiterin S 3, 
nachdem sie zuvor lange im Sachgebiet S 2 
die Lagekarte geführt hat. Elvira Müller ar­
beitet auch im Dezernat 22 (Feuerschutz 
und Kalastrophenschutz) und findet es "von 
daher eigentlich völlig normal, auch im Stab 
mitzuarbeiten" . 

Das sieht auch Christa Klose (48) so: 
"Das ist ja irgendwie ganz klar, daß wir hier 
vom Dezernat uns auch für die Stabsarbeit 
engagieren. Wir kennen uns ja auch einiger­
maßen aus in der Materie. Ich habe zum 
Beispiel eine ähnliche Arbeit hier wie im 
Stab. Hier im Dezernat habe ich mit Kata­
strophenschutz, speziell mit dem Etat dafür 
zu tun . Im Stab, wo ich seit sieben Jahren 
arbeite , bin ich Sachbearbeiterin S 4. Da 
habe ich auch zu planen und zuzuteilen." 

Für "Derzernatsfremde" ist 
es schwieriger 

In der Kanzlei des Regierungspräsidenten 
Düsseldorf arbeitet Resi Hütz (48), die seit 
1983 Sachbearbeiterin S 1 b im Führungs­
stab ist. "Wenn man aus einem fremden 
Dezernat kommt und im Stab milarbeitet, 
sind Konflikte meist vorprogrammiert", 
meint Silvia Kluck. "Katastrophenschutz hat 
hier bei den Kollegen keinen allzu hohen 
Stellenwert, manche bezeichnen ihn auch 
als Kriegshetze. Von daher wird die Not­
wendigkeit einer Stabsarbeit oft nicht einge­
sehen." Stabsmitglieder, die nicht im Kala­
strophenschutzdezernat mitarbeiten, müs­
sen oft noch mehr Engagement mitbringen 
als ihre Kolleginnen und Kollegen . 

Um den "Gesamtüberblick" zu gewinnen, 
war die 26jährige Elisabeth Wittwer 1986 
schnell bereit, neben ihrer Arbeit im Dezer­
nat auch die Stabsarbeit aufzunehmen: "Bei 
meiner Berufstätigkeit kommen oft Begriffe 
wie RTW oder NAW vor. Durch die ehren­
amtliche Tätigkeit im Führungsstab als 
Sachbearbeiterin S 1 a weiß ich jetzt viel 
mehr mit den Fachtermini anzufangen. 
Außerdem finde ich die ehrenamtliche 
Stabsmitarbeit nicht besonders erwähnens­
wert, weil ich sie normal finde , wenn ich im 
Dezernat arbeite." 
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In Ihrem Beruf beschäftigt sich Anja Mai­
land mit Personalangelegenheiten für Leh­
rer, arbeitet also auch in einem "fremden" 
Dezernat. Als die 23jährige während ihrer 
Ausbildung auch eine Zeit im Katastrophen­
schutzdezernat arbeitete, kam sie zur Mitar­
beit im Stab, wo sie heute seit zwei Jahren 
im Sachgebiet S 2 tätig ist: "Da waren zwei 
Freunde von mir auch schon im Stab, und 
so habe ich gedacht, daß die Arbeit dann ja 
eigentlich gar nicht so schlimm sein kann . 
Also habe ich auch mitgemacht. " Auch Anja 
Mailand weiß, daß "die wenigsten hier im 
Haus eine Vorstellung davon haben, was ein 
Stab ist und tut". Wegen der geringen Infor­
mation, die die rund 1 700 Mitarbeiter in der 
Behörde haben, empfinden die Mitglieder 
des Führungsstabes oft Vorbehalte und Be­
denken, wenn über ihre ehrenamtliche Tä­
tigkeit gesprochen wird . 

Vorbehalte gegenüber den 
Frauen 

Als vor knapp zehn Jahren die ersten 
Damen zum Stab kamen , war die Stimmung 
unterschiedlich. Silvia Kluck und Christa 
Klose erinnern sich: "Anfangs hatten Wir es 
ganz schön schwer als Frau . Vielen Män­
nern schien es unverständlich, daß Röcke 
im Stab sind. Noch heute gibt es Verfechter 
der Männerdomäne." Und Sllvia Kluck er­
gänzt: "Es gibt eigentlich keinen vernünfti­
gen Grund, warum der Katastrophenschutz 
eine Männerdomäne sein soll." 

Trotz einiger Vorbehalte gegenüber den 
Frauen gab es aber auch Freude über die 
weibliche Mitarbeit: ,,1979, als wir kamen, 
wurden die Schlafräume in der Befehlsstelle 
sehr liebevoll für uns hergerichtet und die 
sanitären Anlagen eingerichtet. So hatten 
wir auch teilweise den Eindruck, als wenn 
man auf uns gewartet hätte" - so Silvia 
Kluck. 

Einige Hürden mußten von beiden Ge­
schlechtern in der Zusammeharbeit über­
wunden werden . Vorstellungen mußten re­
vidiert und andere Meivungen akzeptiert 
werden . "Anfangs erlebten wir noch, daß es 
mitten in einer Übung hieß, die Frauen soll­
ten mal Kaffee kochen . Doch mittlerweile 
werden wir ernstgenommen und es hat sich 
ein gutes Arbeitsklima entwickelt" - so 
Ch rista Klose. 

Ausbildting für die 
Stabsmitglieder 

Auf ein gutes Arbeitsklima im Stab legt 
auch der Dezernent Rolf Schmidt großen 
Wert: "Man muß zusehen, ob die Mitarbei­
ter auch zusammen passen . Wenn wir stun­
den- oder möglicherweise gar tagelang mit­
einander arbeiten müssen, und dies gar in 
Streßsituationen, dann sollte man wissen, 

daß man mit netten Menschen mehr bewäl­
tigen kann ." Heute, so Rolf Schmidt, habe 
sich die Zusammensetzung im Stab . be­
währt. "Die Frauen können mit Männern 
umgehen, die Männer mit Frauen, also: 
miteinander. " 

Abgesehen davon, daß der Umgangston 
im Führungsstab weniger rüde geworden 
ist, hat sich nicht viel geändert, seit die 
Frauen dabei sind. Die Ausbildung wird 
hausintern, an Katastrophenschutzschulen 
oder in anderen Einrichtungen durchge­
führt. So werden neu hinzugekommene Mit­
glieder des Führungsstabes in ihrer Dienst­
stelle eingewiesen in die Organisation des 
Katastrophenschutzes, Einheiten und Ein­
richtungen des KatS, in taktische Zeichen 
und Kartenkunde. Für alle Mitarbeiter ste­
hen Lehrgänge und Fortbildungsveranstal­
tungen an der Katastrophenschutzschule 
Nordrhein-Westfalen in Wesel auf dem Pro­
gramm, Stabsrahmenübungen, Voliübun­
gen oder Alarmübungen werden auch vom 
gesamten Stab durchgespielt. In der Kata­
strophenschutzschule des Bundes in Ahr­
weiler besuchten und besuchen die Mitar­
beiter/-innen den Ausbildungslehrgang 
"Führen im Katastrophenschutz". Hier wird 
sich dann das Bild der Lehrgangsteilnehmer 
an der Schule drastisch verändern, denn 
zehn Damen in einem Stab sind doch recht 
ungewöhnlich. 

Frauen als 
Stabilisierungsfaktor im 
Führungsstab 

Ungewöhnlich sind auch manche Reak­
tionen aus dem Umfeld der Milarbeiterinnen 
im Stab. "Diskussionen in der Verwandt­
schaft sind nicht selten; es wird auch häufig 
kontrovers diskutiert, weil meine Stabsar­
beit vom politischen Standpunkt des Dis­
kussionspartners nicht immer akzeptiert 
wird" - so Silvia Kluck, die sich auch an 
Anekdoten erinnert: "Es war bei einer Voll­
übung in einem Kreis. Wir beobaChteten 
dort das Übungsgeschehen und der zustän­
dige Oberkreisdirektor sah geflissentlich 
über uns Frauen hinweg, bis er schließlich 
von unserem Dezernenten unsere Funktion 
im Stab erfuhr. Daraufhin hat er sich bei 
uns in aller Form entSChuldigt: Er habe es ja 
nicht gewußt ... " 

. Damen im Katastrophenschutz sind eben 
doch noch ungewöhnlich und bilden die 
Ausnahme. Die Düsseldorfer Damen wollen 
das nicht so sehen: "Frauen sind viel belast­
barer, entwickeln ein Feingefühl. Frauen ge­
hen mit Fingerspitzengefühl an knifflige Si­
tuationen heran - und dies ist doch gerade 
bei der Stabsarbeit von äußerster Wichtig­
keit. " Auch Rolf Schmidt bestätigt diese 
Meinung: "Frauen wirken im Führungsstab 
als Slabilisierungsfaktor." boe 



Eine Studie von lars Clausen und Wolf R. Oombrowsky vom 
Institut für Soziologie der Universität Kiel 

Warum sind viele Menschen 
"zur Hilfe bereit"? 

Motivationsstrukturen 
im Katastrophenschutz wurden erforscht 

Warum treten Menschen einer Hilfsorga­
nisation bei, was veranlaßt sie, dauerhaft in 
ihr mitzuarbeiten und höherwertige Füh­
rungs- und Einsatzaufgaben zu überneh­
men? Diesen Fragen gingen lars Clausen 
und Wolf R. Dombrowsky unter Mitarbeit 
von Dita Bretschneider und Willi Streitz in 
einer Studie nach, die den Titel trägt: "Zur 
Hilfe bereit .. . " - Motivationsstrukturen im 
Katastrophenschutz. Die Wissenschaftler 
des Instituts für Soziologie der Universität 
Kiel wurden in ihrer Arbeit gefördert aus 
Mitteln der "Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern ". 

1 244 Helferinnen und 
Helfer gaben Auskunft 

1 244 Helfer aus den Organisationen wur­
den zur Ermittlung ihrer Motivation befragt: 
von der Freiwilligen Feuerwehr 580, vom 
Technischen Hilfswerk (THW) 436, vom Ar­
beiter-Samariter-Bund (ASB) 17, von der 
Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) 50, vom Mal­
teser-Hilfsdienst (MHD) 110 und vom Bun­
desverband für den Selbstschutz (BVS) 43. 
Acht Fragebögen waren unidentifizierbar, 
d. h. sie konnten keiner Organisation zuge­
ordnet werden. Das Deutsche Rote Kreuz 
lehnte eine Beteiligung an der Studie ab. 

Die Ergebnisse der Studie sind für den 
Katastrophenschutz in Schleswig-Holstein 
repräsentativ und auf das Bundesgebiet 
übertragbar. Die befragten Helferinnen und 
Helfer gaben den Interviewern Auskunft dar­
über, wie und durch wen sie auf den Kata­
strophenschutz aufmerksam geworden 
sind , warum sie in ihm mitwirken wollen, 
welche Faktoren sie motivieren oder entmo­
tivieren, wie sie ihre .Ausbildung , ihr Ver­
hältnis zu Vorgesetzten, zu Politikern, zu 
anderen Hilfsorganisationen und zur Öffent­
lichkeit beurteilen und welchen Einfluß Be­
ruf, Familie und Freizeitinteressen auf ihr 
Engagement haben. 

Nach Erforschung dieser Motivlagen aus 
Sicht der Helfer wurden von den Wissen-

schaftlern Verbesserungen in der Personal­
planung , Mitgliederwerbung, Ausbildung , 
Motivierung und Öffentlichkeitsarbeit ent­
wickelt. 

Skepsis und "permanente 
Unterdotierung " 

Die ClausenlDombrowsky-Studie geht in 
ihrer Problemstellung davon aus, daß "die 
als Katastrophenschutz bezeichneten Funk­
tionen staatlicher Vorkehrungen gegen die 
Auswirkungen von Großunfällen und Kata­
strophen ( ... ) zunehmend mit Skepsis be­
trachtet" werden . "Ereignisse wie Seveso, 
Harrisburg, Bhopal oder Tschernobyl unter­
minieren das Vertrauen in die leistungsfä­
higkeit und Angemessenheit des bestehen­
den Katastrophenschutzes und der ihm vor­
ausgehenden Warnungen auch in der Bun­
desrepublik Deutschland" . Auch Denunzie­
rungen des Katastrophenschutzes durch 
seine Gegner konfrontieren die Helfer mit 
Fragen nach seinem Stellenwert und nach 
der Legitimation der Organisation. 

Ein weiteres Problem sehen die Wissen­
schaftler in der "permanenten llnterdotie­
rung des Zivilschutzes" und in oer "Kluft 
zwischen feierlichen Reden und fehlenden 
Taten" sowie in der "mangelnden politi­
schen Unterstützung". Entmutigung der 
Helfer sei vielfach die Folge die~er Pro­
bleme. 

Wie aber definieren sich die Motive des 
Handeins? Denn immerhin zählt die Statistik 

Schon früh gehen viele Jugendliche als 
Freiwilligen Feuerwehr. 

einen aktiven Helferbestand in den Organi­
sationen in Schleswig-Holstein (mit DRK) 
von rund 18500: Menschen, die Gründe 
haben, sich für den aktiven Dienst in einer 
Hilfsorganisation zu entscheiden. 

Motive des Handeins 

"Wie Kreativität oder Intelligenz, so ist 
auch Motivation eine Fähigkeit, die , neben 
bestimmten individuellen Voraussetzungen , 
vor allem Einverständnis und Bereitschaft 
erfordert. Niemand erwartet ernsthaft , daß 
kreative Ideen oder intelligente Problemlö­
sungen durch Drohungen oder unter Zwang 
entstehen können . Dasselbe gilt für Motiva­
tion : auch sie läßt sich nicht anordnen oder 
befehlen. Motivation hat vielmehr mit Moti­
ven zu tun , mit Beweggründen, die den 
Handelnden zu dem bewegen, das der Emo­
tion Wert ist. Gemütsbewegung und zum 
Handeln motivierende Beweggründe sind 
oftmals identisch ." So erklären Clausenl 
Dombrowsky die Motive des Handeins. 

Um die Helfermotivation zu verbessern, 
müssen - so die Autoren - die Quellen und 
Einflußgrößen identifiziert werden, aus de­
nen Motivation 'gespeist und modifiziert 
wird: Beruf, Familie und Freizeit, organisa­
torische , hierarchische, generative, persön­
liche und materielle Komponenten . Auch die 
Wirkungen der Quellen und Einflußgrößen 
untereinander und insgesamt spielen eine 
Rolle bei der Überlegung , wie Motivation zu 
verbessern ist. 

Katastrophenschutz -
Domäne der Männer 

Als tendenziell entmotivierend wurden 
von den befragten Personen übereinstim­
mend folgende Problembereiche bezeich­
net: Bürokratismus, Ausrüstung (ein­
schließlich Ersatz und Zentralwerkstätten), 
Ausbildung , fehlender politischer Rückhalt, 
Werte- und Einstellungswandel , Einstellun­
gen der Öffentlichkeit , Erweiteter Katastro-
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Technisches Inleresse wird beim THW befriedigt. 

phenschutzlZivilSchutz. Abweichende Ein­
schätzungen ergaben sich bei den Befragten 
in den Bereichen Einsatz, Selbsteinschät­
zung/Erscheinungsbild , Stellung in Gemein­
de und Kreis , organisatorische Durchlässig­
keit, Hierarchie/Generationskonflikte, Mög­
lichkeiten der Einzelinitiative, . Verände­
rungsmöglichkeiten und Rolle der 8.2er. 

Daß der Katastrophenschutz nach wie vor 
eine Domäne der Männer ist, beweist der 
96 ,2 %ige männliche Anteil der Befragten. 
Das Alter der 1 244 (= 100 % der Befrag­
ten) lag bei durchschnittlich 33,4 Jahren. 
Zahlenmäßig stark besetzte Altersgruppen 
fanden sich von 56 bis 66 mit durchschnitt­
lich 53,5 Personen pro Jahrgang. Im Ver­
gleich der Organisationen untereinander fal­
len deutliche Unterschiede auf: MHD, THW 
und ASB erscheinen danach als "junge" 
Organisationen, JUH und Freiwillige Feuer­
wehr als Organisationen des "mittleren" Al­
ters und der BVS als "alte" Organisation . 

Im Alter von 16 bis 25 Jahren sind die 
meisten Befragten ihrer Organisation beige­
treten (69 %) . Nur bei der JUH und beim 
BVS liegt das am stärksten vertretene Ein­
tnttsalter bei über 25 Jahre. Die durch­
schnittliche Dauer der Mitgliedschaft be­
trägt nach Ermittlung durch die Forscher 
7,9 Jahre. Dabei ist bemerkenswert , daß 
die durchschnittliche Dauer der Mitglied­
schaft beim BVS darüber, nämlich bei 10,6 
Jahren liegt. "Unabhängig von allen inhaltli­
chen Befunden drückt eine durchschnittli­
che Mitgliedschaft von rund acht Jahren ein 
hohes Maß an sozialer Stabilität und 
menschlicher Kohäsion aus ." - so die 
Studie. 
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Die Bildung 

Um die Möglichkeiten der Mitgliederwer­
bung genauer ausloten zu können, gingen 
Clausen/Dombrowsky auch auf den Bil­
dungsstand der Helfer im Katastrophen­
schutz em. Dabei wurde festgestellt, daß im 
MHD von einer "hohen" Schulbildung 
(Fachhochschulreife, Abitur und Meisterab­
schluß) gesprochen werden kann (41,5 %), 
während in den anderen Orgamsationen die 
Schulbildung meist "niedrig" ISt (ohne und 
andere Abschlüsse, Hauptschul- und Be­
rufsschulabschluß) . 

Wie die Studie aufzeigt , zeigen sich im 
Vergleich mit der Bildungsstruktur der Ge, 
samtbevölkerung keine nennenswerten Ab­
weichungen: 59,6 % mit "niedriger", 
22 ,2 % mit "mittlerer" (mittlere Reife/Fach­
schule) und 18,2 % mit "hoher" Schulbil­
dung. Bezüglich der Ermittlun~en für die 
Helfer im Katastrophenschutz meinen die 
Soziologen: "Angesichts der Herausforde­
rungen , die moderne Risikopotentiale an 
einen qualifizierten Katastrophenschutz stei­
len, erschiene es als wünschenswert, wenn 
vor allem die Gruppe der mittleren Bildung 
stärker wüchse." 

Bürokratismus, Ausrüstung 
und Ausbildung 

Wie eingangs kurz erwähnt, wirken sich 
laut Auskunft und deren Analyse einige Pro­
blembereiche entmotivierend auf die Helfer 
aus . An erster Stelle wurde übereinstim­
mend der Bürokratismus genannt. Dazu die 

Studie: "Tendenzen zur Bürokratisierung 
zeigen sich danach nicht allein in der Zunah­
me von Verwaltungsakten, Vorschriften und 
einem "ausufernden Schreibkram" , son­
dern auch im Gefühl, ehemalige Spielräume 
und Dispositionsmöglichkeiten durch Ein­
flußnahmen seitens der Länder- und Bun­
deskompetenzen beSChnitten zu bekom­
men. Zwar war man sich durchweg der 
Notwendigkeiten emer revisionssicheren 
Verwaltung , Buchführung und Organisation 
bewußt ( ... ), doch glaubt man, daß da­
durch m den meisten Fällen "das Eigent­
liche" leide. Als das "Eigentliche" gilt in 
erster Linie der Einsatz ( ... )." 

Wenn sich das Problemfeld Ausrüstung 
demotivierend auf die Helfer im Katastro­
phenschutz auswirkt, so ist damit gemeint, 
daß die Helfer "nicht über die Begrenztheit 
des eigenen Ortsvereins hinausschauen 
können . ( .. . ) Weder kann man. sich vor­
stellen, welche Planungs- und Durchfüh­
rungszeiträume erforderlich seien, um kon­
zeptionelle Veränderungen umzusetzen, 
noch lassen sich Vorstellungen darüber fin­
den, wie eine unternehmerische Gesamtbi­
lanz auszusehen hätte, wollte man die Funk­
tion des erweiterten Katastrophenschutzes 
bundesweit ausweisen ( ... ). Zudem fehlt 
es an Verständnis für strukturelle Gegeben­
heiten. Durch die Kompetenzteilung zwi­
schen Bund und Ländern und die Modalitä­
ten der Auftragsverwaltung ist es dem Ein­
zelnen nicht möglich, sich immer auch als 
Bestandteil einer bundeseinheitlichen Funk­
tion zu erleben und damit die Egoismen des 
lokalen Habenwollens hintan zu stellen . " 

Auch die Klage der Helfer in den Organi­
sationen über Ausbildungsmängel sei - so 



das Ergebnis der Studie - ähnlich wie die 
Klage über Ausrüstungsmängel. "Wer auf­
grund fehlender oder ungenügender Ausbil­
dung Fehler macht oder scheitert, der trägt 
weniger persönliche Schuld. So gesehen 
schützen beide Mängelrügen die Person vor 
Minderwertigkeitsgefühlen und psychischen 
Versagensängsten ( ... )." Ein Anreiz , im 
Katastrophenschutz aktiv zu werden, be­
steht - so die Forscher - "weder vom 
Image her noch vom internen strukturellen 
Widerspruch zwischen hochprofessionel­
lem, hochqualifiziertem Erfordernis und 
realer NebenberuflichkeiVEh renamtlichkeit 
her ... ". Dieser Umstand warde alleine 
durch die Diskussion um den Rettungssani­
täter deutlich gemacht. 

Politischer Rückhalt , 
Wertwandel und 
Öffentl ichkeit 

Als eine "kaum einschätzbare Quelle der 
Demotivierung" sei - so Clausen/Dom­
browsky - im Mangel an politischem Rück­
halt zu finden. Die Befragten sprachen von 
"offiziellen Lobreden" über ihre ehrenamtli­
che Tätigkeit im Katastrophenschutz, aber 
"kaum sind die (Politiker) wieder weg , 
kommt der neue Kürzungsbescheid ." Diese 
Kluft zwischen Reden und praktisch-finan­
zieller Unterstützung wirkt sich entspre­
chend auf die Helfermotivation aus. 

Als weiteren demotivierenden Faktor 
nennt die Studie den Wertewandel innerhalb 
der Organisation: "Dabei fällt auf, daß Be­
griffe wie Kameradschaft , Zusammenhalt, 
Einsatzfreude etc. vor allem generativen Va­
rianzen unterliegen und oftmals nur Kürzel 
sind, um intragenerativen Zusammenhalt zu 
beschwören. " 

Die Einstellung der Öffentlichkeit zum Ka­
tastrophenschutz ist derart , daß - laut Stu­
die - "unterschwellig ( ... ) die Einschät­
zung {entsteht), daß der Katastrophen­
schutz den großen Bedrohungen der Zeit, 
den atomaren, biologischen und vor allem 
chemischen Risiken nicht mehr gewachsen 
sei. " 

Erweiterter 
Katastrophenschutz! 
Zivilschutz 

Wenn in der Praxis der Helferschaft der 
erweiterte Katastrophenschutz beziehungs­
weise der ganze Komplex der Zivilverteidi­
gung ausgeklammert wird, so empfinden 
die Helfer in den Organisationen dies als 
"besonders entmotivierend" . So hat die 
Umfrage unter den Helfern ergeben, daß 
keine der Organisationen V-Fall-Lagen be­
spricht, lehrt oder übt. Die Einbindung in 
die Gesamtverteidigung wird schlichtweg 

Heller im ASB. 

Blick In einen Bereich der Ausbildung der Katastrophenschutzhelfer der JUH. 

geleugnet: »Auf keinen Fall will man etwas 
mit Krieg oder kriegsunterstützenden Maß­
nahmen zu tun haben. Hier wirken sich 
grobe Versäumnisse aus." 

;,Helfer" und 
"Kameradschaft" 

Viele Gründe bewegen die Helfer, einer 
Organisation beizutreten. Nach diesen Be­
weggründen gefragt, nannten die Helfer an 
erster Stelle (34,5 %) das "Helfen". Die 
"Kameradschaft" in den Organisationen 
stand mit 24,8 % an zweiter Stelle. Weitere 
Gründe waren "sinnvolle Tätigkeit" 
(17,3 %), "Ausbildung" (13,3 %), "Spaß" 
(6,2 %) und "Freistellung von der Bundes­
wehr" (3,9 %). Freunde und Bekannte 
(49,7%), Familie beziehungsweise Ver­
wandte (23,8 %) und Arbeitskollegen 
(5,9 %) waren die Bezugspersonen, durch 
die die Helfer auf die Organisation aufmerk­
sam gemacht wurden. Nur 2,9 % der Be-

fragten kamen durch Werbeveranstaltungen 
der Organisationen und nur 1,3 % durch 
Zeitungen, Rundfunk- oder Fernsehsendun­
gen zu den Trägern des Katastrophenschut­
zes. Dies bedeutet, daß vor allem persönli­
che Anregungen sich nachhaltig und ent­
scheidend auf den Entschluß der Helfer aus­
wirken, einer Katastrophenschutz-Organisa­
tion beizutreten . . 

Vier verschiedene 
"Helfertypen " 

Unter der Helferschaft, so ermittelten 
Clausen/Dombrowsky, finden sich vier 
deutlich unterscheidbare Typen zentraler 
Orientierungen, die sich als "idealistische", 
"ethisch-abstrakte", "technische" und "un­
zufrieden-frustrierte" Grundhaltung be­
zeichnen ließen. Dabei handelt es sich nicht 
um reale Einteilungen der Befragten, son­
dern es sind "typische Haltungen" , "Nor­
maltypen" . 
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Während einer Katastrophenschutzübung: Heiter des MHD bei der Erstversorgung der .. Verletzten" . 

Ein Helfer des BVS bel der Ausbildung der Bevölkerung im Selbstschulz-Grundlehrgang. 

"Personen mit einer überwiegend ideali­
stischen Orientierung sind Helfer im Kata­
strophenschutz, weil sie vor allem anderen 
Menschen helfen wollen. Der Idealist fühlt 
sich dem KatS (und seiner Verpflichtung) 
zugehörig, dort tnNt er Gleichgesinnte, die 
auch soziale Verantwortung Iragen und ihre 
Kenntnisse erweitern wollen." 

Neben diesem "Normaltyp" des "Ideali­
sten" gibt es den "abstrakten Ethiker", der 
"keinerlei negative Ladungen" zeigt. Diese 
Personen interessieren alleine die Sympa­
thien ,. die durch Realeinsätze erzielt werden; 
extremen Wert leg I der abstrakte Ethiker auf 
die Demonslration seines weltanschaulich 
begründeten Engagements, "das im Ge­
meinwohlprinzip, in Staatsbürgerpflicht, in 
der Ethik und in der Religion begründet 
liegt. " 

Der "Techniker" unter den Helferlypen ist 
hauptsächlich wegen der erwarteten Kennt­
niserweiterung in einer Hilfsorganisation. 
Die Mitwirkung Im Katastrophenschutz ist 
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dem Techniker eine Alternati~e zllm Beruf 
und zu den häuslichen Anforderungen. 

Dem "Unzufrieden-Frustrierten" ist es 
nicht recht zu machen: Vertreter dieser Hel­
ferlypen sind nicht aus weltanschaulichen, 
ethischen oder ideellen Motiven im Kata­
strophenSChutz, auch nicht um Kenntnisse 
zu erlangen oder technische Interessen zu 
befriedigen. "Sie fühlen sich um ihr Leben 
betrogen, alles müssen sie vernachlässi­
gen, vor allem die Familie, die Freunde, die 
Hobbies und den Beruf." 

Umstrukturierung des 
Katastrophenschutzes 

Unter Berücksichtigung der Auswer­
tungsergebnisse kommen Dombrowskyl 
Clausen und Mitarbeiter zu dem Vorschlag, 
den bestehenden Katastrophenschutz in der 
Bundesrepublik Deutschland umzustruk­
turieren . Gedacht ist dabei an den Aufbau 

. 

eines dreistufigen Katastrophenschutzes , in 
dem sich auf der unteren Ebene - wie bisher 
in Länderkompetenz - die freiwilligen, eh­
renamtlichen Helfer bewegen. Darüber soll­
te eine professionelle Gruppierung auf Bun­
desebene aufgebaut werden, "die sich aus 
aufstiegsorientierten Mitgliedern der unte­
ren Stufe und dem freien Arbeitsmarkt re­
krutieren könnte". Die oberste Stufe - so 
regen Clausen/Dombrowsky an - sollte 
"eine KatS-Spezialeinheit des Bundes" sein, 
die im Eventualfall unverzüglich zur Kata­
strophen bekämpfung eingeflogen werden­
kann . 

Verbesserung aus 
Ausbildung 

Vernachlässigt wird nach Meinung der 
Forscher in der KatS-Ausbildung "der 
grundlegende Zusammenhang", nämlich 
daß "die Mitwirkung im Katastrophenschutz 
zugleich ein staatsbürgerliches und soziales 
Engagement auf der Grundlage kommunaler 
Beziehungen darstellt, ohne das Gesell­
scha~ nicht funktionieren könnte ." Hier 
sollte - als Ergebnis der Studie - Abhilfe 
geschaffen werden . Als "optimal" wird be­
zeichnet, "wenn sich innerhalb des Kata­
strophenschutzes offiziell anerkannte Aus­
bildungsgänge etablieren könnten und von 
den IHKs, den Berufsgenossenscha~en etc. 
anerkannte Fortbildungen angeboten wür­
den." So könnte die Mitwirkung im Kata­
strophenschutz auch berufliche Äquivalenz 
beinhalten . 

Vertie~ werden müßte die Kenntnis der 
Helfer im Bereich Zivilschutz: "Hier fehlt es 
an einfachstem Basiswissen und daher auch 
an Überzeugung ." In der Zusammenfas­
sung der Studie empfehlen die Autoren 
zahlreiche Detailverbesserungen für die Be­
reiche Ausbildung , Öffentlichkeitsarbeit und 
Motivation. Einige dieser Empfehlungen sei­
en hier genannt: Aufnahme von Kursen in 
das Ausbildungsprogramm, die staatsbür­
gerliche und soziale Aspekte kommunaler 
Mitverantwortung transparent machen; 
Ausbau der Ausbildungsanteile über den 
Zivilschutz; Einführung und Benutzung von 
EDV-gestützter Verwaltung; eine dreigliedri­
ge Reformierung des Zivil- und Katastro­
phenschutzes. 

Mit der 242 Seiten umfassenden Studie 
von Clausen/Dombrowsky wurde erstmals 
der Versuch unternommen, die Motivlagen 
aus der Sicht der Helfer im Katastrophen­
und Zivilschutz zu erfassen. Sie wird sicher­
lich mit ihren Anregungen und Empfehlun­
gen für eine Verbesserung In der Personal­
planung, Mitgliederwerbung, Ausbildung, 
Motivierung und Öffentlichkeitsarbeit Ge­
sprächsstoff vieler Diskussionen sein. boe 



Gutachten über die wirtschaftlichen Auswir1<ungen 
einer Schulzbaupflicht für Wohnungsneubauten vorgestellt 

Ein Diskussionsbeitrag 
mit Fakten und Zahlen 

Denkschrift im Auftrag des 
"Schutzforums, Gesellschaft für Friedenssicherung 

und angewandte Humanität e. V." 

Das "Schutzforum - Gesell­
schaft für friedenssicherung 
und angewanHte Humanität 
e. V. ", eine konfessionell 
und partei politisch unabhän­
gige, gemeinnützige Ver­
einigung, haUe am 18. fe­
bruar 1988 zu einem Presse­
gespräch eingeladen, an 
dem u. a. führende Vertreter 
aus Ministerien und sonsti-
gen Verwaltungsbehörden 
sowie Schutzbauexperten 
teilnahmen. Vorgestellt wur­
de ein Gutachten des Insti­
tuts für Siedlungs- und Woh­
nungswesen der westfäli­
schen Wilhelms-Universität 
MiTnster über "Volkswirt­
schaftliche und fiskalische 
Effekte der Einführung einer 
Schutzraumbaupflicht für 
Wohnungsneubauten" , das 
im Auftrag des "Schutzfo­
rums" erstellt wurde. 

Das "Schutzforum" hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Öffentlichkeit in wissenschaft­
lich begründeter Weise über die Notwendig­
keit und Möglichkeit des Schutzes der Bür­
ger vor Gefahren der Technik, der Natur und 
der Anwendung von Gewalt aus humanitär­
ethischer, sozialer und technologischer 
Sicht zu informieren und sie zu persönli­
chem Engagement für die Verwirklichung 
des humanitären Völkerrechts, insbesonde-

re der Genfer und der Haager Konvention zu 
gewinnen. Die Gesellschaft will dazu beitra­
gen, die geistigen, moralischen Vorausset­
zungen für eine wirkli"hkeitsnahe Sicherung 
des Friedens nach innen und außen zu festi­
gen. Ferner ist es Zweck des "Schutzfo­
rums" , die weltweiten Initiativen und Bemü­
hungen der UNOIUNESCO für einen umfas­
senden Schutz der Menschheit und ihres 
kulturellen Erbes zu unterstützen. Durch Zu­
sammenarbeit mit privaten und öffentlichen 
Vereinigungen vergleichbarer Zielsetzungen 
des In- und Auslandes will die Gesellschaft 
aktiv beitragen zur Völkerverständigung und 
Friedenssicheru ng. 

Die Arbeitsziele der Gesellschaft werden 
in folgenden Fachbereichen verwirklicht: 
Schutzethik, Schutzsoziologie, Schutzmedi­
zin , Schutztechnologie, Schulzrecht, 
Schutz von Kulturgut und Schutzpolitik. 

Die Fachbereiche werden von Kuratoren 
betreut, deren Kompetenz durch eine Tätig­
keit als Hochschullehrer oder durch ver­
gleichbare fachliche Qualifikation nachge­
wiesen ist. 

Diskussion wieder belebt 

Dr. Paul Wilhelm Kalb, Präsident des 
"Schutzforums" und Präsident a. O. des 
Bundesamtes für Zivilschutz, verwies bei 
der Vorstellung des GutaChtens darauf, daß 
die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 
und die beabsichtigte Novellierung der Zivil­
schutzgesetzgebung die Diskussion über 
Nutzen und Notwendigkeit des Baus von 
Schutzräumen wieder belebt haben. Da sich 
die Gesamtzahl der Schutzplätze im Bun­
desgebiet derzeit lediglich auf 2,2 Mio. be­
läuft und somit nur 3,4 Prozent der Bevöl­
kerung geschützt werden könnte, gäbe es . 
hier einen enormen Nachholbedarf. Die Ge­
sellschaft habe das Gutachten in Auftrag 
gegeben, weil sich in Sachen Schutzraum­
bau oft die Frage der Finanzierbarkeit stelle, 
meinte Dr. Kalb. 

Effekte einer Baupflicht 

Die Verfasser des Gutachtens kommen zu 
dem Schluß, daß die von der Bundesregie­
rung erwogene Einführung einer Schutz­
raumpflicht beim Neubau von Wohnhäusern 
durch die zusätzliche Nachfrage nach Bau­
leistungen die Produktion in der Baubran­
che anregen wird. Die Folge davon sei ein 
steigender Bedarf an Arbeitsplätzen. 

Das Gutachten verweist darauf, daß in 
diesem Jahr mit einem Neubauvolumen in 
Höhe von ca. 180000 Wohneinheiten zu 
rechnen sei. Bei Einführung einer Schutz­
raumbaupflicht würden dann fast 1 Mill. 
Schutzplätze entstehen. Der Beschäfti­
gungseffekt wird mit rund 7600 neuen Ar­
beitsplätzen beziffert. 

In welchem Maße der Staatshaushalt 
durch die Subventionierung des Schutz­
raumbaus belastet wird, hänge naturgemäß 
von der künftigen Ausgestaltung des För­
dersystems ab. Hier empfehlen die Gutach­
ter eine steuerliche Absetzbarkeit der Mehr­
kosten, ergänzt durch Zuschüsse. 

Das Gutachten macht deutlich, daß die 
Mehrkosten der Schutzräume gegenüber 
normalen Kellern relativ niedrige zusätzliche 
Belastungen für die selbstnulzenden Eigen­
tümer bzw. Mieter von Neubauten bringen. 

Die Gutachter kommen zu dem Schluß, 
daß die Einführung einer Schutzbaupflicht 
für Private sowie Vorschriften vergleichba­
rer Verbindlichkeiten für die öffentlichen 
Hände bei der !tustattung unterirdischer 
Verkehrsanlagen mit Grundschutzeinrich­
tungen und einer Schutzbaupflicht für die 
Industrie in rund 20 Jahren ein Schutzgrad 
zu erreichen sei, wie er heute in der Schweiz 
und in Schweden bereits existiert. 

Im Anschluß an die Vorstellung des Gut­
achtens referierte Ministerialrat Dr. Gerhard 
Müller, Stuttgart, über die Bedeutung und 
Praxis der Schutzbautätigkeit aus der Sicht 
des Innenministeriums Baden-Württem­
berg. güse 
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Dietmar Bauer, Abteilung Zivilschutz der Großen Kreisstadt Wertheim 

Guter Ausbildungsstand 
des Schutzraumbetriebsdienstes 

Erste Betriebsübung in der Mehrzweckanlage 
Schloßberg in Wertheim 

An der Mündung der Tauber in den Main 
liegt am Fuße des Schloßberges die Stadt 
Wertheim mit Ihrem mittelalterlichen, ro­
mantischen Altstadtkern . Durch die Bemü­
hungen, den ruhenden Verkehr aus dem 
Altstadtbereich herauszuhalten, ergaben 
sich erhebliche Parkplatzprobleme, so 
daß die Stadtväter gezwungen waren, die 
einzige gangbare Möglichkeit - eine Tief­
garage im Schloßberg - in Angriff zu neh­
men (siehe hierzu die Berrchte im ZS­
Magazin 6/83 und 5/86). 

Da solch eine Anlage vorzüglich auch 
für Zivilschutzzwecke geeignet ist, wurde 
sie gleichzeitig zu einer Mehrzweckanlage 
ausgebaut, so daß nicht nur 300 PKW­
Steltplätze, sondern auch 4400 Schutz­
plätze geschaffen wurden . 

Nach nur anderthalbjähriger Bauzeit 
konnte die Anlage erstmals im Dezember 
1984 den Parkbetrieb aufnehmen. 

Der Zeitraum von der Übernahme der 
zivilschutztechnischen Anlage und Einrich­
tungen bis zum ersten Übungsabend des 
SChutzraumbetriebsdienstes (SRBd) nach 
dessen Aufstellung im Jahre 1986 war 
durch die Suche nach einem geeigneten 
Konzept für den SRBd und durch die Suche 
nach geeigneten Freiwilligen gekennzeich­
net. Nachdem sich die Verantwortlichen der 
Stadtverwaltung bei anderen Schutzraum­
betriebsdiensten informiert hatten, kam 
man zu der Auffassung , daß man ca . 
15 Freiwillige benötigte. Diese Gruppe sollte 
nicht nur eine reine Wartungsgruppe dar­
stellen , sondern auch den ordnungsgemä­
ßen Betrieb der Anlage im Belegungsfall 
sicherstellen. Nachdem das Konzept des 
SRBd In groben Zügen festgelegt war, wur­
de die Suche nach geeigneten freiwilligen 
Helfern verstärkt in Angriff genommen. 

Weder Anzeigen in der örtlichen Presse 
noch die Anfrage bei anderen Hilfsorganisa­
lIanen brachten jedoch den gewünschten 
Erfolg, so daß man gezwungen war, Perso­
nen aus dem eigenen Bekanntenkreis und 
aus der Verwaltung anzusprechen. Bei der 
ersten Zusammenkunft im August 1986 wa­
ren dann acht Personen anwesend, die für 
die freiwillige Mitarbeit im SRBd gewonnen 
werden konnten . 
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Oberbürgermeister (HVB) Stelan Gläser bel der 
Begrüßung der Obungslellnehmer und Gäste. 

Die Ausbildung begann dann mit der 
Standortausbildung durch den Bundesver­
band für den Selbstschutz (BVS) mit dem 
Selbstschutzgrundlehrgang im September 
1986. Der Selbstschutzergänzungslehrgang 
"ABC-Schutz" wurde im Januar 1987 vom 
BVS durchgeführt. Nicht nur die Theorie, 
sondern auch die Praxis wurde graßge­
schrieben . Zwischen beiden Lehrgängen 
absolvierte der SRBd die ersten Ausbil­
dungsstunden an der Anlage . Regie bei die­
sem ersten praktischen Ausbildungsab­
schnitt führten zwei städtische Mitarbeiter, 
die bereits beim Einbau der Anlage dabei 
und somit mit Technik und Funktion ver­
traut waren . 

Zur Zeit 13 freiwillige Helfer 

Diese allgemeine Einweisung wurde prak­
tisch erweise mit den dringend notwendigen 
Wartungsarbeiten verbunden. Von Januar 
bis August 1987 wurde so die gesamte 
technische Anlage allen Helfern erklärt und 
auch gleichzeitig gewartet. Während dieses 
Zeitraumes bildeten sich die Führungskräfte 
durch zusätzliche Übungsstunden weiter. 
Dies geschah dadurch, daß man mit Hilfe 
der vorhandenen Planunterlagen sämtliche 
Luft- und Stramkreisläufe eInschI. der 

Schutzraumabschlüsse in der Anlage er­
forschte . Zwei freiwillige Helfer besuchten 
zusätzlich den Gruppenführerlehrgang im 
Februar 1987 an der Katastrophenschutz­
schule des Bundes. 

Zur Zeit besteht der SR8d aus 13 freiwilli­
gen Helfern . Die sei t der ersten Zusammen­
kunft neu hinzugekommenen Helfer wu rden 
nach und nach in die Gruppe eingegliedert . 
Die Zusammenseizung des SRBd kann, was 
Berufe und Altersstruktur betrifft, als har­
monisch bezeichnet werden . Vertreten sind 
die Berufe KFZ-Mechamker, Schlosser, 
Elektroinstallateur, Bauzeichner, Bautechni­
ker und Kaufmann. 

Zwei Ärzte und der Rot­
Kreuz-Zug aus Wertheim 

Zur gesundheitlichen Betreuung der 
Schutzsuchenden konnten zwei Ärzte und 
der Rot-Kreuz-Zug aus Wertheim gewonnen 
werden . An den routinemäßigen Ausbil­
dungsveranstaltungen des SRBd nehmen 
sie jedoch nicht teil. Mit ihnen wurde ledig­
lich eine Einweisung in die gesamte Anlage 
durchgeführt . Um den Teamgeist zwischen 
den Ärzten , den Rot-Kreuz-Helfern und den 
Helfern des SRBd zu festigen, nahmen auch 
sie mit einer in Eigenverantwortung varbe­
reiteten Übungseinlage an der Betriebs­
übung teil. 

Neben den umfangreichen Wartungsar­
beiten wurde auch der Aufbau der Sanitär­
anlagen durchgeführt. Hierzu mußten die 
zahlreichen Ausrüstungsgegenstände sor­
tiert, in Listen zusammengefaßt und Auf­
stellungspläne angelegt werden . 

Als Sanitäreinrichtungen sind vorge­
sehen: 
- vier Notküchen, 
- zwei Krankenräume, 
- 88 Trackentoiletlen, 
- zehn Frauentöpfchen, 
- elf Urinale, die allesamt im Bedartsfall in 

den Ein- und Ausfahrtsstollen aufgebaut 
werden müssen . 
Gelagert sind die Einzelteile der Sanitär­

einrichtungen im obersten Stockwerk bzw. 
in einer angemieteten Garage in unmittelba­
rer Nähe des Schulzraumes. 



Treibstoffvorrat für 14 Tage 
Vollastbetrieb 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt über 
52 Behälter mit je 1 200 I Inhalt. Bei Radio­
aktivität oder verseuchter Außenluft wird 
der Luftvolumenstrom über strahlungssi­
cher abgeschirmte Staubfilter und über ins­
gesamt 33 Raumfilter vom Typ R 10 gefil­
tert. 

Der Verschluß des Schutzraumes erfolgt 
über zwei große Zugtore in der Ein- bzw. 
Ausfahrt und über zwei kleinere Fußgänger­
schleusen. 

Bei Stromausfall übernimmt ein Dieselge­
nerator von 400 kW als unabhängige Netz­
ersatzstromanlage die elektrische Versor­
gung. Der Treibstoftvorrat ist für 14 Tage 
VOlIastbetrieb ausgelegt. Die drei Lüftungs­
ventilatoren, mit denen sowohl Normal- als 
auch Schutzluft gefahren werden kann, ha­
ben eine Leistung von insgesamt 21 600 m3 

Luft pro Stunde. Durch diese Belüftung und 
die gasdichte Ausbildung des Bauwerkes 
entsteht in der Anlage ein Überdruck. Er ist 
erforderlich, um bei etwaigen Undichtigkei- Der S.chulzraumbetriebsdienst bei der "Befehlsausgabe" . 

ten ein Eindringen von verseuchter Außen­
luft zu verhindern. Die verbrauchte Luft ge­
langt über Überdruckventile nach draußen. 
Die Überdruckventile sind so ausgebildet, 
daß sie die Luft nur in eine Richtung durch­
lassen . Bei einer plötzlich auftretenden 
Überdruckwelle im Freien schließen sich 
diese Ventile schlagartig und verhindern da­
mit das Einströmen eventuell verseuchter 
Außenluft. 

Im Oktober 1987 war man - nach ca. 
tausend Übungsstunden - dann soweit, daß 
man eine erste Betriebsübung unter einsatz­
mäßigen Bedingungen absolvieren könnte . 
Der Verlauf und das Ergebnis dieser Be­
triebsübung soll hier erörtert werden . 

Das Ziel der ersten 
Betriebsübung 

Da die zivilschutztechnischen Einrichtun­
gen in ihrer Gesamtheit noch nicht über­
prüft waren, wurde als Übungsziel eine 
Funktionsüberprüfung der gesamten zivil­
schutztechnischen Anlage - ohne Simulie­
rung von Störungen - sowie eine Überprü­
fung des Einsatzkonzeptes des SRBd ge­
wählt Insbesondere sollte die Zeit ermittelt 
werden, die in ei ner echten Gefah rensitua- ~V.:::er.:::sc:::h:.:lu :::.ß d::e:.:s .::Ei::::nf:::ah:::.rt:.:sf:::or:.:es:::.m:::.i::.,f e::l:::ne:::m:..:G::.re::.ilz:::u:"g:::.. ______________ _ 

!ion als Vorlaufzeit unbedingt notwendig ist. 

Übungsablauf 

Als Ausgangslage wurde ein Chemieun­
fall angenommen . Die örtlich begrenzte Ge­
fahr bestand in einer Giftgaswolke, die auf 
Wertheim zutrieb . 

Der Hauptverwaltungsbeamte (HVB) hat­
te vorsorglich die Betriebsbereitschaft des 
Schutzraumes angeordnet , da über die Ge­
fährlichkeit der Giftgaswolke keine näheren ' 
Angaben vorlagen . Nachdem sich die ange­
nommene Gefahr weiter konkretisiert hatte , 
wurden vom HVB dill Aufnahme der Schutz­
suchenden und dann der Betrieb des 

Schutzraumes mit Schutzluft angeordnet. 
Nach Abschluß der Arbeiten für die Inbe­
triebnahme wurden einige Sanitäranlagen 
aufgebaut. 

Nachdem von der Leitung "Entwarnung" 
gegeben worden war, bauten die Helfer die 
Sanitäranlagen wieder ab , und die Anlage 
wurde weiter mit Schutzluft betrieben. Die 
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Erstversorgung der" Verletzten" . 

Schutzraumtüren und -tore wurden erst am 
frühen Morgen, nach zwölf Stunden Dauer­
betrieb, geÖffnet. 

Einzelne Übungsabschnitte 
des SRBd 

Um die Parkgarage als Schutzraum nut­
zen zu können , mußten von den Helfern 
folgende Arbeiten durchgeführt werden: 

- Beseitigen zweier geparkter Fahrzeuge 
mittels einer Abschleppachse (als Zug­
fahrzeug diente ein Elektroschlepper, der 
von der Bundespost preisgünstig erwor­
ben und wieder instandgesetzt wurde) . 
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- Auslagern aller und Füllen einiger Was­
serbehälter, um einen Zeitanhalt zu er­
mitteln. 

- Schließen der Türen und Tore . 
- Anschließen der 33 Raumfilter R 10. Dies 

konnte nur mit Hilfe der Widerstands­
stücke simuliert werden . 

- Umstellen von Garagenbelüftung auf Zi­
vilschutzlüftung einschließlich Betrieb 
des Notstromaggregates. 

- Aufbau von einer Notküche, eines Kran­
kenraumes, 16 TrockentoIletten einseht. 
Kabmen, zwei Urinalen einseht. Kabinen . 

Während dieser .Aufbauphase" wurde die 
teChnische Anlage von der Technikgruppe 
vollsiändig über- bzw. geprüft. 

Übung der Rot-Kreuz-Helfer 
und der bei den Ärzte 

Da sich der Rot-Kreuz-Zug Wertheim be­
reit erklärt hat, in einem Belegungsfall die 
gesundheitliche Betreuung der Schutzsu­
chenden zu übernehmen, wurde ein .Un­
fall " mit zwei . Verletzten" in die Übung mit 
einbezogen. Nach kurzer Erstversorgung 
am Unfallort wurden die ,Verletzten ' in den 
Krankenraum zur Weiterbehandlung durch 
die Arzte gebracht. 

Ergebnis 

Nachdem der Zugführer vom HVB den 
Auftrag erhalten hatte, den Schutzraum be­
triebsbereit zu machen, konnte dieser nach 
150 Minuten die Betriebsbereitschaft des 
Schutzraumes melden. Diese Zeit kann , im 
Hinblick auf das relativ kurze Bestehen und 
Zusammenarbeiten des SRBd, als sehr gu­
tes Ergebnis angesehen werden. Der not­
wendige Überdruck war unmittelbar nach 

Abtransport stören­
d.r PKW mit Hilfe 
. In.r Abschl.pp· 
achse und eines 
Et.ktroschlepp .... 

Umstellen der Anlage auf Schutzluft er­
reicht, was verdeutlicht, daß die Anlage 
ordnungsgemäß betrieben wurde . Die tech­
nische Anlage arbeitete ohne jegliche Stö­
rung während der gesamten Übungsdauer. 
Der technische Dienst wurde also ord­
nungsgemäß und vollständig durchgeführt. 

Das Konzept der gesundheitlichen Be­
treuung durch die voll ausgebildeten Helfer 
des Rot-Kreuzes und die beiden Ärzte trägt 
den Anforderungen einer eventuellen Bele­
gung voll Rechnung. 

Fazit und Ausblick 

Der Ausbildungsstand des SRBd kann im 
ersten Jahr nach seiner Aufstellung noch 
nicht als perfekt bezeichnet werden . Die 
gesamte Ausbildung war jedoch so aufge­
baut, daß der ordnungsgemäße Betrieb der 
Anlage jederzeit möglich ist. Da die Ausbil­
dung so konzipiert iGt , daß jeder Helfer jede 
Tätigkeit ausführen kann, wird der nächste 
Ausbildungsabschnitt eine Spezialisierung 
der Helfer beinhalten. Jeder Helfer soll wei­
terhin jede Tätigkeit zumindest kennen , in 
seiner speziellen Tätigkeit soll er aber der 
absolute Fachmann sein . 

Geplant sind gezielte Einzelausbildungen 
an den technischen Einrichtungen (z. B. SL-
120-Lüfter, SL-15-Lüfter, Notstromaggre­
gat) unter Anleitung des Gruppenführers 
sowie der ständige teChnische Dienst zur 
Vermeidung von Lager- und Korrosions­
schäden. 

Der dem verantwortl ichen HVB und den 
Augen der Offentlichkeit vorgestellte SRBd 
konnte unter Beweis stellen , daß er die 
Wartung der gesamten teChniSChen Anlage 
und Einrichtungen beherrscht, und daß die 
Aufnahme und der 14tägige Dauerbetrieb in 
einem Notfall ordnungsgemäß durchgeführt 
werden kann . 



Dipl.-Ing. Wolfram Such. Baudireklor . Oberamlsral Roll Keil. Bundesministerium des Innern 

Neues Regelwerk für Maßnahmen zur 
Trinkwasser-Notversorgung 

nach dem WassersichersteUungsgesetz 
Bisher geltende Richtlinien 

gemäß dem Stand der Technik neu überarbeitet, 
vereinheitlicht und zusammengefaßt 

Seit 1968 werden auf Grund des Wasser­
sicherstellungsgesetzes (WasSG) sowie der 
hierzu ergangenen Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriften Vorsorgemaß­
nahmen zur Sicherstellung der Trinkwasser­
Notversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland geplant und ausgeführt (1 .2) . 
Die Vorsorgemaßnahmen fußen auf dem 
seinerzeit in einer wasserwirtschaftlichen 
Vorsorgeplanung entwickelten und auch 

. heute noch im Mittelpunkt der Durchfüh­
rung des WasSG stehenden Schwerpunkt­
programm .. Trinkwasser-Notversorgung 
aus (netzunabhängigen) Brunnen und Quell­
fassungen" . Hierbei werden nach einem mit 
den Bundesländern unter Gesichtspunkten 
der Zivilverteidigung abgestimmten .. Regio­
nalen Prioritätenprogramm" mit Oringlich­
keitsstufen 1-111 vorrang ig in Großstädten. 
Ballungs- und Industriegebieten sowie de­
ren Einzugsbereichen (Verdichtungsräu­
men) neben dem Umbau und der Erhaltung 
bestehender öffentlicher und privater EinzeI­
brunnen unabhängig von der zentralen 
Wasserversorgung aus örtlichen Grundwas­
servorkommen zu betreibende Brunnen so­
wie Quellfassungen zur Trinkwasser-Not­
versorgung im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall errichtet. Über den Stand der 
Durchführung der wasserwirtschaftlichen 
Vorsorgemaßnahmen nach dem Wassersi­
ehersteIlungsgesetz ist kürzlich im ZS-MA­
GAZIN berichtet worden (3) . 

1 Bisherige ArbeitsblätIer -
Neues Regelwerk 

Zur einheitlichen Planung . Ausführung . 
Bedienung. Unterhaltung und Wartung der 
Anlagen und Einrichtungen nach dem 
WasSG. insbesondere von Trinkwasser­
Notbrunnen • sind vom Bundesminister des 
Innern Regelentwürfe mit insgesamt 11 Ar­
beitsblättern eingeführt worden (4-8) . Seit 
der über einen längeren Zeitraum erfolgten 
Einführung wurden bei ihrer Anwendung 
umfangreiche Erkenntnisse und Erfahrun­
gen gewonnen . Die zu unterschiedlichen 

Zeiten von verschiedenen Bearbeitern auf­
gestellten Arbeitsblätter zur Trinkwasser­
Notversorgung verlangten nach einer Über­
arbeitung und Vereinheitlichung . Mit dem 
nunmehr in neuer Gliederung vorliegenden 
Regelwerk werden acht bisher als Arbeits­
blätter geltende Regelentwurfe zusammen­
gefaßt und zugleich dem Stand der Technik 
an ge paßt. Das Regelwerk führt damit zur 
Vereinfachung und trägt zur besseren Über­
schaubarkeit bei. Es verdeutlicht zugleich 
Ermessensspielräume bei seiner prakti­
schen Anwendung . 

Die Bestimmungen des neuen Regelwer­
kes sind nicht starr und schematisch anzu­
wenden . sondern es werden auch gleich­
wertige . die Anforderungen des WasSG in 
anderer Weise erfüllende Lösungen zuge­
lassen . Die Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit sind zu beachten. Um 
das Regelwerk auch künftig auf einfache 
Weise an neue Entwicklungen und Erkennt­
nisse anzupassen. wurde es in Loseblatt­
form herausgegeben. 

2 Inhalt des Regelwerkes 

Das Regelwerk besteht aus insgesamt 10 
Textteilen mit Beschreibung der vorgesehe­
nen Anlagen und Einrichtungen zur Trink­
wasser-Notversorgung . Der vorangestellte 
Teil 0 enthält die Rechtsgrundlagen (1.2) . 
Einleitend werden die Gründe für die Her­
ausgabe. seine Bedeutung. Anwendung und 
Handhabung geschildert. 

2.1 Planung 
wasserwirtschaftlicher 
Vorsorgemaßnahmen . 

Im Teil 1 werden die für die Planung was­
serwirtschaftlicher Vo rsorgemaßnahmen 
geltenden allgemeinen Grundsätze sowie 
maßgebenden Planungselemente erläutert 
(1 .2) . Die Bestimmung der Standorte von 
Trinkwasser-Notbrunnen. ihrer Anzahl und 

die Abgrenzung der ihnen jeweils zuzuord­
nenden Versorgungs bereiche werden nach 
der verfügbaren Förderkapazität je Brunnen. 
der vorhandenen Wohndichte und unter Be­
rücksichtigung des der Bevölkerung zumut­
baren Versorgungsweges zu den Notbrun­
nen von zwischen minimal 500 m. und maxi­
mal 2000 manhand topographischer Kar­
ten für ein bestimmtes Versorgungsgebiet 
vorgenommen . 

2.2 Bohrbrunnen , 
Brunnenvorschächte 

Teil 2 des Regelwerkes befaßt sich mit 
den bei der Bohrung und dem Ausbau von 
Trinkwasser-Notbrunnen zu beachtenden 
speziellen Anforderungen . Ihre Abmessun­
gen und Ausstattung werden wesentlich von 
den jeweils einzubauenden Fördereinrich­
tungen für das Grundwasser bestimmt. 
Dasselbe gilt auch für die Ausführung der 
Brunnenvorschächte. die aus verschiede­
nen WerkstOffen . nämlich unbewehrtem 
Ortbeton. überwiegend in Stahl- oder 
Spannbeton . auch als Betonfertigteile. oder 
aus Asbestzement nicht begehbar oder be­
gehbar hergestellt werden können (Bild 1) . 
Begehbare Brunnenvorschächte - wie das 
Beispiel in Bild 2 zeigt - dürfen nur dann 
verwendet werden . wenn feste Einbauteile 
(z. B. Elektroschaltschrank) oder zum Be­
trieb des Notbrunnens notwendige Ausrü­
stungsteile (z . B. Eigenstromerzeuger. 
Gruppenzapfstelle. Schläuche usw.) im In­
nenraum untergebracht werden müssen. 
Weitere Vorschriften beziehen sich auf die 
Gestaltung der wasserdichten Schachtab­
deckungen. die Entwässerung der Brunnen­
vorschächte und die Gestaltung der Gelän­
deoberfläche im Bereich der Notbrunnen zur 
Verteilung des an die notzuversorgende Be­
völkerung abzugebenden Wassers (Bild 1). 
Zu dem in der Zweiten Wassersicherstel­
lungsverordnung geforderten Festigkeits­
nachweis für bestimmte. die Auswirkungen 
von Explosivkampfmitteln auf Brunnenvor­
schächte berücksichtigende Lastfälle liegen 

1 ZS-MAGAZlN 21881 31 



im Auftrag des Bundesministers des Innern 
für Schachtbauwerke in unterschiedlichen 
Ausführungen und Abmessungen herge­
stellte statische Berechnungen, Beweh­
rungspläne und Stahlbiegelisten vor, die 
unmittelbar benutzt werden können (2). 

2.3 Brunnenförderein­
richtungen und Zubehör 

Der umfangreichste Teil 3 des Regelwer­
kes ist den Fördereinrichtungen nebst Zube­
hör als wiChtigstem Bestandteil von Trink­
wasser-Notbrunnen gewidmet. Maßgebend 
für Bauart, Typenauswahl und Bemessung 
sind vorrangig wirtschaftliche Gesichts­
punkte, wobei in gleicher Weise Lebensdau­
er, Aufwand für Unterhaltung , Wartung und 
Reparatur sowie Beschaffungspreis zu be­
rücksichtigen sind. Für Trinkwasser-Not­
brunnen sind folgende Fördereinrichtungen 
verwendbar: 

- Handpumpen (bei Förderströmen klei­
ner als 4 m'/h) : 

Stationäre Ständerpumpe, auf einer Fun­
damentplatte fest montiert, als Hand-

UmlaU/Md Ci. 10 cm breit 
mit 

I Grundausrüsfungsfeit) . , . 
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Zen trier..r.J<'l..=~ __ 
richtung 

... Bild 1: .Ausführungsbeispiel für einen nicht begehbaren Brunnenvorschacht und die Gestaltung der 
Brunnenumgebung. 
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Bild 2: Ausführungsbeispiel eines begehbaren Brunnenvorschachtes lür einen Trinkwas­
ser-Notbrunnen mit stromnetzunabhängiger Fördertechnik (Schnilt: Ausrustungsteile 
während der Betriebsruhe eingelagert). 



schwengelpumpe in Saugausführung (Pum­
penzylinder im Pumpengehäuse über Flur) 
mit Förderhöhen bis etwa 7 m (Bild 3, 
links) , oder als 

Handschwengelpumpe mit Arbeitszylin­
der unterhalb der Grundwasseroberfläche 
(Druckpumpe) mit Förderhöhen bis etwa 
15 m, bei Ausführung als sog . Berliner 
Straßenbrunnen mit Förderhöhen bis zu et­
wa 35 m (Bild 3, rechts, Bild 4) (7,9,10); 
Transportable Handpumpen (Handflügel­
pumpen) (9) . 

Handpumpen sind in verschiedenen Bau­
arten , meistens aus Gußwerkstoffen gefer­
tigt und vielfach, z. B. als Gartenbrunnen 
genutzt, auf dem Markt. Sie zeichnen sich 
durch eine einfache sowie robuste Kon­
struktion aus . Sie werden durch Muskel­
kraft bewegt und benötigen daher keine 
Betriebsstoffe. 
- Über Flur aufgestellte Motorpumpen 
(Saugpumpen) 

bei einem im Betrieb abgesenkten Grund­
wasserspiegel von nicht tiefer als 7 munter 
Gelände. 

Der Antrieb dieser Pumpen erfolgt in der 
Regel durch Verbrennungsmotoren und nur 
in Ausnahmefällen durch Elektromotor, 
wenn ein Eigenstromerzeuger zu r Verfü­
gung steht. 
- Uoterwassermotorpumpen (U-Pumpen) 
bei Flurabständen des Grundwasserspiegels 
von mehr als 7 m unter Gelände, mit Wech­
seistrommotor 220-230 V oder Drehstrom­
motor 380 V (Bild 2). Es steht ein breitgefä­
chertes Angebot einer Vielzahl von Lieferfir­
men mit ausgereiften Konstruktionen von 
langer Lebensdauer, leichter Handhabung 
und hoher Betriebssicherheit auch aus kor­
rosionsbeständigen Werkstoffen zur Verfü­
gung. Die bei Trinkwasser-Notbrunnen je 
nach erforderlichem Förderstrom (Regel­
wert a = 6 m'lh) und benötigter Gesamt­
förderhöhe H geltenden Auswahlkriterien , 
z. B. geeignete a/H-Kennlinien , zu wählen­
de Antriebe , Einbauhinweise u.a.m., sind 
im neuen Regelwerk zusammengefaßt. 
- Lufthebeförderung . mit bei gestelltem 
Kompressor 

Bei dieser in eingehenden Untersuchun­
gen speziell für die Trinkwasser-Notversor­
gung ausgelegten Fördereinrichtung gelten 
folgende Kriterien (5) : 
- Technische Voraussetzungen (geohydro­

logische Verhältnisse , chemische Be­
schaffenheit des Brunnenwassers), 

- Wirtschaftlichkeit gegenüber anderen 
Fördereinrichtungen , 

- geringe Wartungskosten (keine bewegli­
chen Einbauteile im Grundwasserbe­
reich) , 

- örtliche Gegebenheiten und 
- zivilschutztaktische Erfordernisse. 

Der Betrieb der Lufthebeanlage (Prinzip 
Mammutpumpe) ist stromnetzunabhängig 
(Bild 5) . Zur Wasserförderung dienen trans­
portable Kompressoren , die in größerer 

Brunnen mit Saugpump,:..e ~~:,:~~~:._,!:"~.,, 
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Bild 3: Trinkwasser-Notbrunnen mit Handschwen­
gelpumpe (Saugpumpe) und als Berliner Straßen­
brunnen (Druckpumpe). 

. Zahl in der gewerblichen Wirtschaft verfüg­
bar sind und im Bedarfsfall ohne große 
Fachkenntnisse in Betrieb genommen wer­
den können . Der wirtschaftliche Anwen­
dungsbereich der Lufthebeförderung liegt 
bei Förderströmen bis ca. 101/s bzw. 
36 m'/h. 

Eine Lufthebeanlage darf grundsätzlich 
nicht eingebaut werden , wenn zu ihrer In­
stallierung eine gegenüber der Ausrüstung 
mit anderen Fördereinrichtungen tiefere 
Bohrung erforderlich wird , die Grundwas­
serspiegellage eine unregelmäßige Wasser­
förderung erwarten läßt und das zu fördern­
de Grundwasser erhöhte Eisen- und Man­
gangehalte aufweist, die zu einer stärkeren 
Verockerung im Brunnen führen können . 
Das Regelwerk enthält detaillierte Bemes­
sungsvorschriften und -diagramme für 
Brunnentiefe , Durchmesser der Brunnen­
steig- und Luftzuführungsleitung , Kapazität 
des einzusetzenden Kompressors usw., die 
antiand von Beispielen leicht nachvollzieh­
bar sind . 

• 
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(Berliner Straflenbrunnen) 
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Saugrohr ONSO 

___ f'ill"·.i,, bzw. 
flUersand 

Sfilhfrohrschuh 
eL----ON1S0 

!!!:=;----""",oh, ON 80 

" , ___ Voffw ilndr ohr 
t ll DN 80 

2_4 Energieversorgung der 
Fördereinrichtungen von 
Trinkwasser-Notbrunnen 

Teil 4 des Regelwerkes befaßt sich mit 
der Energieversorgung der in Trinkwasser­
Notbrunnen zu installierenden Förderein­
richtungen . Die zur Förderung von Nottrink­
wasser mit Unterwassermotorpumpen be­
nötigte Elektroenergie kann entweder ,durch 
Eigenstromerzeuger bei Förderströmen von 
6 m'/h und Gesamtförderhöhen bis ca. 
40 m erzeugt (Bild 2) oder aus dem öffentli­
chen Stromversorgungsnetz entweder mit 
Direktanschluß der Pumpen bei einem Ein­
schaltstrom bis 60 Ampere bzw. in Ausnah­
mefällen über Stern-Dreieck-Einschaltung 
mit einem höheren Nennstrom bezogen 
werden . Bei der Inanspruchnahme von 
Netzstrom werden die Schaltschränke in der 
Regel über Flur aufgestellt oder im Brun­
nenvorschacht untergebracht. Da in Notfäl­
len die öffentliche Stromversorgung in glei­
cher Weise wie die öffentliche Trinkwasser­
versorgung betroffen sein kann, ist einer 
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stromnetzunabhängigen Energ ieversorg u ng 
der Trinkwasser-Notbrunnen unter Beach­
tung der notwendigen betriebs- und versor­
gungstechnischen Sicherheit sowie wirt­
schaftlicher Erwägungen der Vorzug zu ge­
ben. Als alternative Fördereinrichtungen 
stehen das Lufthebeverfahren mit Einsatz 
von Kompressoren (5) , (Bild 5) oder über 
Flur aufgeste.llte Verbrennungsmotoren zum 
unmittelbaren Antrieb von Förderpumpen 
für Grundwasser bzw. zur Kreislaufförde­
rung von Treibwasser zur Verfügung (An­
wendung zum Antrieb der im sog. Berliner 
Kombi-Brunnen , zur Förderung von Not­
trinkwasser und Löschwasser , installierten 
Turbinentauchpumpe (7) . 

2.5 Trinkwasser­
Notbrunnen mit 
stromnetzunabhängiger 
Fördertechnik 

Teil 5 des Regelwerkes behandelt die 
Planung und Ausführung von Trinkwasser­
Notbrunnen mit von der öffentlichen Strom­
versorgung unabhängiger Fördertechnik, 
der wachsende Bedeutung bei der Trink­
wasser-Notversorgung zukommt. Die 
Grundwasserförderung erfolgt durch ein~ 
Unterwassermotorpumpe, die von einem in 
der Regel im Brunnenvorschacht eingela­
gerten Eigenstromerzeuger mit Elektroener­
gie versorgt wird (Bild 2) (8). Der Eigen­
stromerzeuger besteht aus einem luftge­
kühlten Zwei-Takt-Motor für Wechselstrom­
betrieb 220-230 V, 40 Hz und einem starr 
gekuppelten Generator, beide gemeinsam in 
einem ROhrrahmen als Traggestell einge­
baut. Der Eigenstromerzeuger wird aus 
Gründen des Korrosionsschutzes auf der 
Sohle des Brunnenschachtes in einem Ein­
lagerungsbehälter aus geeignetem Kunst­
stoff mit eingedichteter Abdeckung luftdicht 
aufbewahrt (Bild 2) . Die Leistung dieses 
tragbaren, vielfältig einsetzbaren Eigen­
stromerzeugers begrenzt den Förderstrom 
der in Notbrunnen installierten Unterwas­
sermotorpumpen auf den für die Trinkwas­
ser-Notversorgung festgelegten Regelwert 
von ca. 6 m3/h bei einer Gesamtförderhöhe 
von maximal 40 m, entsprechend dem le­
bensnotwendigen Trinkwasserbedarf von 
151/Einwohner Ulid Tag für bis zu 6000 
Personen während einer täglichen Betriebs­
dauer von 15 Stunden (8). Der in Bild 2 
dargestellte Schnitt durch einen begehbaren 
Brunnenvorschacht (Durchmesser und 
lichte HÖhe jeweils ca . 1 500 mm) zeigt die 
zum Betrieb eines Trinkwasser-Notbrun­
nens mit stromnetzunabhängiger Förder­
technik im Ruhezustand eingelagerten Aus­
stattungsteile (8) : 
- Eigenstromerzeuger mit Anschlußkabel 

für die Aufstellung über Flur im Betrieb, 
- Unterwasserkabel zur Unterwassermo-

Schnitt durch eine KARDlA® - ZwillingshandRumRe 

Handpumpen­
sicherung 

Stahl-Schutz-
rohr 

PVC- Aufsat zrohr ON 

Schwengel 

o 

Tonabdichtung __ ---A Gws -325 
~~~---~~~~ 

hr ON 250 

PVC - St ' hr -
leitung ON 50 

Bild 4: Sehni" durch einen mit KARDIAe·Zwillingshandpumpe ausgerüsteten Trinkwasser-Notbrunnen. 

torpumpe in Betriebsstellung im Grund­
wasserbereich , die während der Betriebs- . 
ruhe zum Schutz vor Korrosion oberhalb 
vom Grundwasserspiegel unter dem Ab­
schlußdeckel des Brunnenkopfes aufge­
hängt wird, 

- handbediente Seilwinde mit Gestell , die 
zum Ablassen bzw. Ziehen der Unterwas­
sermotorpumpe bei Inbetriebnahme in 
den Rahmen der Schachtabdeckung ein­
gesetzt wird , 

• 

- Steigrohr- und Verbindungsleitung (C­
Schläuche) zwischen der betriebsbereit 
installierten Unterwassermotorpumpe 
und der 

- zweiteiligen Gruppenzapfstelle zur Was­
serverteilung an die Bevölkerung . 
Um eine lange Betriebsfähigkeit zu ge­

währleisten, bestehen das Gehäuse und die 
übrigen Bauteile der u. a. vom Bund zentral 
beschaIDen Unterwassermotorpumpe aus 
korrosionsbeständigen Werkstoffen . 



2.6 Transportable 
Gruppenzapfstelle und 
Zubehör 

Die zur Verteilung des aus den. Trinkwas­
ser-Notbrunnen geförderten Grundwassers 
an die notzuversorgende Bevölkerung die­
nenden Gruppenzapfstellen gemäß Teil 6 
des Regelwerkes werden . ebenfalls vom 
Bund zentral beschafft. Sie bestehen aus 
einem miteinander kuppel- und zusammen­
klappbaren Grundausrüstungs- sowie An­
schlußteil mit je vier Entnahmehähnen und 
werden entweder in feuerverzinkter Stahl­
konstruktion oder aus alterungsbeständi­
gem, nach den lebensmittelrechtlichen Be­
stimmungen zugelassenem Kunststoffmate­
rial mit C-Schlauch-Anschlüssen geliefert 
(Bild 6). 

2.7 Korrosionsschutz bei ' 
Trinkwasser-Notbrunnen 

Teil 7 befaßt sich speziell mit dem Schutz 
von Trinkwasser-Notbrunnen vor Korro­
sion . Diesen Maßnahmen kommt gerade bei 
den überwiegend nicht genutzten Trinkwas­
ser-Notbrunnen eine ganz besondere .Be­
deutung zu, Um eine lange Lebensdauer 
und Betriebsbereitschaft sicherzustellen, ist ' 
der Korrosion durch zweckmäßige Kon­
struktion. Auswahl von geeigneten Werk­
stoffen, Beschichtungen und Anstrichen so­
wie Vermeidung der Bildung von Kondens­
wasser durch Lufftrocknung Rechnung zu 
tragen. Zur Verhinderung der Kondenswas­
serbildung in den Brunnenvorschächten von 
Trinkwasser-Notbrunnen steht ein speziell 
entwickeltes Entfeuchtungsgerät zur Verfü­
gung, das allerdings mit Netzstrom 220 V 
zu betreiben ist. 

2.8 Transportable 
Trinkwasserbehälter 

Die 'in Teil 8 des Regelwerkes beschriebe­
nen transportablen Trinkwasserbehälter 
(Faltbehälter) dienen zum Transport von 
Nottrinkwasser zwischen den Brunnen oder 
anderen Wasserentnahmestellen zu den 
Verteilerpunkten für die Trinkwasser-Not­
versorgung (11) . Sie werden eingesetzt in 
solchen Gebieten, wo der lebensnotwendige 
Trinkwasserbedarf wegen ungünstiger geo­
hydrOlogischer Verhältnisse, unverhältnis­
mäßig hoher Kosten und größerer Entfer­
nungen auf andere Weise nicht sicherge­
stellt werden kann . . Die auch für andere 
Zwecke eingesetzten Faltbehälter von je 
1 500 I Fassungsvermögen aus gummier­
tem Polyestergewebe nach den lebens mit-

Oelfilter 
Kompressor I Oruckluft- Gruppen -

ctJ minderer zapfstelle 
- _L -c4-., ~~;::;=::;:::J p.,= 0.3 bar 

, . 'I 

I \,.,.,.,.,.,..,J 

I-~:f----+- Entnahmeleitung 
~-+-- Brunnenschacht 

Ibd::>l---+--- Brunnenkopf 

- Luftabscheide - u, Druckkessel 
(im Brunnenkopf ) 

I 
I 
~ 

1 

I 
Lult- I ; 
leitung --7-1 

I ' 

l-_--+_ BohrlochdurchmesseJ 
1-1---+-- Brunnensteigleitung 

I I 
I ' 

I ' 
I I 
1 I 
I 
I 
I 
I 
1 
I 
I 
I 

w 
:z: 

ungestörter} 

Abgesenkter 

Grundwasser­
spiegel 
im Brunnen 

(Brunnenmantelrohr nicht 
dargestellt) 

I 
I 
I 
I 

,-----j;--- Lufteinblasstüc~ 

I I 
L __ J 

--fuß stück 

Bild 5: Schematischer Schnitt zur Erläuterung der lu"hebeförderung von Nottrlnkwasser. 

telrechtlichen Bestimmungen werden als 
Behältersatz, bestehend aus Hauptbehälter 
(mit Absperrventil) und Zusatzbehälter, ge­
kuppelt, verlastet auf Lastkraftwagen mit 
Unterlegplane und Verzurrgeschirr, oder im 
stationären Betrieb, d. h. abgesetzt auf 
einer erhöht angeordneten Plattform (etwa 
aus Gerüstböcken und Kanthölzern) , ver­
wendet (Bild 6) (11) . Die Verteilung des 
No'ttrinkwassers aus den Faltbehältern er­
folgt über transportable und zusammenleg­
bare Gruppenzapfstellen aus feuerverzinkter 
Stahlrohrkonstruktion ON 50 oder alte­
rungsbeständigem Kunststoffmaterial mit 
zehn Zapfstellen ON 25 (Bild 6) . Die Verbin-

dung zwischen dem Auslaßstutzen am 
Hauptbehälter und der Gruppenzapfstelle 
wird durch einen beidseitig mit C-Kupplun­
gen versehenen Spiralschlauch ON 50 her­
gestellt. 

2.9 Bedienungsanleitungen 

Teil 9 enthält Bedienungsanleitungen für 
die Inbetriebnahme von Trinkwasser-Not­
brunnen mit verschiedenen Fördereinrich­
tungen und deren Außerbetriebnahme nach 
Gebrauch, verbunden mit Hinweisen auf die 
Beseitigung möglicher Störungen. 
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2.10 Wartungsanweisungen 

Um ihre Einsatzbereitschaft , insbesonde· 
re auch nach längerer Betriebsruhe, zu ge­
währleisten , müssen die Trinkwasser-Not­
brunnen und anderen Einrichtungen zur 
Trinkwasser-Notversorgung von den Lei­
stungspflichtigen ordnungsgemäß gewartet 
werden. Die hierzu In bestimmten Zeitab­
ständen im einzelnen durchzuführenden 
Überwachungs- und Wartungsmaßnahmen 
erstrecken sich auf die verschiedenen Bau­
teile, Betriebs- und Fördereinrichtungen so­
wie die beweglichen Anlagenteile der Trink­
wasser-Notbrunnen und ihre Umgebung 
(6) . Zu dem mindestens einmal jährliCh 
durchzuführenden kleinen Wartungsdienst 
gehören die Maßnahmen und Vorkehrungen 
zur ständigen Betriebsbereitschaft der 
Trinkwasser-Notbrunnen. Der im Abstand 
von mindestens 3-6 Jahren fällige große 
Wartungsdienst erstreckt sich darüber hin­
aus auf Maßnahmen zur Sicherung ihrer 
Betriebsfähigkeit (6) . Zur einheitlichen 
Handhabung enthält das Regelwerk in Teil 
10 das Muster eines Wartungsprotokolls in 
Form einer Checkliste , die alle Ausfüh­
rungsarten und Fördereinrichtungen von 
Trinkwasser-Notbrunnen einschließt. In das 
Regelwerk aufgenommen wurden auch An­
leitungen für die Bedienung , Wartung und 
Reparatur der transportablen Trinkwasser­
behälter (Faltbehälter) (11 ). 

2.11 Pläne, 
Musterleistungsver­
zeichnisse 

Zur Planung und zum Entwurf von Trink­
wasser-Notbrunnen sowie anderen Anlagen 
und Einrichtungen zur Trinkwasser-Notver­
sorgung enthält das Regelwerk insgesamt 

26 Pläne im Format DIN A3 mit ze ichneri­
schen Darstellungen (Bild 1-6). Für die 
praktische Anwendung des neuen Regel­
werkes sind auch besonders wichtig die an 
den derzeitigen Stand der Technik und Er­
kenntnisse angepaßten, in fünf Teile geglie­
derten Musterleistungsverzeichnisse für 
Tnnkwasser-Notbrunnen. Es handelt sich 
um standardisierte Ausschreibungstexte für 
die auf der Grundlage der allgemeingültigen 
Verdingungsordnung für Bauleistungen 
(VOB). der maßgebenden DlN-Normen, des 
vom Deutschen Verein des Gas- und Was­
serfaches e. V. (DVGW) herausgegebenen 
Regelwerkes Wasser, der einschlägigen ge­
setzlichen Bestimmungen und Verordnun­
gen sowie der Unfallverhütungsvorschriften 
der Berufsgenossenschaften für Zwecke der 
Trinkwasser-Notversorgung zu erbringen­
den Lieferungen und Leistungen. 

3 Schlußbemerkung 

Das neue "Regelwerk für Maßnahmen zur 
Sicherstellung der Trinkwasser-Notversor­
gung nach dem WasSG" liefert den mit 
Planung , Entwurf, Ausführung , Betrieb, 
Wartung und Unterhaltung derartiger Anla­
gen und Einrichtungen befaßten Behörden, 
Dienststellen, Verbänden , Versorgungsun­
ternehmen, Einheiten des Katastrophen­
schutzes , Ingenieurbüros und Bohrunter­
nehmen das notwendige technische Rüst­
zeug. 
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Bild 6: Transportable Trinkwasserbehälter (Faltbehälter) als Satz, bestehend aus Haupt- und Zusatzbehälter, verlastet auf lastkraftwagen und Verteilung von 
NoUrlnkwasser mit Gruppenzapfstelle. 
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Bunclesverbanclliir den Selbs1schucl 
Neue Überlegungen zur Helferwerbung 

Aktivierung der Frauenarbeit 
notwendig 

"Die in der Personalvertretung 
verankerten Grundsätze gelten 
auch für die ehrenamtlichen BVS­
Helfervertreter und es ist ein Un­
terschied, ob ich etwas hauptbe­
ruflich mache oder ob ich ehren­
amtlich ohne Bezahlung tätig 
bin." Diese Ausführungen machte 
Regierungsdirektor Fock anläß­
lieh der Jahrestagung der BVS­
Helfervertreter in Inzell, zu der 
er als der für die Arbeit des BVS 
zuständige Referatsleiter im Bun­
desinnenministerium zusammen 
mit seinem Mitarbeiter auf Einla­
dung der Helfervertretung er­
schienen war. 

Bundeshelfervertreter Jürgen 
Grabke konnte die vollzählig an­
wesenden Helfervertreter bei 
den zehn BVS-Landesstellen be­
grüßen und bedankte sich beson­
ders bei Georg Heller, Helferver­
treter bei der Dienststelle Lands­
hut und Landesstellenleiter Günt­
her Kopsieker,. München, für die 
Vorbereitung dieser Tagung im 
Freistaat Bayern. 

Die dringend notwendige Ver­
stärkung der Werbung ehrenamt­
licher Mitarbeiter und eine deut­
liche Aktivierung der Frauenarbeit 
im Verband standen neben ande­
ren aktuellen Themen auf dem 
Programm der Jahrestagung. So 
hatten die Helfervertreter bei 
den Landesstellen Gelegenheit, 
über ihre Arbeit im abgelaufenen 
Jahr zu berichten und die Sorgen 
und Nöte des ehrenamtlichen Be­
reichs darzulegen. 

Eine kürzliche Überprüfung 
der Arbeit des Verbandes durch 
den Bundesrechnungshof war An­
laß zu eingehenden Erörterun­
gen. Hierzu gehörten ~rneut die 
Feststellungen, daß die derzeiti­
ge Abfindung der im Bereich Auf­
klärung und Ausbildung eingesetz' 
ten Helfer zu zahlreichen Proble­
men führe. Dies wurde an ha nd 
von Beispielen dargelegt. 

Helfervertreter auf Bundes- und landes­
ebene tagten in InzelJ 

Zu diesem Themenbereich ge­
hörte auch die wiederum vorge­
tragene Forderung, die Arbeit des 
Beauftragten im BVS hinsichtlich 
ihrer Punktion und Ausbildung 
neu zu regeln. -

Diese und , andere Themen 
wurden Regierungsdirektor Fock 
am zweiten Veranstaltungstag vor­
getragen. Er überbrachte zu­
nächst die Grüße des parlamenta­
rischen Staatssekretärs Spranger, 
der der Einladung der Helferver­
tretung wegen einer zur gleichen 
Zeit stattfindenden weiteren Ver­
anstaltung nicht folgen konnte. Es 
bestand sodann die Möglichkeit, 

dem Vertreter des Bundesinnen­
ministeriums die bestehenden 
Probleme aus der Sicht des eh­
renamtlichen Bereichs eingehend 
darzulegen und auch zu erörtern. 

. Regierungsdirektor Fock be­
grüßte diese erste Gelegenheit, 
hautnah über die Schwierigkeiten 
aus dem ehrenamtlichen Bereich 
des BVS unterrichtet zu werden. 
Er schilderte in diesem Zusam­
menhang eingehend die Bemü­
hungen des BMI , die Situation 
der ehrenamtlichen Helferschart 
zu verbessern. Hierbei wurden 
auch Möglichkeiten erörtert, die 
geeignet sein könnten, die Arbeit 

BVS-Oirektor Helmut Schuch und Bundeshelfervertreter Jürgen Grabke bel der 
Tagung in Inzell. 

Gruppenbild mit Dame - die Protokollführerin mit den Helfervertretern und der 
hauptamtlichen Spitze des Verbandes. 

des Verbandes im ehrenamtli­
chen Bereich effizienter zu ge­
stalten. 

Bei dieser Diskussion wurden 
von den Helfervertretern ver­
schiedene Beispiele aus dem eh­
renamtlichen Arbeitsalltag im BVS 
vorgetragen und Vorschläge für 
eine dringend notwendige Helfer­
werbung, die Aktivierung der 
Frauenarbeit und den notwendi­
gen Ausbau der Funktion des Be­
auftragten im BVS gemacht. 

Regierungsdirektor Fock si­
cherte nach einer lebhaften Dis­
kussion abschließend eine nach­
haltige Unterstützung des Anl ie­
gen der ehrenamtlichen Mitarbei­
ter seitens des BMI zu. 

Am Nachmittag des zweiten 
Veranstaltungstages folgten die 
Teilnehmer einer Einladung des 
Osterreichischen Zivilschutzver­
bandes (OZSV) und waren zu 
Gast beim Landesverband Salz­
burg. Nach einer Besichtigung 
der im gleichen Gebäude unter­
gebrachten Landesfeuerwehr­
schule des Bundeslandes Salz­
burg bestand Gelegenheit, sich 
über die Arbeit des ÖZSV zu in­
formieren. 

Am Abend war Generalsekretär 
Anton Gaal vom ÖZSV-Bundesver­
band in Wien und 'Direktor Tittler 
vom Landesverband Salzburg zu­
sammen mit leitenden Mitarbei­
tern Gäste des BVS in I02ell. 
Hierbei erfolgte in zwangloser 
Runde ein gegenseitiger Erfah­
rungsaustausch mit dem Verspre­
chen, daß die gegenseitigen Kon­
takte beider ehrenamtlicher Be­
reiche fortgesetzt und vertieft 
werden sollten. 

Der letzte Veranstaltungstag 
war einer eingehenden Ausspra­
che mit der BVS-Bundeshaupt­
stelle vorbehalten, zu der Direk­
tor Schuch mit leitenden Mitar­
beitern nach Inzell gekommen 
war. Bundeshelfervertreter Grab-
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ke begrüßte die Vertreter der 
BundeshauptsteIle und führte an­
schließend in den Tagungsablauf 
ein. 

Direktor Schuch benutzte zu­
nächst die Gelegenheit, um ein 
gehende Ausführungen zu der 
derzeitigen Situation des Verban­
des zu machen. Einen breiten 
Raum nahmen hierbei die The­
men ein, bei denen im vorliegen­
den Bericht des Bundesrech­
nungshofes die Arbeit der ehren 
amtl ichen Mitarbeiter direkt oder 
indirekt berücksichtigt wurden. 

Leitender VerwaJtungsdirektor 
Gessert informierte über die be­
absichtigten Pormen einer ver­
stärkten Helferwerbung, die auch 
bei der neuen Dia-Schau und 
durch ein eigenes Element inner­
halb der Tafelausstellung in die 
Öffentlichkeitsarbeit einbezogen 
werden soll. 

Mit Direktor Schuch wurden 
Möglichkeiten für die Aktivierung 
der Prauenarbeit im Verband an 
Hand von Beispielen und eine 
neue Konzeption für den Einsatz 
und die Ausbildung der Beauftrag­
ten, StatUSfragen der Helfer und 
weitere aktuelle Pragen bespm­
chen. 

Bundeshelfervertreter Grabke 
bedankte sich abschließend bei 
allen Teilnehmern für ihre Mitar­
beit. Mit dem Wunsch für eine 
weitere erfolgreiche Zusammen­
arbeit und einem Dank an die 
ehrenamtliche Helferschaft durch 
Direktor Schuch wurde die Jah­
restagung beendet. J. Gr. 

Quer durcll 
Niederstlcllsen 

Nienburg 

Die Dienststelle Nienburg, die 
die Stadt Delmenhorst sowie die 
Landkreise Diepholz, Nienburg 
und Schaumbug betreut, hat im 
vergangenen Jahr 308 Veranstal ­
tungen mit 6849 Teilnehmern 
durchgeführt. An diesen durch­
schnittlich neunstündigen Lehr­
gängen haben jeweils 22 Bürger 
teilgenommen. 

Ergänzend zu den Lehrgängen 
wurden rund hundert Informa­
tionsvorträge durchgeführt. Allein 
I 400 Besucher sahen sich die 
drei BVS-Ausstellungen an, die 
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auch in Bückeburg und Stadtha­
gen gezeigt wurden. Die Zahl der 
Unterrichtsstunden hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr um 500 auf 
2700 erhöht. 

Braunschweig 

In der BVS-Dienststelle Braun­
schweig wurden einige Helfer für 
ihre langjährige Zugehörigkeit ge­
ehrt. Anwesend war auch der Lei­
ter der Landesstelle Niedersach­
sen, Sohl, der die Ehrungen vor­
nahm. In seiner Ansprache wür­
digte Sohl die ehrenamtliche Tä­
tigkeit der Helfer und forderte 
sie auf, sich auch weiterhin für 
den Selbstschutz einzusetzen. An­
schließend konnten fünf Helfer 
für 10jährige, zwei Helfer für 
20jährige und der ehrenamtliche 
Pachlehrer Paul Gerigk für 25jäh­
rige Zugehörigkeit zum BVS ge­
ehrt werden. 

Erstmals wurde die neuge­
schaffene Medaille des BVS durch 
Dienststellenleiter Schuh an den 
Katastrophe nschu tz -Bea u ft ragten 
der Bundespost für den Pernmel­
dedienst Braunschweig, Geißler, 
in Würdigung der guten Zusam­
menarbeit lerliehen. 

Hildesheim 

Eine Ehrung besonderer Art 
fand kürzlich in der BVS-Dienst­
stelle Hildesheim statt. Der aus 
gesundheitlichen Gründen zwi-
schenzeitlich ausgeschiedene 
ehrenamtliche Pachbearbeiter 
Schutzbau, Joachim Ernst 
Kroitzsch, empfing aus der Hand 
von Dienststellenleiter Harry Jan­
kowski für 30jährige ehrenamtli­
che Mitarbeit eine Ehrenplakette 
und ein Dankschreiben des BVS­
Direktors. 

Bereits 1957 trat Kroitzsch 
dem damaligen BLSV bei. Als Bau­
ingenieur galt sein Interesse von 
Anfang an dem Schutzraumbau. 
"In all den Jahren hat es 
Kroitzsch verstanden, über diese 
Thematik sachlich und emotions­
frei zu informieren. Viele Hildes­
heimer Bürger haben sich bei ihm 
Rat und Auskunft geholt," so Jan­
kowski in seiner Abschiedsrede. 

Außerdem wurden für 10jähri­
ge ehrenamtliche Mitarbeit Auf­
klärungs- und Ausbildungshelferin 
Gertrud Bauerochse sowie 
Schutzbauberater Gerhart Gonrad 
geehrt. Helfervertreter Horst 

.landesstellenleiter Sohl gratuliert Fachlehrer Gerigk (Mitte), IInka Dienst· 
stellen leiter Schuh. 

Plenz hob in seiner Ansprache die 
ausgesprochene kollegiale Zu­
sammenarbeit hervor und über­
mittelte die besten Grüße des 
Helfervertreters der Landesstelle 
Niedersachsen. 

81icltpunltt 
IIordrllein-Westftllen 

Dortmund 

Der Dortmunder SPD-Bundes­
tagsabgeordnete Wolfgang Weier­
mann ließ sich bei einem Besuch 
der BVS-Dienststelle über die 
Aufgaben und Ziele des BVS infor­
mieren. Dienststellenleiter Er­
hard Stammberger erläuterte 
dem Politiker die allgemeinen 
Aufgaben und verdeutlichte die 
Arbeit des BVS auf örtlicher und 
regionaler Ebene. 

Großes Interesse zeigte Wei­
ermann an der organisatorischen 
Planung sowie der Durchführung 
von Veranstaltungen des BVS in 
Dortmund. Der Politiker, der sich 
lobend über die Ergebnisse der 
BVS-Arbeit in Dortmund äußerte, 
sagte seine volle Unterstützung 
bei der Erfüllung der Aufgaben 
des Verbandes zu. 

Bonn 

Ausstellungen über Aufgaben 
und Ziele des BVS finden zuneh­
mend Beachtung bei den Bonner 
Behörden und Verwaltungen. Be­
reits im Herbst vergangenen Jah­
res angelaufene Bemühungen der 
BVS-Dienststelle Bonn zahlten 
sich aus. 

. Innerhalb weniger Wochen 
konnte die Dienststelle Ausstel­
lungstermine bis in den Sommer 
dieses Jahres hinein vereinbaren. 
Inzwischen sind die ersten Veran­
staltungen erfolgreich abge­
schlossen worden. Bei der Pla­
nung berücksichtigt wurden vor 
allem ~olche Behörden und Ver­
waltungen mit Publikumsverkehr 
und einer großen Anzahl von Be­
schäftigten. 

Bochum 

Die SPD-Bundestagsabgeord­
neten Klaus Hasenfratz aus Bo­
chum, Klaus Lohmann aus Witten 
und Eugen l'On der Wiesche aus 
Gevelsberg besuchten die BVS­
Dienststelle in Bochum. In inten­
siven Gesprächen mit Landesstel· 
lenleiter Peter Eykmann und 
Dienststellenleiter Günther Haupt 
informierten sich die Abgeordne-

MdB Welermann ( links) läßt l ieh von Dlen. t. tellenlelter Stammberger 
über die Aufgaben des BVS infonnleren. (Foto: Koch) 



ten über die Aktivitäten der Lan­
des- und der Dienststelle. 

Besonderes Interesse fanden 
die vielen Möglichkeiten der In­
formation und der Ausbildung. 
Der Leistungsbericht der Dienst­
stelle Bochum bot hierbei eine 
gute Übersicht über die Aktivitä­
ten in den einzelnen Gemeinden. 
Auch die Tatigkeit der ehrenamtli­
chen Mitarbeiter stieß auf Inter­
esse. In der Zukunft wollen sich 
die Abgeordneten für eine ver­
stärkte Aufklärung über die Aufga­
ben der BVS einsetzen. 

• 
Hessensplegel 

Friedberg 

In einer Feierstunde im Land­
ratsamt des Wetteraukreises in 
Friedberg wurde BVS-Dienststel­
lenleiter Aloys Wagner für seine 
25jährige Zugehörigkeit zum öf­
fentlichen Dienst geehrt. 

Landesstellenleiter Gerhard 
Straube zeigte in einer kurzen 
Ansprache den berunichen Le­
bensweg Wagners auf. Bereits 
1958 ·begann die ehrenamtliche 
Tatigkeit Wagners im BLSV. 1964 
trat Aloys Wagner als hauptamtli­
cher Mitarbeiter in den BLSV ein. 
Die Leitung der Dienststelle 
Friedberg wurde Wagner 1966 
übertragen. ·Seit 1979 umfaßt der 
Dienstbereich dieser Dienststelle 
den' Hochtaunuskreis, den Main­
Kinzing-Kreis und den Wetterau­
kreis. 

Landesstellenleiter Straube 
dankte dem Jubilar für das lang­
jährige Engagement und die 
dienstlich erbrachten Leistungen 
und überr.eichte namens des Di­
rektors des BVS die Dankur­
kunde. 

Anschließend würdigte der 
Landrat des Wetteraukreises, 
Herbert Rüfer, das beruniche En­
gagement des Jubilars und die 
ehrenamtlichen Tätigkeiten für 
die Allgemeinheit. 

IIlttuelles tlUS 
'"elnltlnd-PftIIz 

Koblenz 

Im Rahmen der Stadtsanierung 
benötigen die Stützpunktfeuer­
wehr Nassau und der städtische 
Bauhof neue Unterkünfte. Das 
dafür geplante Objekt liegt in zen-

BVS-Landesstellenlelter Eykmann (rechts) und DiensUlellenleiler Haupt 
(2.\1.1.) begcüßen die Bunddtagsabgeordoeten von der Wiesche, Lohmann 
und Hasenfratz (von links). 

Landrat Küfer (rechts) gratuliert Dienststellenleiter Wagner zum Jubi­
läum, Mitte LandessteIlenleIter Straube. . 
traler Lage und soll als gemeinsa­
mes Bauvorhaben durchgeführt 
werden. Unter dem Gelände be­
findet sich ein umfangreiches 
zweigeschossiges Tiefgewölbe, 
darunter ist eine Tiefgarage ge­
plant. Der Bürgermeister hatte 
dem zuständigen Bauau·sschuß 
die Nutzung der vorhandenen Ge­
wölbe- und der geplanten Tiefga­
rage als Schutzräume vorge­
schlagen. 

In der Bürgerversammlung der 
Stadt Nassau war das Thema 
Schutzräume deshalb Schwer­
punkt der gut besuchten Veran­
staltung. 

Vor der Bürgerversammlung 
hatte der Leiter der BVS-Dienst-

stelle Koblenz, Neuland, unter­
stützt durch den Fachbearbeiter 
"Schutzbau" . der Dienststelle, 
Kaifer, Gelegenheit, ein Referat 
zu dem Thema zu halten. Auch 
wurde von der Bürgerversamm­
lung die Frage des Schutzes bei 
Katastrophenfällen stark disku­
tiert. 

Die Ausstellung "Zivilschutz mit 
dem Bürger - für den Bürger" 
wurde in der Bezirksregierung 
Koblenz präsentiert. Die Aufga­
ben des Behördenselbstschutzes 
sollte bei den zahlreichen beglei­
tenden Maßnahmen im Vorder­
grund stehen. Der Regierungs-

Regierungspräsident Dr. Zwanziger (Mitte) beim Abhören der SIrenensi· 
gnale, links Landesstellenleiter Awiszus, rechts DienststellenleIter Neu­
land. (Foto: Frey) 

-

präsident der Bezirksregierung 
Koblenz, Dr. Zwanziger, begrüßte 
die Darstellung des Selbstschut­
zes, damit in Koblenz alle Verant­
wortlichen über den Behörden­
selbstschutz umfangreiche Infor­
mationen erhalten konnten. 

Die Ausstellung konnte kom­
plett im Foyer der Bezirksregie­
rung aufgebaut werden. Viele Be­
sucher des Hauses hatten so eine 
gute Gelegenheit, sich mit Infor­
mationsmaterial zu versorgen, in 
Gesprächen wurden sie auf die 
Zusammenarbeit mit der örtli­
chen BVS-Dienststelle hinge­
wiesen. 

Bei der Eröffnungsveranstal­
tung erläuterte der Regierungs­
präsident die Bedeutung des Be­
hördenselbstschutzes. Er stellte 
dabei die Verantwortung des Be­
hördenleiters deutlich heraus. 
Gleichzeitig empfahl er allen Ver­
antwortlichen, die Hilfe des BVS 
beim Aufbau des Behördenselbst­
schutzes in Anspruch zu nehmen. 

Der Leiter der BVS-Landes­
stelle Rheinland-Pfalz, Hans Die­
ter Awiszus, erklärte den zahlrei­
chen Repräsentanten der Behör­
den besonders den friedensmäßi­
gen Aspekt des Behördenselbst­
schutzes. Durch die Ausstellung 
führte der Leiter der Dienststelle 
Koblenz, Neuland. 

Montabaur 

Der Landrat des Westerwald­
kreises, Peter Paul Weinert, 
konnte zur Eröffnung der Ausstel­
lung "Zivilschutz mit dem Bürger 
- für den Bürger" zahlreiche Gä­
ste aus Politik und Wirtschaft so­
wie Vertreter der Behörden be­
grüßen. 

Weinert wies darauf hin, daß 
gerade in einer Zeit, in der die 
weltweite Abrüstung bevorzugtes 
Thema der Medien ist, der Zivil­
schutz noch größere Bedeutung 
erhält. Der Leiter der BVS­
Dienststelle Koblenz, Neuland, 
ging besonders auf den friedens­
mäßigen Aspekt des Selbstschut­
zes ein. 

Wahrend der Ausstellung konn­
te die Dienststelle Koblenz nicht 
nur Vertreter von 40 Behörden 
aus dem Kreisgebiet über den 
Behördenselbstschutz informie­
ren, auch eine Info-Veranstaltung 
für die Leiter und Sachbearbeiter 
der Bauämter sowie freischaffen­
de Architekten fand große Zu­
stimmung. 
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1 Technisches Hilfswerk 
NIedersachsen 

ABC-Zug-Wechsel 
von Stadt zu 
Landkreis 

Göttingen. Am 29. Januar 
1988 . wurde in Göttingen durch 
den OrtSbeauftragten Dr. Wolf­
gang Send und Oberkreisdirektor 
Dr. A1exander Engelhardt die offi­
zielle Eingliederung des THW­
ABC-Zuges in den erweiterten Ka­
tastrophenschutz des Landkrei­
ses Göttingen vollzogen. Ziel der 
Maßnahme sollte eine gleichmä­
ßigere Verteilung des Hilfelei­
stungspotentials zwischen Stadt 
und Landkreis sein, da die Stadt 
Göttingen stets auf ihre Berufs­
feuerwehr zurückgreifen kann. 

Mit Handschlag wurde dann im 
Rahmen einer kleinen Feierstun· 
de zwischen Ortsbeauftragtem 
und Oberkreisdirektor die Ober­
nahme "besiegelt". 

Vom stellvertretenden Landes­
beauftragten Jochen Rohwedder 
erhielt Engelhardt abschließend 
die THW-Plakette überreicht. Der 
Oberkreisdirektor nahm sie stell­
vertretend für alle seine Mitar­
beiter dankend entgegen. R. B. 

THW hilft in 
Äthiopien 

Hannover. Bei der dreizehn­
köpfigen Helfergruppe aus Kfz­
Spezialisten, die am 23. Februar 
1988 vom Flughafen Frankfurt! 
Main aus in die äthiopische 
Hauptstadt Addis Abeba genogen 
ist, befanden sich auch fünf Hel­
fer aus dem Landesverband Nie­
dersachsen. 

Für zwei von ihnen, Einsatzlei­
ter Werner Gieseke aus Syke und 
Lagerverwalter Rainer zum 
Broock, Ortsverband Emden, gab 
es ein Wiedersehen mit ihrer frü ­
heren Arbeitsstätte aus dem Ein­
satz des Jahres 1985. 
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\\1e bereit. 1984185 warten In der Zentralwerkstatt in Addi. Abeba hunderte 
von Lastkraftwagen aur die Reparatur durch die THW-Helrer. (Foto: Donger) 

Der Auftrag lautet heute wie 
damals, in einer von der deut­
schen Entwicklungshilfegesell­
schaft GTZ belriebenen Werkstatt 
in der Hauptstadt Addis Abeba 
defekle Lastkraftwagen zu repa­
rieren. Diese werden für ver­
stärkte Nahrungsmitteltransporle 
zur Bekämpfung der sich abzeich­
nenden neuen Hungerkatastrophe 
dringend benötigt. 

Der Arbeitseinsatz mit vierwö­
chigem Personalwechsel ist vor­
läufig auf zwei bis drei Monate 
befristet. Um die Selbsthilfe-Aus­
bildung der älhiopischen Werk­
stattmilarbeiter zu gewährleisten, 
werden Montagetrupps aus je 
einem THW-Spezialisten und drei 
einheimischen Kräften gebildet. 

Die drei weiteren Helfer aus 
Niedersachsen sind Thorsten Jas­
mer und Bernd Wieehern vom 
Orlsverband Rotenburg sowie Pe­
ter Tarnowski vom Ortsverband 
Lüchow-Dannenberg. Als Reser­
vehelfer wurden nominiert und 
sollen beim 2. Einsatzabschnitt 
berücksichtigl werden, Reinhardt 
Bantz vom Ortsverband Hannover 
und Kai Blessin vom Ortsverband 
Göttingen. 

Beim Einsatz 1984/85 leistelen 
insgesamt 93 Helfer - die Mehr­
zahl davon aus Niedersachsen - in 
fünfmonatiger Tätigkeit mit der 
Reparatur von über 200 Lkw einen 
wichtigen Beitrag zur Erhöhung 
der Transportkapazitäten für den 
überlebenswichtigen Nahrungs­
mittelnachsehub in die Hungerge­
biete R. B. 

INTERSCHUTZ '88 -
Das THW ist dabei 

Bad Godesberg/Hannover. 
Nach dem Bundeswettkampf 
Pfingslen 1987 steht der THW­
Landesverband Niedersachsen 
fast auf den Tag genau ein Jahr 
später \vieder im Zeichen einer 
Großveranstaltung. Vom 28. Mai 
bis 2. Juni 1988 öffnel die INTER­
SCHUTZ '88IDer rote Hahn - welt­
weit größte Katastrophenschutz­
ausstellung - auf dem hannover­
schen Messegelände ihre 
Pforten. 

Auf dieser Ausstellung, bei der 
die Berufsfeuerwehr Hannover 
die koordinierende Funktion 
wahrnimmt, sind auch Bundesamt 
für Zivilschutz und Technisches 
Hilfswerk auf zwei nahezu gleich 
groBen Sländen mit insgesamt 
rund 2500 m' Standnäche in Halle 
17 vertreten. 

In der Dienststelle des Lan­
desbeauftragten für Niedersach­
sen tagte am Donnerstag, dem 
25. Februar 1988, zum erstenmal 
die speziell hierfür gebildete Al­
beitsgruppe INTERSCHUTZ '88, 
um die Vorbereitung von Scha­
densdarstellungen der verschie­
denen Fachdienste mit Fahrleug­
und Geräteschau \·orlubereiten. 
Dies erfolgt in enger Zusammen­
arbeit mit Ortsverbänden primär 
aus dem Großraum Hannover, da 
die knappe Aufbauzeit - einge­
schränkt durch die Pfingstfeierla­
ge, die in diesem Jahr unangeta-

/1 1 
stet bleiben sollen - keine weiten 
Anreisen zulassen. Eine Ausnah­
me bildet der Brückenbauzug des 
Orlsverbandes Wilhelmshaven, 
der eine Teilstrecke D-Brücke er­
richlen soll. Und so siehl das 
vorläufige Grobkonzept aus: 

Darstellung Bergungsdienst 
mit Einbeziehung SEEBA-Geräte 
als Schwerpunktthema - OrtsvCJ­
band Ronnenberg; Darslellung Iil­
standsetzungsdienst - Ortsver­
bände Hannover und Sarstedt; 
Brückenbau - Orlsverbände Sol­
tau (Holz) und Wilhelmshaven 
(0) sowie weitere Ortsverbände 
mit Sonderausstattung und Spe­
zialgerät. Die Vorbereitung und 
Umsetzung erfolgt in -enger Ab­
stimmung mit und unter der Ge­
samtverantwortung der THW-Lei­
tung in Bonn-Bad Godesberg. 

R. B. 

Nord rhein· Westfalen 

Neugründung eines 
Ortsverbandes 

Bonn-Bad Godesberg. Am 
7. I. 1988 nahm der Direktor des 
THW, Gerd Jürgen Henkel, in 
Sonn-Bad Godesberg die Neu­
gründung eines Ortsverbandes 
vor. Durch die Neugründung be­
sitzt der Ortstell Bonn-Bad Go­
desberg nun wieder einen eige­
nen THW-Ortsverband. 

Im Jahre 1980 war der OV 
Sonn-Bad Godesberg aufgelöst 
und mit dem OV Bonn zusammen­
gelegt worden. Am I. I. 1988 wur­
de durch einen Verwaltungsakt 
(Neugründung des OV) der Go­
desberger Teil der Helferschaft 
aus dem OV Bonn ausgegliedert 
und in den OV Bad Godesberg 
überführt. 

Der Landesbeauftragte für 
Nordrhein-Westfalen, Drogies, 
wies in seiner Ansprache darauf 
hin, daß sich durch die Neugrün­
dung zeige, wie flexibel das THW 
ist. 



THW-Direktor Henkel im Gespräch mit dem neuen Ortsbeauftragten Neu­
kamp (rechts) und Dr. Ammennüller (links). (Foto: Breuer) 

Dr. Ammermüller vom Bundes­
ministerium des lnnern über­
brachte Grußworte des Innenmi­
nisters zur Neugründung. An­
schließend ging er auf das Ver­
hältnis von Feuerwehr und THW 
ein. Als Vorbild für die Zusam­
menarbeit nannte er das Zusam­
menspiel der Organisationen in 
der Stadt Frankfurt. 

Der Bezirksvorsteher von Bad 
Godesberg, Hauser, erkannte, 
daß mit dem neuen Ortsbeauf­
tragten Neukamp (bisher Zugfüh­
rer und stellvertretender Ortsbe­
auftragter für Bonn; seit 35 Jah­
ren beim THW) der neue OV Bad 
Godesberg einen erfahrenen 
Sachkenner an der Spitze hat. 

Alle Redner bescheinigten dem 
OV Bad Godesberg ein großes 
Potential an Können und Einsatz­
bereitschaft. Beim inoffiziellen 
Teil des Abends nutzten die Gäste 
und die Hausherren die Möglich­
keit zu informellen Kontakten. 
Der OV Bad Godesberg wird die 
an ihn herangetragenen Erwar­
tungen erfüllen. B. B. 

Baden-Würtlemberg 

Der Countdown läuft 

StuttgartlMannheim. Gro­
ße Ereignisse werfen bekanntlich 
ihre Schatten voraus. Der nächste 
Bundeswettkampf findet zwar 
erst im Jahre 1989 statt, doch der 
mit der Durchführung betraute 
Landesverband Baden-Württem­
berg traf bereits jetzt erste Vor­
bereitungen. 

Nach einigen Sondierungsge­
sprächen entschied man sich für 
Mannheim als Austragungsort für 
den Jubiläumswettkampf (es han­
delt sich um den 10. BWK). Der 
Termin liegt ebenfalls schon fest: 
Die ca. 450 Aktiven werden sich 
am 10. Juni 1989 zum Leistungs­
vergleich in der Kurpfalzmetropo­
le treffen. 

Als Standort für den Wett­
kampf wurde der "Neue Meß­
platz" ausgewählt. Dieser große, 
asphaltierte Platz bietet dafür 
ideale Voraussetzungen. Im an­
grenzenden Herzogenriedpark be­
findet sich eine Multihalle, die 
für die Veranstaltung genutzt wer­
den kann. Die in der Nähe liegen­
den Schulgebäude werden von 
der Stadt Mannheim voraussicht­
lich ebenfalls zur Verfügung ge­
steilt. G. S. 

Rotes Kreuz und THW 
probten den Ernstfall 

Achem. Ideale Rahmenbedin­
gungen für ihre gemeinsame 
Übung fanden DRK und THW in 
den Gebäuden einer Firma, die in 
den nächsten Tagen der Spitzhak­
ke zum Opfer fallen. Angenom­
men wurden zwei Staubexplosio­
nen, bei denen zahlreiche Men­
schen verletzt wurden. Im Einsatz 
waren 42 DRK-Helfer der Bereit­
schaften Achern und Hornisgrin­
de, 31 Mann vom THW Achern und 
drei Rettungshunde des THW. 

Rasch hatten die Helfer die 
Situation im Grifr. Es galt, 14 
"Verletzte" aus den schwer zu­
gänglichen Trümmern der Gebäu­
de zu retten und zu versorgen. 
Die "Verletzten" wurden von 
DRK-Bereitschaften gestellt, die 
nicht an der Rettungsaktion betei­
ligt waren. 

Große Anforderungen wurden 
an das THW Achern unter dem 
Ortsbeauftragten Hans-Peter 
Zwisler und dem Zugführer Rolf 
Ehinger gestellt. Zum einen muß­
ten die "Verletzten" aus dem er­
sten Stock abgeseilt werden, zum 
anderen machten in einem Ge­
bäude verschüttete Eingänge 
ei~en Mauerdurchbruch erforder­
lich. 

Auch die DRK-Bereitschaften 
standen unter den Rahmenbedin­
gungen der angenommenen Kata­
strophe unter einer hohen Bela­
stung, die sie jedoch routiniert 
meisterten. Gemeinsam mit den 
beiden Ärzten versorgten die 
DRK-Helfer die realistisch ge­
schminkten "Verletzten", deren 
"Verletzungsgrad" vom Knochen­
bruch bis zu Wirbelsäulen- oder 
Schädelverletzungen ging. 

Unter den schwierigen Rah­
menbedingungen der angenom­
menen Katastrophe hatten beide 
Rettungsorganisationen die Situa­
tion voll im Grifr. S. M. 

Alarmübung aus 
aktuellem Anlaß 

Osterburken. Der angenom­
mene, im Moment sehr aktuelle 
Schadenfall: Ein Tanklastwagen 
ist verunglückt, gefahrliehe Che­
mikalien sind in die Kanalisation 
gelangt. Diese Lage führt zur An­
forderung der THW-Einheiten des 
gesamten Geschäftsführerberei­
ches Mannheim. 

Gegen 5.30 Uhr werden die 
Einheiten über die Leitstelle alar­
miert. Trotz des bis zu 100 km 
langen Anmarschweges sind bis 9 
Uhr alle Einheiten im Einsatz­
raum Osterburken eingetroffen. 

In dem angenommenen Scha­
densgebiet werden die Einheiten 
auf einem großen Parkplatz zu­
sammengeführt. Dort hat sich 
auch die Übungsleitung etabliert. 

Der vorgesehene Maßnahmen­
katalog umfaßt u. a. Aufgaben für 
die Instandsetzungszüge in den 
Bereichen Elektro/Kabel, Wasser, 
Abwasser und Öl, die flankierend 
von den Gerätegruppen der Ber­
gungszüge unterstützt werden. Es 
sind diverse Ölsperren zu errich­
ten, dazu auch entsprechende be­
helfsmäßige Übergänge. 

Eine Trinkwasserverschmut-
zung führt zum Einsatz der Trink­
wasseraufbereitungsanlage und 
zum Aufbau einer behelfsmäßigen 
Wasserausgabestelle. Eine ande­
re Gruppe muß eine Brücke über 
einen Bachlauf herstellen, damit 
schweres Material für den Bau 
einer Rohrbrücke auf die andere 
Bachseite gebracht werden kann. 

Die Abwasser-Öl-Gruppen säu­
bern, teilweise unterstützt von 
den Gerätegruppen, mit schwe­
rem Atemschutz unterirdische 
Regenüberlaufbecken. Die für 
den Betrieb der Pumpen nötige 
Stromversorgung wird mit den 
von Elektro-Gruppen gebauten E­
Verteilern sichergestellt. 

Eine Gas-Wasser-Gruppe hat 
"unter scharfen Bedingungen" 
einen Hydranten zu erneuern. Die 
Übungsbeobachter und die Fach­
leute von den örtlichen Stadtwer­
ken nehmen hocherfreut zur 
Kenntnis, daß diese Arbeit in we­
niger als zwei Stunden erledigt 
ist. 

Bedenkt man, daß alle diese 
Aufgaben völlig überraschend ge­
steil t wurden - eine spezielle 
Vorbereitung also unmöglich war 
- so wird die Leistung der THW­
Helfer deutlich. K. B. 

Als Zugang zum Gebäude müssen Mauerdurchbrüche geschaffen werden. 
(Foto: Maisch) 
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Insgesamt müssen 3000 Sandsäcke zwischen den beiden Seen verlegt werden. 

Arbeiten auf 
deutschem 

Soldatenfriedhof 

Stuttgart. Im Auftrag des 
Volksbundes Deutscher Kriegs· 
gräberfürsorge reiste eine Grup­
pe von 22 THW-Helfern aus Ba­
den-Württemberg vom 18. Sep­
tember bis 11. Oktober 1987 zu 
einem Arbeitseinsatz nach Italien. 
Einsatzort war der deutsche Sol­
datenfriedhof Motta S. Anastasia. 
acht Kilometer westlich von Cata­
nia auf Sizilien. Die Fahrt ging mit 
drei I-Trupp-Kraftwagen und 
einem VW-Bus nach Süden. Am 
Ziel angekommen. wurde im Be­
reich des Friedhofes ein Zeltlager 
aufgeschlagen. 

D(e Kriegsgräberstätte wurde 
1965 der Öffentlichkeit überge­
ben. Sie liegt unweit des Ortes 
Misterbianco auf einem Höhenzug 
in hügeliger Landschaft und ist 
von Weingärten. Olivenhainen 
und Äckern sowie im Norden von 
den aufsteigenden Hängen des 
Ätna umgeben. 

Die gesamte Grabstätte 'hat 
eine rechteckige Grundfläche von 
43 mal 32 Metern. Im' Unterge­
schoß befinden sich die nicht zu­
gänglichen Grüfte, in denen die 
Gefallenen in Sarkophagen beige· 
setzt sind. -Hier ruhen 4561 deut­
sche Gefallene, 451 davon blieben 
unbekannt. 

Aufgabe der THW-Helfer war 
es, die Anlage zu pflegen und zu 
renovieren . Bei Temperaturen 
um 40 Grad Celsius und hoher 
Luftfeuchtigkeit wurde täglich von 
7.00 Uhr bis 13.30 Uhr gearbeitet. 
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In der übrigen Zeit lernte man 
Land und Leute kennen. Auf dem 
Programm standen u. a. ein Be­
such von Syrakus und die Besich­
tigung eines in deutschlfranzö­
sischlitalienischer Zusammenar­
beit errichteten Sonnenkraftwer­
kes bei Adrano. 

Der deutsche Generalkonsul in 
Sizilien dankte den Freiwilligen, 
die für diese Reise drei Wochen 
ihres Jahresurlaubs geopfert hat­
ten, anläßlich eines Besuches für 
die geleisteten Arbeiten. G. S. 

THWim 
Umweltschutz aktiv 

Rastatt. Im Rahmen einer Ak­
tion zum Thema Umweltschutz 
nahm der THW-Ortsverband Ra­
statt an einem Projekt zur Damm­
und Deichverteidigung teil. Diese 
Aktion fand am Bärensee in Plit­
tersdorf unter der Leitung von 
Dipl.-Ing. Diet~r Gomer vom 
WMF-Aueninstitut statt. 

Das THW hatte den Auftrag, 
den Damm zwischen dem Bären­
see und dem benachbarten Bag­
gersee zu sichern. Diese Arbeit 
war deshalb wichtig, weil sonst 
bei Hochwasser das kältere Was­
ser des Baggersees die seltenen 
Wasserpflanzen im Bärensee hät­
te zerstören können. 

Nach den Worten von Zugfüh­
rer Oswald Meier kann auf diese 
Weise das THW im Rahmen der 
Ausbildung gleichzeitig etwas für 
den Naturschutz tun. Außerdem 
lernt der Helfer am Objekt, wie 

(Foto: Deck) 

eine Dammbefestigung durchge­
führt wird. Dies ist im Landkreis 
Rastatt besonders wichtig, weil 
durch die Flüsse Rhein und Murg 
stets mit Hochwasser gerechnet 
werden muß. 

Aufgabe der 35 Helfer war, 
3000 Sandsäcke zu füllen und auf 
beiden Seiten des Dammes au fzu­
schichten. Um den Deich stabiler 
zu machen, wurden zwischen den 
Sandsäcken noch Weidensetzlinge 
eingepflanzt. 

Zuvor war an unterschiedli­
chen Stellen die Dammbreite ge­
messen worden, um die genauen 
Maße für ein Filtervlies zu be­
kommen. Dieses verhindert, daß 
das kalte Wasser des Baggersees 
den Kies unter den Sandsäcken 
unterspült. Nachdem auf einem 
Teil des Dammes Sandsäcke in 
Reihen aufgelegt waren, legte 
man zum Schluß noch ein Schot­
terbett an. D. M. 

Nächtlicher Einsatz 
im Schloß 

Neuenbürg. Am Abend des 
22. Januar 1988 stellte ein Bewoh­
ner des Schlosses Neuenbürg 
fest , daß in einem Heizöllager 
raum im Erdgeschoß 01 ausgelau­
fen war und bereits etwa I 000 
Liter im Lagerraum standen. Das 
Heizöl war durch einen Defekt 
der Förderpumpe nicht in die 
darüberliegenden Räume, son­
dern seit geraumer Zeit offen­
sichtlich unbemerkt in den Auf­
fangraum gepumpt worden. 

Der verständigte Vertreter des 
Staatlichen Hochbauamtes er­
kannte, daß schnelles Handeln 
geboten war. Es bestand Gefahr, 
daß Heizöl über eventuell vorhan­
dene Undichtigkeiten des Auf­
fangraumes in den darunterlie­
genden Gewölbekeller und von 
dort in das Erdreich sickern 
konnte. Er alarmierte daher so­
fort die Abwasser·/Ölgruppe des 
Instandsetzungszuges des THW 
Pforzheim. Unler Führung von 
Zugführer Bodamer rückten kurze 
Zeit später sieben Helfer mit 
einem Fahrzeug, der darauf verla­
steten Ölabwehrausstattung und 
einem Beleuchtungsanhänger an. 

Zunächst mußte die Schaden­
steIle ausreichend ausgeleuchtet 
werden und ein 2000 Liter fas­
sender Aurrangbehälter im Ne­
benraum erstellt werden. Dann 
begannen die TIM-Helfer das 
rund 15 cm hoch im Raum stehen­
de Öl mit einer explosionsge­
schützten Pumpe umzupumpen. 
Nach Abschöpfen der letzten 01-
reste, die mit der Pumpe nicht 
mehr gefaßt werden konnten, 
wu rde im gesamten Lagerraum 
Ölbindemittel ausgebracht. Der 
Aurrangbehälter wurde abgedeckt 
und es wurde für eine ausrei­
chende Belüftung und Sicherung 
des Raumes gesorgt. Nach Abset­
zen der schwebenden Schmutz­
tei le konnte das Heizöl dann wie­
der in den Tank zurückgepumpt 
werden. 

Als die THW-Helfer gegen 
23.00 Uhr die Arbeiten abge­
schlossen hatten und gerade die 
Einsatzstelle verlassen wollten, 
wurde eine neue Gefahrenstelle 
erkannt. Am Torgebäude hatten 
die Verankerungen des für Bauar­
beiten erstell ten Fassadengerü­
stes im Maueruerk den Belastun­
gen des stürmischen Windes 
nicht standgehalten. Der obere 
Teil des Gerüstes neigte sich be­
drohlich gegen den Hof und 
schwankte im Immer noch star­
ken Wind. Einzelne Gerüstrah­
menteile waren bereits abge­
knickt. 

Nach erneutem Aufbau der Be­
leuchtung und Sicherung des los­
gerissenen Gerüstes mit Leinen 
wurden die dem Wind besonders 
ausgesetzten und beschädigten 
Gerüstteile abgebaut. Diese Ar­
beiten gestalteten sich äußerst 
schwierig, da das Gerüst trotz der 
Sicherung nicht ganz betreten 
werden konnte und die Arbeiten 



in rund 8 m Höhe zudem durch 
Schneefall und starken Wink er­
heblich erschwert wurden. 

Nachdem auch die vom Gerüst 
ausgehende Gefahr gebannt war, 
konnlen die Helfer um 1.30 Uhr 
vom Schloß in die Unterkunft ab­
rücken. G. R. 

Neues Domizil 
eingeweiht 

DettenheimIPhllippsburg. 
"Innere und äußere Sicherheit 
stehen in einem engen Zusam­
menhang", betonte MdB Bühler 
bei den Feierlichkeiten zur Ein­
weihung der neuen Unterkunft 
und zur Beauftragung einer neuen 
Führungsspitze. Das Technische 
Hilfswerk habe als Katastrophen­
schutzorganisation in dem System 
der Gefahrenabwehr einen wich­
tigen Platz. Daher gebühre all de­
nen, die sich dieser Aufgabe wid­
meten, Dank und Anerkennung. 

Lobende Worte über das Enga­
gemenl der THW-Helfer fanden 
auch die anderen Redner des Ta­
ges, vor allem der slellvertreten­
de THW-Landesbeauftragte Lap­
ke, der Bürgermeister von Phi­
lippsburg, Dürrschnabel, der 
stellvertretende Kreisbrandmei­
ster, Ferch, der Vertreter des 
Fernmeldezuges, Konrad, sowie 
die Vertreter von Regierungsprä­
sidium, Landratsamt und benach­
barter Ortsverbände. 

In seiner Einweihungsrede 
ging Lapke auch auf die Frage ein, 
weshalb der IV. Bergungszug aus­
gerechnet in Philippsburg slatio-

niert worden sei, wo sich hier 
doch in unmittelbarer Nachbar­
schaft bereits drei weitere Ein­
heiten des THW befinden, wäh­
rend der übrige Landkreis "un­
versorgt" sei. Hierfür seien - so 
Lapke - in erster Linie Slandort­
probleme ausschlaggebend gewe­
sen. Eine den Anforderungen des 
THW gerecht werdende Liegen­
schaft zu finden, sei nur hier in 
Philippsburg gelungen, wo die 
Stadt eine ehemalige Spargelhalle 
angeboten habe. Aus dieser Spar­
gelhalle sei dann mit großem Elan 
eirte ansprechende Unterkunft 
entstanden. 

Organisatorisch ist der IV. 
Bergungszug dem Ortsverband 
Dettenheim unterstellt, dessen 
Ortsbeauftragten Uwe Zimmer­
mann er zu dem neuen Amt und 
den damit verbundenen Aufgaben 
alles Gute wünschte. Gute Wün­
sche galten auch dem neuen 
Fachberater für Bergung und In­
standsetzung in der Technischen 
Einsatzleilung des Landkreises 
Karlsruhe, OUo-Max Herbstritt, 
sowie dem neuen Zugführer des 
IV. Bergungszuges, Jochen Stotz. 

Anläßlich der Schlüsselüberga­
be betonte Philippsburgs Bürger­
meister Dürrschnabel, daß man 
sich freue, das THW in der Stadt 
zu haben. Er verlieh der Hoffnung 
Ausdruck, daß sich die Helfer 
hier wohlfühlen mögen. Glück­
wünsche und die . Hoffnung auf 
eine gute Zusammenarbeit spra­
chen auch aus den Grußworten 
der übrigen Redner. 

Mit einem hervorragenden Mit­
lagessen, zubereitet vom Verpne­
gungstrupp Waghäusel, endete 

der ofrIzielie Teil. Der Nachmitlag 
stand dann im Zeichen der Be­
sichtigung von Unterkunft und 
Gerät sowie des gegenseitigen 
Meinungsaustausches. L. V. 

Bayern 

-
Der 

"Niederbayernsteg" 
in Landshut 

Landshut. Die Pontongrup­
pen des Ortsverbandes Landshut 
nutzen seit zwölf Jahren die Gele­
genheit der alle zwei Jahre statt­
findenden Niederbayernschau, 
das. THW der Öffentlichkeit zu 
präsentieren. Bisher betrieb man 
an den jeweiligen zwei Wochen­
enden eine rahre, um Besucher 
von Parkplätzen über die lsar 
zum Ausstellungsgelände überzu­
setze.n. 

Schon einige Jahre hegte man 
den Gedanken, statt der rahrver­
bindung einmal einen Steg oder 
eine Brücke zu schlagen. Nach­
dem zu der Niederbayernschau 
1987 dem THW vom VeransIalter 
eine große Freinäche als Ausstel­
lungsgelände angeboten wurde, 
beschloß man, die Idee der Brük­
ke in die Tat umzusetzen. 

Die technische Planung er­
brachte, daß neben dem eigenen 
auch die Fährgeräte der Ortsver­
bände Mühldorf, Regensburg und 

Der .,Nlederbayem-Ste(' wird durch THW-Fahneuge einer Belastungsprobe unterzogen. 

Straubing zum Bau der Brücke 
notwendig wurden. Der Termin­
plan sah vor, die Brücke am 
SamSlag vor der Niederbayern­
schau zu erstellen. 

War die ganzen Tage un j Wo­
chen vor dem 26. September wun­
derschönes Spätsommerwetter, 
an dle~em SamSlag regnete es. 
Der Regen hörte nicht mehr auf 
und so verwandelte sich die wun­
derschöne Auwiese, die den Bau­
platz darstellte, allmählich in 
einen Schlammsee. Mit einer be­
wunderungswürdigen Moral boten 
die Helfer dem Wetter Paroli und 
so konnte trotz der widrigen 
Umstände der "Rohbau" der 
Schwimmbrücke erstellt werden. 

·In den Abendstunden der Wo­
che bis zur Eröffnung der Nieder-

• bayernschau wurde aus dem 
"Rohbau" eine 75 m lange 
Schwimmbrücke, die sich sehen 
lassen konnte. Das Geländer wur­
de installiert und am Eröffnungs­
tag wurde das Brückenschild be­
festigt, die Brücke war zum "Nie­
derbayernsteg" geworden. 

Bei herrlichem Wetter konnte 
der "Niederbayernsteg" am Eröff­
nungstag der Öffentlichkeit prä­
sentiert werden. Der Schirmherr 
der VeranSlaltung, Regierungs­
präsident Dr. Gottfried Schmid, 
gab die Brücke zur Benutzung 
frei. 

Der Landesbeauftragte für 
Bayern, Dipl.-Ing. Vorholz, und 
der Orts- und Kreisbeauftragte 
Herbert Huber, MdL, konnten 
stolz auf die Leistung der THW­
Helfer sein und brachten dies 
auch entsprechend zum Aus­
druck. E. E. 

(Folo: Eck) \. 
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1 Deuuches Roees Kreuz + 1 
Mit Leierkasten und Sammelbüchse 

unters Volk 
Die fünfte Morgenstunde des 

21. Februars ließ Dauerregen in 
Köln erwarten, ausgerechnet an 
dem Tag, mit dem die Haus- und 
Straßensammlung 1988 in Nord 
rhein-Westfalen beginnen sollte. 
Ehrenamtliche Helfer des Kreis-

verbandes Köln unter Leitung sei­
nes umtriebigen "Öffentlichkeits 
arbeiters" Horst Pampuch be· 
fürchteten während des Aufbaus 
der Zelte, daß die Großveranstal-. 
tung vor dem Kölner Dom buch 
stäblich ins Wasser fallen würde. 

Doch als Schirmherr Minister­
präsident Johannes Rau gegen 
10.00 Uhr im Beisein von Bundes­
arbeitsminister Norbert Blüm und 
viel weiterer Prominenz rund 
2000 Menschen auf dem Roncall i­
Platz begrüßte, hatte der "direkte 

Drehte unennüdllch für den guten Zweck die Orgel: Minillterpräsident Johannes Rau. 
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Draht" des DRK zu Petrus funk­
t'Ol1lerl. Die Sonne schien. 
"Wenn jeder doppelt so viel spen­
det, wie er eigentlich vorhatte, 
dann hat er gerade die Hälfte von 
dem gegeben, was er sollte." Da­
mit animierte Rau die Kölner Bür-



ger und ging in schöner Eintracht 
mit Norbert Blüm mit Sammel­
büchse und Drehorgel unters 
Volk, um kleine und große Mün­
zen und Scheine einzuheimsen. 

Zuvor hatte Rau auf die vieif<i1-
tigen Hilfen des DRK hinge\vie­
sen, die viel Geld kosteten, je­
doch häufig von der Örrentlichkeit 
unbemerkt bleiben. "Das Rote 
Kreuz finanziert seine Arbeit 
durch Zuschüsse der öffentlichen 
Hand, durch Mitgliedsbeiträge 
und durch private Spenden. Die 
private Zuwendung ist sowohl die 
wichtigste Unterstützung vieler 
tausender Bürgerinnen und Bür­
ger, ohne deren ehrenamtliche 

Mitarbeit das DRK seine vieif<i1ti­
gen Aufgaben nicht erfüllen könn­
te. Denn sie trägt nicht nur we­
sentlich zur freien und unabhän­
gigen Finanzierung der Aufgaben 
bei, sondern ermutigt die ehren­
amtlichen Helferinnen und Helfer 
am besten zu immer wieder uner­
müdlichem Tun," sagte Rau . 

Viel Prominenz aus Politik und 
Kultur unterstützte Raus Appell 
tatkräftig, sei es durch Klappern 
mit der Sammelbüchse oder mit 
nottem Entertainment. Jörg 
Knör, fernsehbekannter Parodist, 
moderierte das Programm sou­
verän und steuerte zwerchfeller­
schütternde Stimm-Imitationen 

bei, Willy Millowitsch brachte sei­
ne DRK-Sammelbüchse, die er 
mit rund 400 Mark durch ,,Auto­
gramme gegen Entgelt" an seiner 
Theaterkasse gefüllt hatte, Für­
stin Salm ließ es sich nicht neh­
men, Kölner Bürger auf die So­
zialarbeit des DRK anzusprechen 
und um Spenden zu bitten. 

Einen beachtlichen Fahrzeug­
park vom hochmodernen Notarzt­
wagen bis zur "eisernen Milch­
kuh" hatte das DRK auf dem Ron­
calli-Platz auffahren lassen. 

"Ein so großes Hilfswerk wie 
das Rote Kreuz ist auf Spenden 
angewiesen," erklärte Dr. Nor­
bert Fischer, Präsident des Lan-

Auch Bundesarbeitsminister Norbert Blüm lockte viele Zuhörer an und halr, die Sammelbüchse rillten. 

desverbandes Nordrhein, die 
Wichtigkeit der alljährlichen 
Spendenaktion bei einer anschlie­
ßenden Pressekonferenz. Fischer 
räumte ein, daß etwa zwei Drittel 
des DRK-Etats von der öffentli­
chen Hand getragen würde. "Da­
für übernehmen wir jedoch für 
den Bund Leistungen, die dieser 
sonst bedeutend teurer selbst er­
bringen müßte," betonte der Prä­
sident, "und ohne die Mitarbeit 
unserer ehrenamtlichen Helfer 
würde die Bewältigung der Aufga­
ben des DRK kaum mehr möglich 
sein". Horst F. Hamborg 
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0 1 
Was tun bei 

atomaren und chemischen Unfällen? 

Meldungen über atomare 
und chemische Unrlille hört 
und liest man in den letzten 
Jahren häufiger. Ob Tscher­
nobyl/ Rbeinverschmutzung, 
Lagerungsprobleme hochgif­
tiger Chemikalien oder Ex­
plosionen in Chemiewerken: 
Immer wieder tauchen Fra­
gen auf, wie in'diesen spezi­
fi schen Fällen Erste Hilfe 
gewährleistet werden kann. 

24 Rettungssanitäterinnen und 
Rettungssanitäter besuchten da· 
her eine Fortbildungsveranstal­
tung beim ASB Darmstadt. die als 
Themenschwerpunkte den Um­
gang mit der Ausstattung von Ret­
tungsdienstfahrzeugen und die 
Möglichkeiten der Hilfeleistungen 
bei atomaren und chemischen 
Unfallen zum Inhalt hatten. 

Sanitäter Herbert Bickel und 
Roland Kirchenloher erläuterten 
zunächst die Ausstattung von Ret­
tungsfahrzeugen, die bei atoma­
ren und chemischen Unf<illen mit 
besonderen Zusatzgeräten ausge­
stattet sein müßten, wie bei­
spielsweise Atem- und Körper­
schutz für Rettungssanitäter (sie­
he Foto). Sachgerechter Umgang 
mit Beatmungsgeräten, Inkubato­
ren und EKG-Geräten, ein­
schließlich der Defibrillatoren 
standen ebenfalls auf dem Fort­
bildungsprogramm. Oie Aus- und 
Fortbildung EKG steht zwar nicht 
direkt im Zusammenhang mit che­
mischen Unf<illen, doch kann die 
Herz Kreislauf-Überwachung ge­
rade nach Kontakten mit Giften 
beim Transport erforderlich 
werden. 

Im anschließenden Teil der 
Fortbildung erläuterten die Sama­
riter Willy und Markus Roth - sie 
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Rettungssanitäter-Fortbildung in Hessen 

sind gleichzeitig auch im Bundes- halten, sich einen Überblick ver­
verband für den Selbstschutz tätig schaffen und Warnzeichen erken­
- die Gefahren und die Möglich- nen. Sind die Behälter gekenn­
keiten zur sofortigen Hilfelei- zeichnet - zum Beispiel mit dem 
stung. Was tun bei elOem Unfall internationalen Zeichen für Ra­
im Labor bzw. beim Transport dioaktivität? Ist die Strahlenquelle 
hochgiftiger Chemikalien? Zu- fest, nüssig oder gasförmig? Ist 
nächst gilt: einen klaren Kopf be- sie durch Brand oder Explosion 

Willy Roth demonstriert Cäslum-prüfstrahter. 

" 

verstreut? Wie sieht der Behälter 
aus? Ist er geschlossen oder be­
schädigt? So schnell wie möglich 
sind Strahlenspür- und Meßgerä­
te anzufordern. 

Unfallopfer müssen aus der 
unmittelbaren Gefahr (dem ver­
muteteten Strahlungsort) geret­
tet werden. Dabei dürfen sich die 
Helfer nur so kurz wie möglich 
am Strahlungsort aufhalten - un­
ter Umständen müssen sie sich 
sogar abwechseln. Sofortige Ent­
kleidung des Opfers und luftdich­
ter Verschluß der Wunden sind 
als Erste-Hilfe-Maßnahmen zu 
nennen. Der "Patient" ist lie­
gend, wie ein Schwerkranker, zu 
transportieren. Speziell im regu­
lären Krankentransport und Ret­
tungsdienst ist man auf Unfalle 
dieser Art nur unzureichend ein­
gerichtet. Es gibt kaum Schutz­
ausstattungen für Sanitäter ~ ein 
Manko, das sehr schnell tödlich 
sein kann und daher schnellstens 
ausgeräumt werden sollte. 

Zum Abschluß der Sanitäter­
fortbildung erläuterten Mitarbei­
ter des ABC-Zuges Darmstadt­
Dieburg den Teilnehmern aus den 
Ortsverbänden Wiesbaden, A~K, 
Wetterau und Darmstadt die Auf­
gaben des ABC-Zuges, die Ein­
satztechnik und stellten das zur 
Verfügung stehende Material vor. 
Fazit und Wunsch aller Teilneh­
mer nach der Fortbildung lautete: 

Mehr und bessere Schutzaus­
stattungen für die Mitarbeiter des 
RettungSdienstes und Kranken­
transportes, die es mit atomaren, 
biologischen oder chemischen 
Unfallen zu tun haben! Ein 
Wunsch, der nach den vielen Un­
glücksfallen in den letzten Jahren 
nur allzu begreinich ist. 

Willy RothIRolf Such land 



Fluchtwege sind am wichtigsten 
Fast 700 Interessierte bei 

ASB-Veranstaltung 

Die Veranstaltung brachte den zahlreichen Zuhörern neue Erkenntnisse über nötige Maßnahmen bei Klinikbränden. 
(Foto: Schmid) 

Großveranstaltung in IIlertis­
sen: Fast 700 Vertreter von Feu­
erwehren, Rettungsdiensten und 
Kliniken aus dem gesamten Bun­
desgebiet hatten sich eingefun­
den, um einer vierstündigen 
Großveranstaltung der Ortsgrup­
pe lIIertissen des ASB beizuwoh­
nen, die "Evakuierungsmaßnah­
men bei Klinikbränden" zum The­
ma hatte. Hierzu begrüßte Bür­
germeister Kolb auch in seiner 
Funktion als stellvertretender ge­
schäftsführender Sprecher der 
Feuerwehren Bayerns eine Ex­
pertenrunde mit dem Leiter der 
Feuerwehr Frankfurt, Professor 
Ernst Achilles, an der Spitze. 

Als Leiter der Veranstaltung 
eröffnete Dr. Weidringer aus 
München mit einigen Dias von 
Klinikbränden die Reihe der Refe­
rate, ehe Professor Achilles mit 
se inem ausführlichen Vortrag be­
gann. Anhand zahlreicher Dias 
von teilweise spektakulären Brän­
den zeigte· der Feuerwehrexper­
te, welche Gefahrenquellen be­
stehen, wie sich Brände und die 
damit zusammenhängenden Ver­
qualmungen innerhalb kürzester 
Zeit ausbreiten und welche Hilfs­
mittel angewendet werden. 

Bei der Eröffnung der Po­
diumsdiskussion stellte Professor 

Achilles daher einen Katalog von 
Anforderungen auf, die heute im 
vorbeugenden baulichen Brand­
schutz als erfolgversprechend an­
gesehen werden können. Zahlrei­
che Fragen aus der interessierten 
und offensichtlich fachkundigen 
Zuhörerschaft schlossen sich an 
und konnten von Professor Achil­
les beantwortet werden. 

Ein Video-Kurzfilm zeigte an­
schließend den Einsatz zahlrei­
cher Rettungsorganisationen 
beim Brand der Klinik in Achern! 
Baden 1980, wo neun Tote zu 
beklagen waren. Der ärztliche Di­
rektor der dortigen Klinik, Dr. 
Zimmermann, schilderte die da­
maligen Einsatzmaßnahmen und 
die damit verbundenen Probleme. 

Oberarzt Dr. Fösel, der bei 
einem Brand in der Uniklinik Ulm 
im vergangenen Jahr als verant­
wortlicher Anästhesist tätig war, 
berichtete vom damaligen Brand­
fall. Notarzt Dr. Schnorr aus Sen­
den ging ebenfalls auf die Ret­
tungsmaßnahmen in Ulm ein und 
zeigte insbesondere auf, wie 
überlegt der ganze Einsatz abge­
laufen war, wobei sich besonders 
das gute Einvernehmen zwischen. 
ASB und DRK bewährt habe. 

Feuerwehrarzt Dr. Roth aus 
Ulm befaßte sich in seinem Kurz-

referat mit der Aufgabenvertei­
lung innerhalb der Ärzteschaft 
und der ärztlichen Betreuung des 
Feuerwehr- und Rettungsperso­
nals, woraus er als Konsequenz 
die Forderung nach ständiger 
Übung ableitete. 

In Windeseile am 
Unfallort 

Wesentlich schneller ge­
worden ist die A1armierung 
von Rettungsmannschaften, 
seit der ASB in Ulm vor fünf 
Jahren die Schnelleinsatz­
gruppe (SEG) geschaffen 
hat. Außerdem bildet diese 
Gruppe eine Reserve an Ret­
tungsfahrzeugen, besonders 
nachts und an Wochenen­
den. Dort sind durch die 
Kürzungen der Krankenkas­
sen, die das Rettungswesen 
in Baden-Württemberg fi­
nanzieren, Engpässe ent­
standen. 

Die Schnelleinsatzgruppe des 
OV Ulm besteht aus 22 haupt- und 
nebenamtlichen Rettungssanitä­
tern, die in Ulm jederzeit einsatz­
bereit sind und per Funk alar­
miert werden können. Die Grup-

Aus reUungsdienstlicher Sicht 
betrachtete DRK-Einsatzleiter 
Schöttl, Bad Tölz, Maßnahmen 
bei einem Brand vor zwei Mona­
ten in seiner Stadt und zeigte 
minutiös auf, wie die Einsätze 
abgelaufen waren. 

Verwaltungsdirektor Loritz aus 
dem Ortenaukreis, beim Brand in 
Achern Leiter des Katastrophen­
Einsatzstabes, faßte seine Ein­
drücke in den Worten zusammen: 
"Es läuft immer anders ab, als 
Sie geübt haben und als Sie er-
warten!" . 

Die abschließende Diskussion 
brachte nochmals zahlreiche Fra­
gen. Insbesondere die jetzigen 
Schutzmaßnahmen in Achern, die 
Fragen der Schulung des Klinik­
personals - ein leitender Arzt 
empfahl hier insbesondere die 
Zusammenarbeit mit dem Bun­
desverband für den Selbst­
schutz -, die Organisation der Pa­
tientenverlegung in umliegende 
Krankenhäuser und verschiedene 
feuerwehrtechnische Fragen wur­
den dabei erörtert. 

Wilhelm Schmid 

pe wird erst dann gerufen, wenn 
eine Rettungsmannschaft am Un­
fallort feststellt, daß zur Hilfe 
mehr Fachkräfte und Material be­
nötigt werden. Vor Einrichtung 
der Schnelleinsatzgruppe mußten 
die Helfer erst umständlich per 
Telefon. oft aus benachbarten 
Rettungsbezirken, herbeigerufen 
werden. 

Zur Erhaltung der Einsatzbe­
reitschaft führt die Schnellein­
satzgruppe einmal im Monat 
einen Übungsalarm durch. Dar­
über hinaus besuchen die Mitglie­
der der Gruppe Sonderlehrgänge, 
in denen sie sich mit dein Mas­
senanfall von Verletzten, dem 
Retten aus schwierigem Gelände 
und der Zusammenarbeit mit an­
deren Hilfskräften beschäftigen. 
Durch diese besondere Vorberei­
tung kann die Schnelleinsatzgrup­
pe, wenn die Notlage es erfor­
dert, schnell zu einem Katastro­
phenschutzzug erweitert werden. 

Tilman Lassernig 
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leistungsschau der 
Rettungshunde 

Weder von einem Flächen­
brand noch von Schreckschußpa­
tronen ließen sich die Hunde der 
Rettungshundestaffel Darmstadt 
bei einer Vorführung in Köln-Porz 
beeindrucken. 

Als einzige ASB-Gruppe nahm 
der Rettungshundezug des OV 
Darmstadt an dieser eintägigen 
Leistungsschau teil, zu der das 
Bundesinnenministerium rund 
130 Hundeführer mit ihren Tieren 
eingeladen hatte. Vor einem fach­
kundigen Publikum aus Vertretern 
des Ministeriums und des Techni-

sehen Hilfswerks führten die 
Hundestaffeln auf dem Übungsge­
lände der Bundesgrenzschutzein­
heit GSG 9 ihr Können vor. 

Auf dem künstlichen Trümmer­
gelände mußte die Hunde in klei­
nen Gruppen einen versteckten 
"Verletzten" suchen. Außerdem 
hatten sie beim Gang über 
schwankende Bohlen und beim 
Erklettern von Leitern ihren Ge­
horsam unter Beweis zu stellen. 
Die Rettungshunde des ASB zeig­
ten sich allen Anforderungen ge­
wachsen. Leider mußten die Tie­
re auf den Transport mit dem 
Hubschrauber verzichten, da der 
Köln-Bonner Flughafen wegen 
schlechten Wetters keine Flugge­
nehmigung gab. Freimut Kraft 

Auf dem Gelände in Hangelar. Rettungshundeführer von ASB und 8undesver­
band für das Rettungshundewesen. 

Hilfsgüter für Benin 

Drei Container voll medizini­
scher Hilfsgüter hat der LV Ham­
burg an die Volksrepublik Benin, 
die frühere französische Kolonie 
Dahomey, geschickt. Die Sendung 
umfaßt eine Zahnarztausrüstung, 
die mit Hilfe des ASB-Bundesver-

Drei Container mit 
medizinischen Hilfs­
gütern schickte der 
AS8 in die Volksre­
publik 8enln . 
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bandes finanziert werden konnte, 
und rund 170 Krankenhausbetten, 
die der OV Barsinghausen und 
das Allgemeine Krankenhaus 
Hamburg-Eilbeck zur Verfügung 
gestellt haben. Die von zwei Ham­
Durger Hafenfirmen gestifteten 
Container werden ebenfalls in 
der Volksrepublik Benin bleiben. 

H.B./M.L. 

AS8-Heller und amerikan lsche Soldaten beim Einladen von "Verletzten" in 
den Hubschrauber. IFolo: Rolh) 

Per Hubschrauber 
zum Einsatzort 

"Explosions unglück im Stein­
bruch - mehrere Verletzte und 
Verschüttete" - so lautete der 
Alarm für den ASB Darmstadt bei 
einer Übung. 

Da das angenommene Scha­
densgebiet nicht mit Fahrzeugen 
erreichbar war, wurde die ameri­
kanische Luftrettungseinheit aus 
Griesheim an der Übung beteiligt. 
Der Einsatz stelle die gute Zu­
sammenarbeit zwischen den ASB­
Rettungsmannschaften und der 
amerikanischen Hubschrauber-

Staffel unter Beweis, die auch im 
Alltag mehrmals im Jahr zum Tra­
gen kommt. 

Zur Bergung der "Verschütte­
ten" und "Verletzten" forderten 
die Helfer des regulären Kran­
kentransportes zusätzlich den 2. 
Sanitätszug des ASB und den Ret­
tungshundezug an. Die Rettungs­
hunde wurden dann von den Hub­
schraubern der Amerikaner an 
die Unglücksstelle gebracht, wo­
Dei sie den Lärm der Maschinen 
ohne Murren verkraften mußten. 
Die geretteten "Verschütteten" 
wurden von den Helfern des Sani­
tätsdienstes eDen falls für den 
Transport mit den Hubschraubern 
vorbereitet. R.S. 



" 

Johanni .... Unlall·Hille 

Unter der Schirmherr­
schaft der Bundesministerin 
für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit, Rita Süss­
mutb, starteten Deutsch­
landfunk und Johanniter­
Unfall-Hilfe (JUH) Anfang 
des Jahres die bundesweite 
Aktion .,Hilfe für die Erste 
Hilfe". Das ganze Jahr über 
wollen DLF und JUH mit die­
ser Aktion Bürgerinnen und 
Bürger, aber auch verstärkt 
Vereine, Schulen, Behörden 
und Organisationen für Er­
ste-Hilfe-Kurse gewinnen. 

Bundesministerin Süssmuth 
betonte in einem Telefoninter­
view mit dem DLF, daß dies ange­
sichts der erschreckenden Unfall­
zahlen und der wenigen qualifi­
zierten Ersthelfer eine sehr wich­
tige Initiative sei. Viele Menschen 
wären der Meinung, daß ange­
sichts des hervorragend organi­
sierten Rettungswesens weniger 
Laien im Erste-Hilfe-Bereich not­
wendig seien. Doch gerade die 
Zeit, bis der Rettungswagen ein­
treffe, sei entscheidend. Mit 
einer qualifizierten Ausbildung in 
Erster Hilfe könnten die Überle- . 
benschancen vieler Unfallopfer 
verbessert werden. Die JUH - wie 
auch alle anderen Hilfsorganisa­
tionen - bietet diese Erste-Hilfe­
Kurse kostenlos an. Frau Profes­
sor Süssmuth plädierte dafür, 
daß per Gesetz die regelmäßige 
Wiederholung des vorgeschriebe­
nen Kurses "Sofortmaßnahmen 
am Unfallort" zur Pflicht erklärt 
wird. Diese Auffrischung müsse 
spätestens alle zwei Jahre statt­
finden. 

Der Bundesarzt der JUH, Dr. 
Wolfgang Krawietz, betonte ge-

Bundesministerin Rita Süssmuth: 

"Ich mach mich fit in 
Erster Hilfe!" 

Erste Hilfe verbessert Überlebenschancen 

Die Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, Pror. 
Dr. Rila Süssmulh, hat die Schlnnhemchaft über die Ente-Hilfe-Aktion 
übernommen. 

genüber dem DLF, daß man neue 
Wege in der Erste-Hilfe-Ausbil­
dung gehe, die ein Mehr an Pra­
xisnähe böten. Angesichts der 
zahllosen Unfalle im Straßenver­
kehr, in der Freizeit und im Haus­
halt sollte sich jeder fragen, ob 

nicht auch er in eine Situation 
kommen könne, die Erste-Hilfe­

. Maßnahmen erfordere. 
Es ist daher notwendig, ver­

stärkt zielgruppenorientierte Aus­
bildungsangebote zu unter­
breiten. 

Schnelle BiKe aus 
der Luft 

für Patientin in Seoul 
Einen Notruf aus Seoul er­

hielt die Einsatzzentrale des 
Auslandsrückholdienstes der 
JUH im letzten Jahr. Ein be­
sorgter Ehemann bat die 
JUH dringend um Hilfe. Sei­
ne Frau befande sich in le­
bensbedrohlichem Zustand 
und müsse sofort in die Bun­
desrepublik zurückgebracht 
werden. 

Der diensthabende Einsatzlei­
ter erfragte die notwendigen Da­
ten und leitete die Abwicklung 
ein. Das klärende Arzt/Arzt-Ge­
spräch, das in Englisch geführt 
wurde, ergab folgenden Befund: 
Die Patientin, die sich - hoch­
schwanger - bei ihrem in Südko­
rea arbeitenden Ehemann auf­
hielt, hatte eine Frühgeburt. We­
nige Tage nach der Geburt ent-

Die JUH befindet sich hier mit 
ihrem Lehrgang "Erste Hilfe am 
Kind", der sich speziell mit Kin­
dernotfällen und deren Erste Hil­
fe beschäftigt und Eltern, Erzie­
her, Kindergärtnerinnen, Fami­
lienpneger usw. anspricht, sicher 
auf dem richtigen Weg. Weitere 
zielgruppenorientierte Ausbil­
dungsangebote wie Erste Hilfe in 
Schule und Freizeit, Erste Hilfe 
bei Notfällen im Seniorenalter, 
Erste Hilfe bei Sportunfällen, Er­
ste Hilfe bei Notfallen in der 
Land- und Forstwirtschaft befin­
den sich zur Zeit in der Diskus­
sion und Entwicklung. Auch an 
der Einbeziehung der Herz-Lun­
gen-Wiederbelebung in die Erste­
Hilfe-Ausbildung wird bei der JUH 
gearbeitet. 

Überzeugt von der Idee, daß 
Erste Hilfe rundherum eine gute 
Sache ist, hatte sich zum Sende­
beginn spontan ein Sportverein 
geschlossen zum Erste-Hilfe­
Lehrgang angemeldet. 

wickelte sich bei der Patientin 
eine Lungenentzündung, die eine 
hochdosierte Antibiotikumgabe 
und Sauerstorrzufuhr erforderlich 
machte. Als dieses erste Ge­
spräch geführt wurde, war die 
Patientin nicht transportfähig. 
Dem Kind ging es nach einer kur­
zen Zeit im Brutkasten gut. Die 
Erkranku ng der Patientin hatte 
sich zwischenzeitlich verschlim­
mert; zusätzlich wurde eine klei­
ne Lungenembolie diagnostiziert. 
Dieser Komplikation konnte mit 
einer Intensivtherapie und zeit­
weiliger Beatmung begegnet 
werden. 

In zahlreichen Telefongesprä­
chen informierte sich die Einsatz-
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zentrale über den aktuellen Ge­
sundheitszustand der Patientin. 
Als sie transportfahig war, nog 
ein JUH-Ant, nach Abklärung 
sämtlicher Modalitäten durch die 
Einsatzzentrale, von KölnIBonn 
via Zürich nach Seoul. Die beU­
lägrige Patientin, die nur noch 46 
Kilo wog und ständig mit Sauer­
stoff versorgt wurde, war trotz 
ihres schlechten Zustandes guter 
Dinge, da sie sich auf ihre Heimat 
freute . 
Leider klappte das Einchecken 
wegen bürokratischer Hindernis­
se nicht ganz so reibungslos wie 
gewohnt. Eine Abfertigung des 
Antes zusammen mit der Patien­
tin ließen die Behörden nicht zu. 
Trotz der hervorragenden Vorar­
beiten und der ständigen Verbin­
dung mit der Leitstelle in Köln, 
konnte hier keine Sonderregelung 
erreicht werden. 

Daß die Begleitung durch den 
Ant während des Transportes 
dringend erforderlich war, zeigte 
sich bald: Noch vor dem Abnug 
liU die Patientin unter einer 
plötzlich auftretenden Atemnot. 
Der Arzt konnte ihr mit der Ver­
abreichung von reinem Sauerstoff 
helfen. Nachdem sich die Patien­
tin erholt hatte, wurde ihr Zu­
stand mit Medikamenten weiter 
stabilisiert. 

Nach über 20stündigem Flug 
konnte sie der Besatzung eines 
ReUungswagens in Stuttgart zum 
Weitertransport übergeben wer­
den. Dieser Einsatz war einer von 
127 Rückholeinsätzen der JUH im 
Jahre 1987. Er bewies einmal 
mehr, daß die Mitglieder der 
JUH, die den Auslandsrückhol ­
dienst in Anspruch nehmen kön­
nen, in Notfallen rund um die 
Welt versorgt sind. B. U. 

................. , ..........•........................................•.•••.... 

Mit den Johannitem 
läuft die Rallye reibungslos 

Freitagnachmittag, gegen 
15 Uhr: Einsatzleiter Norbert 
Buhr blickt nervös zur Uhr. 
"Wo bleiben denn nur die 
Hannoveranerr' Sein Blick 
schweift zur EInsatzstaffel. 
In Gedanken schmiedet er 
schon Ersatzpläne. "In einer 
Stunde ist Sperrzeit für die 
Sonderprüfung" , sagt ehri­
stian Dallmeyer, Ortsbeauf­
tragter der JUH in Schles­
wig. Spätestens j etzt geht 
dem Betrachter ein Ucht 
auf: Die Sachs-Rallye-Baltlc Die Elnsat.leitung der Saebs-RAIlye-Saltie. 

läuft wiederl 

Wie jedes Jahr haben die Jo­
hanniter aus Schleswig auc~ dies­
mal die kompleUe Sanitätsorgani­
sation dieser internationalen Ral­
lye übernommen. Schon Wochen 
vorher wurden alle Ortsverbände 
der JUH in Schleswig-Holstein an­
gesehrieben und um ihre Hilfe 
gebeten. Auch zwei Verbände aus 
Niedersachsen sagten ihre Mitar­
beit zu. So wartet die Einsatzlei­
tung in Schleswig am Freitagnach­
mittag auf die eintreffenden Fahr­
zeuge. "F1orian Schleswig an AK­
KON Wilhelmshaven 50152, unter­
wegs zum Sanitätseinsatz Sachs­
Rallye-Saltic ... ". Ein Aufatmen 
geht durch die Anwesenden. 
"Dann können die ja für die Han­
noveraner zur Wertungsprüfung 
5." 

Am Abend ist der erste Teil 
der Rallye geschafft; man trifft 
sich in einer Kaserne der Bun­
deswehr in Eckernförde. Die 
Bundeswehr hat der JUH hier Of­
fiziersunterkünfte zur Verfügung 
gestellt, die Verpnegung kommt 
aus der "Soldatenküche". Alte 
Bekanntschaften werden erneu­
ert; man traf sich bei früheren 
Rallyes, und die Gespräche zie­
hen sich bis in die Nacht hinein. 

Am anderen Morgen müssen 
die ersten Teams schon um 6 Uhr 
raus. Der Sanitätseinsatz fäuft 
jetzt präzise nach Zeitplan und 
unter der Leitung der eigenen 
Leitstelle, gestellt von den Kolle­
gen des THW, den ganzen Tag 
über ab. Jede Sonderprüfung 
wird mit einem RTW (Rettungs-

transportwagen), einem K1W 
(Krankentransportwagen) und 
einem Arzt besetzt. Insgesamt 
sind sechs R'IW, sieben K'IW, ein 
ELW (Einsatzleitwagen) und ein 
NEF (Notarzteinsatzfahrzeug) be­
teiligt. Bis zum Ende der Rallye, 
am Abend, klappt alles rei­
bungslos. 

Nach einem geselligen Beisam­
mensein fahren die Helfer am 
Sonntagmorgen wieder nach Hau­
se, nicht ohne das Versprechen: 
"Nächstes Jahr sind wir auf jeden 
Fall wieder dabei!!" 

Wie sehr die Johanniter in die 
Rallye eingebunden sind, zeigt 
der Ausspruch eines Streckenpo­
stens: "feh habe die Feuerwehr 
und meine Johanniter da - jetzt 
könnt ihr die Wertungsprüfung 
starten!" 

In Relh und Glied: Die bel der RaJlye elngesetzlen JUH-Fahrzeuge. 
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Spätabends auf der Autobahn 
Köln: Das Fahrzeug einer drei­
köpfigen Familie aus München 
kommt ins Schleudern, prallt mit 
dem Motorrad eines jungen Fran­
zosen zusammen. Schwerverletzt 
wird der Franzose ins Kranken­
haus gebracht; ebenso der Fahrer 
des Münchener Wagens. Dessen 
Ehefrau und kleine Tochter blei-
ben verstört, aber unverletzt an 
der UnfallsteIle mit ihrem total 
beschädigten Fahrzeug zurück. 

Eine erfundene Geschichte? 
Keineswegs, solche Situationen 
spielen sich insbesondere in den 

1IIscIlensc 
Unfa lIfolgedienst: 

Eine wichtige Variante 
sozialen Engagements 

Ferienzeiten auf deutschen Stra­
ßen oftmals ab: Schnell sind die 
Verletzten in die Klinik gebracht, 
die Autowracks abtransportiert, 
die UnfallsteIle geräumt, doch zu­
rück bleiben oft große menschli­
che Nöte. 

Unverletzte Angehörige - nicht 
selten Kinder - sind hitnos, da 
sie keine Verwandten oder Be­
kannten in der Nähe wissen, die 
sie um Unterkunft und sonstige 
Betreuung bitten könnten; die in 
das Krankenhaus transportierten 
Verletzten wissen nicht, Was ih­
ren Mitfahrern zugestoßen ist; 

Fernreisende, zum Teil nicht der 
deutschen Sprache mächtig, sind 
mit der Erledigung von Formalitä­
ten und' dem Umgang mit Behör­
den hoffnungslos überfordert. 
Gerade diesen menschlichen Not­
situationen, die als Folge von Ver­
kehrsunfallen neben den unmit­
telbaren Sach- und Personen­
schäden entstehen können, will 
der Unfallfolgedienst begegnen. 

Gemeinsame Sache 
Dieser Dienst wurde im Jahre 

\98\ gemeinsam von der Johanni­
ter-Unfall-Hilfe und vom Malte-

I 1 

ser-Hilfsdienst ins Leben geru­
fen. AufgabensteIlung ist die Hil­
feleistung für Unfallverletzte und 
deren Angehörige. Dazu zählen 
insbesondere die Betreuung und 
Unterbringung der Angehörigen 
von Verletzten in Familien, die 
Versorgung mit Gegenständen 
des persönlichen Bedarfs, die Er­
ledigung von Formalitäten und 
der Kontakt mit Behörden, die 
Beschaffung von Ersatzfahrzeu­
gen sowie sonstige Hilfen zur 
Fortsetzung der Reise, Bei Unfall­
verletzten umfaßt dieser Dienst 
zusätzlich Besuche im Kranken-

Der Unfall),1 passiert, die Wracks werden abtransportiert , doch wer kümmert slcb um die unverletzt zurückbleibenden Fabrzeugmsassen? 
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Oft lind el Kinder, die, allein und Ln fremder Umgebung, nach einem Unfall Trost und Zunucht suchen. 

haus und weitere Betreuung, die 
Benachrichtigung von Angehöri­
gen oder von verletzten Mitrei­
senden, die in anderen Kranken­
häusern liegen, sowie die Sorge 
um Reisegepäck und Krartfahr-

. zeug. Eine solche anspruchsvolle 
Aufgabe setzt natürlich eine gut 
funktionierende Organisation 
voraus. 

Hier ist zunächst das vom MHD 
selbst (bzw. von der JUH) vieler­
orts bereitgestellte Hilfeangebot 
zu nennen: Im Einzugsbereich 
einer oder mehrerer Ortsgliede­
rungen erklären sich interessier­
te Personen und Familien bereit, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten -
hier kommt es u. a. auf die rahig­
keit zur GellOihrung einer Unter­
kunft, zur zeitintensiven Betreu· 
ung und zur Verständigung mit 
Ausländern an - die genannten 
Hilfeleistungen zu erbringen. 

Der Kreis dieser zu einer Mit­
arbeit im UnfaUfolgedienst berei­
ten Helfer wird erfaßt und der für 
den betrerrenden Raum zuständi· 
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gen 24stündig besetzten Ret­
tungswache des MHD bzw. der 
JUH bekanntgegeben. Diese der­
zeit über 80 Rettungswachen der 
beiden Hilfsorganisationen sind 
Anrufstellen für die Inanspruch­
nahme des UnfaUfolgedienstes: 
Sie nehmen von dritter Seite -
insbesondere von Polizeidienst­
stellen (vor allem von der Auto­
bahnpolizei) , Rettungsdiensten 
und Krankenhäusern - die Unfall­
nachricht und die Hinweise auf 
eine den Einsatz des UnfaUfolge­
dienstes bedingende Notsituation 
entgegen. Aufgrund des vorlie­
genden Helferverzeichnis vermit­
telt die Rettungswache sodann 
den Kontakt zu den hilfebereiten 
Mitarbeitern "vor Ort". 

Ein gut funktionierender Un­
fallfolgedienst ruht somit auf zwei 
"Säulen": Einerseits auf der Be­
reitstellung eines quantitativ und 
qualitativ ausreichenden Hilfsan­
gebotes seitens des MHD, ande­

. rerseits auf dem möglichst hohen 
Bekanntheitsgrad des Dienstes in 
der Örrentlichkeit, bei Polizei, 
Rettungsdiensten und Kranken­
häusern. 

Eine besondere Variante des 
Unfallfolgedienstes kann die Be­
treuung ganzer Personengruppen, 
etwa nach Busunfallen, sein. Die 
Räumlichkeiten in den Dienststel­
len des MHD sowie der Einsatz 
von Helfergruppen können dafür 

die Voraussetzungen scharren. So 
wurden beispielsweise im No­
vember 1987 nach einem schwe­
ren Busunfall in der Nähe von 
Köln 45 Personen von einer MHD­
Ortsgliederung betreut und zum 
Teil in ihre Heimatorte zurückge­
bracht. 

Wiederbelebung 
Nach fast 7jährigem Bestehen 

wird der UnfaUfolgedienst bun­
desweit in fast 90 Ortsgliederun­
gen angeboten. Dennoch ist es 
ein wenig "still" um diesen 
Dienst geworden: Nach neuesten 
Informationen aus den Diözesen 
wurde der Unfallfolgedienst in 
den letzten beiden Jahre tatsäch­
lich nur geringfügig in Anspruch 
genommen, die Tendenz ist zu­
nehmend rückläufig. 

Da der Unfallfolgedienst je­
doch auch zukünftig als wichtiger 
und notwendiger Bestandteil des 
sozialen Engagements von vielen 
MHD-Ortsgliederungen gewertet 
wird, erscheint es lohnenswert, 
dieser negativen Entwicklung ent­
gegenzutreten und eine "Wieder­
belebung" anzustreben. 

Dabei ist es wichtig zu wissen, 
daß der Ansatzpunkt für eine sol­
che Neuaktivierung vorgegeben 
ist: Eine Umfrage in den Diöze­
sen hat recht eindeutig ergeben, 
daß die Ursache für die geringe 
Inanspruchnahme nicht in einem 

mangelnden Hilfsangebot seitens 
des MHD liegt, sondern in einer 
unzureichenden Publizität dieses 
Dienstes in der Örrentlichkeit, 
bei der Polizei, Rettungsdiensten 
und Krankenhäusern zu sehen ist: 
Der Unfallfolgedienst ist bei die­
sen Stellen noch nicht bzw. nicht 
mehr bekannt, die Benachrichti­
gung der Rettungswachen unter­
bleibt infolgedessen! 

Eine "Wiederbelebung" des 
UnfaUfolgedienstes - und ebenso 
ein Neueinstieg in den Dienst 
durch eine Ortsgliederung, die 
dieses Angebot bisher nicht vor­
gehalten hat - setzt somit insbe­
sondere voraus, daß die genann­
ten Stellen besser und dauerhaf­
ter über dieses Hilfeangebot in­
formier~ werden. 

Wanntheitsgracl erIMIhen 
Eine Intensivierung der Zusam­
menarbeit kann - ähnlich wie bei 
der Einführung des Unfallfolge­
dienstes im Jahre 198\ - insbe­
sondere durch eine direkte Kon­
taktaufnahme mit den örtlichen 
Dienststellen von Polizei und Ret­
tungsdiensten bzw. mit den um­
liegenden Krankenhäusern erfol­
gen (Information über dieses An­
gebot, Bekanntgabe von Adresse 
und Telefonnummer der zuständi­
gen Rettungswache, ständige 
Überprüfung und ggr. Aktivierung 
der Publizität, etc.). 

Ein so forcierter Unfallfolge­
dienst könnte das Engagement 
einer sozial tätigen Ortsgliede­
rung bereichern. Dabei sollte 
nicht vergessen werden, daß die­
ser Dienst auch bei geringer In­
anspruchnahme im konkreten 
Notfall eine sinnvolle und für den 
Unfallbetrorrenen höchst wichtige 
Hilfe darstellt. Gleichwohl IIOire 
es wünschenswert, wenn durch 
eine Intensivierung dieses "Dien­
stes am Nächsten" zukünftig noch 
mehr Menschen geholfen werden 
könnte, die nach einem Unfall 
verzweifelt am Straßenrand oder 
alleine weit weg von zu Hause 
hilflos im Krankenbett liegen. 

Helmut Robertz 

• 



Kampf dem plötzlichen Herztod 

lrene T. aus Köln kommt noch 
heute ins Stocken, wenn sie "da­
von" erzählt. Sylvester vor drei 
Jahren war ihr Mann auf offener 
Straße bewußtlos zusammenge­
brochen, gerade, als sie zu einer 
Party mit Freunden aufbrechen 
wollten. "Zuerst habe ich gar 
nicht begriffen, was passiert war. 
Dann der Gedanke, du mußt hel­
fen, aber ich wußte nicht wie!" 
Frau T. hatte Glück im Unglück. 
Ein Autofahrer hielt an, fragte sie 
kurz nach dem Geschehenen und 
begann dann sofort mit der Herz­
Lungen-Wiederbelebung (HLW) 
an ihrem Mann. Tatsächlich kam 
Michael T. nach wenigen Minuten 
wieder zu Bewußtsein und konnte 
durch den Rettungsdienst ins 
Ktankenhaus gebracht werden. 
Dort stellten die Ärzte später 
einen Herzinfarkt fest und, daß 
die Herz-Lungen-Wiederbele­
bung, eine Kombination aus Herz­
druckmassage und Mund-zu-Na­
se-Beatmung, Michael T. das Le­
ben gerettet hatte. 

Rund 90000 Menschen in der 
Bundesrepublik sterben jedes 
Jahr den sogenannten plötzlichen 
Herztod, dem meist ein Herzin­
farkt vorausgeht. Nach Einschät­
zung des Malteser-Hilfsdienstes 
(M HD) könlten jedoch sehr viele 

Malteser vereinheitlichen bundesweit Ausbildung 
in Herz-Lungen-Wiederbelebung 

der Betroffenen gerettet werden, 
würde an ihnen unverzüglich die 
HLW vorgenommen. "Unverzüg­
lich" ist dabei die Umschreibung 
für einen Zeitraum von höchstens 
fünf Minuten. Denn maximal so 
lange hält das menschliche Ge­
hirn die ausbleibende Sauerstoff­
zufuhr aus, ohne dauerhaft Scha­
den zu nehmen, der im schlimm­
sten Fall bis zum Hirntod reicht. 
Doch in fünf Minuten an einem 
Notfallort zu sein, ist selbst für 
den Rettungsdienst mit modern­
stem Fahrzeugpark ein schwer er­
reichbares Ziel. Erfahrungsge­
mäß dauert es in innerstädti­
schen Gebieten mindestens 
sechs Minuten, bis Ärzte und Ret­
tungssanitäter beim Betroffenen 
sind. Und im Berufsverkehr oder 
auf dem Land vergeht darüber 
sehr schnell eine Viertelstunde. 
Aus diesem Dilemma gibt es für 
die Malteser nur einen erfolgver­
sprechenden Ausweg: die mög­
lichst breite Ausbildung der Be­
völkerung in HLW. Bernd Falk, 
Referent im Malteser-Generalse­
kretariat in Köln: ,,wir appellieren 
an alle Bundesbürger, im An­
schluß an eine Erste-Hilfe-Ausbil­
dung HLW-Kurse zu besuchen, 
besonders aber an jene, die mit 
herzinfarktgefährdeten Menschen 

zusammenleben oder mit ihnen 
häufiger zusammenkommen!" 

In den HLW-Kursen, die in der 
Regel drei Doppelstunden umfas­
sen, erlernen die Teilnehmer in 
Theorie und Praxis, wie einem 
Menschen bei plötzlichem Atem­
und Herzstillstand sachgerecht 
geholfen werden kann. Die prakti­
schen Übungen machen dabei na­
türlich den Löwenanteil aus. 
Schließlich ist die erfolgreiche 
Hilfeleistung im Notfall erst gesi­
chert, wenn die Technik der 
Herzdruckmassage, die aus rhyth­
misch aufeinanderfolgenden 
Druckanwendungen auf das 
Brustbein besteht, und die Mund­
zu-Nase-Beatmung perfekt "sit­
zen". Aus dem gleichen Grund rät 
der Malteser-Hilfsdienst, die er­
worbenen HLW-Kenntnisse in re­
gelmäßigen Abständen durch 
einen erneuten Kursbesuch auf­
zufrischen. Ab 1989 wird die Herz­
Lungen-Wiederbelebung auch fe­
ster Bestandteil aller Malteser­
Kurse in Erster Hilfe sein und 
mindestens 25 Prozent der Aus­
bildungszeit ausmachen. Schließ­
lich erwägt die Hilfsorganisation, 
die HLW auch in die "Sofortmaß­
nahmen am Unfallort" zu integrie­
ren, die für alle Führerscheinbe­
werber verpflichtend sind. 

Bei der Ausbildung der Bevöl­
kerung in HLW kann der Hilfs­
dienst auf langjährige Erfahrun­
gen zurückgreifen. Seit 1970 ge­
hört das Thema zum Ausbildungs­
kanon der Sanitäter und Mitarbei­
ter im Rettungsdienst wie auch 
der Mitglieder von Berufsgenos­
senschaften. Nach Angaben von 
Bernd Falk hat der MHD auf diese 
Weise schon über 100000 Bür­
gern die HLW vermittelt. Doch 
reiche dieses Potential bei wei­
tem nicht aus. Der Referent 
nimmt die 120000 Teilnehmer von 
Erste-Hilfe-Kursen im Jahre 1986 
als Maßstab und betont: "Wenn 
soviele Leute jedes Jahr HLW 
mitmachen, haben wir eine reelle 
Chance, die Zahl der Herztoten in 
der Bundesepublik wirksam nach 
unten zu drücken!" 

Ober 2 000 I\usbilder hat der 
MHD in den letzten Wochen nach 
einer bundeseinheitlichen Kon­
zeption auf die neue Aufgabe in­
tensiv vorbereitet. Damit steht 
dem wirksamen Kampf gegen den 
plötzlichen Herztod nichts mehr 
im Wege. HLW-Kurse werden ab 
sofort von rund 550 Dienststellen 
des MHD als Ergänzung zu Erste­
Hilfe-Kursen angeboten. 

Stephan Stickelmann 

Praktisches Einüben Ist die Grundvorausselzung für das Erlernen der HenA .. ungen·Wlederbelebung. 
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I I 
Toblas Engelslng, FF Konstanz 

Treibholzeinsatz auf dem Bodensee 
im Hochwasserjahr 1987 
Eine Chronik aus Berichten beteiligter Institutionen 

Die Naturkatastrophe des 
Hochwassers gehört zur Natur 
des Bodensees wie der Nebel 
und der Felchen. Eine alte Tafel 
an einem am Wasser gelegenen 
Haus in der Unterseegemeinde 
Ermatingen weist für die Jahre 
zwischen 1511 und 1965 die Zahl 
von 18 schweren Hochwasser-Ka­
tastrophen aus, die mittelalterli­
chen Chroniken berichten in dü­
steren Farben von den verhee­
renden Schäden früherer Hoch­
wasserzeiten und vielerorts rings 
um den See lassen sich alte 
Hochwassermarken mitten in den 
Stadtzentren entdecken. Schon 
früh machten sich die Menschen 
am See Gedanken, wie diesem 
Übel beizukommen sei. Nach je­
der Hochwasser-Katastrophe wa­
ren die Ernten der Gemüsegärten 
(etwa im Konstanzer ,,Täger­
moos") , neu angelegte Uferstra­
ßen und die Häuser der Seedör­
fer schwer geschädigt. Schon im 
späten 18. Jahrhundert wurden 
Hilfskommissionen gebildet, die 
Gelder für die Geschädigten sam­
melten, um so wenigstens die 
entstandene Not zu lindern. In 
der zweiten Hälfte des letzten 
Jahrhunderts hatte eine grund­
sätzliche Lösungsidee gegen 
Hochwasser Hochkonjunktur: 
Durch Tieferiegung des Rhein­
flußbettes, durch Regulierung 
des Wasserabnusses bei Kon­
stanz und Schaffhausen (man ging 
sogar soweit, die Beseitigung des 
Rheinfalls zu fordern), sollte es 
erst gar nicht mehr zu Hochwas­
ser-Katastrophen kommen kön­
nen. Schiffahrt und Warenverkehr 
über das ganze Jahr von Konstanz 
bis Rotterdam - so sßllte eine der 
ökonomischen Randerscheinun­
gen dieser Pläne heißen. 

Indes, es wurde nichts aus den 
ehrgeizigen Plänen, denn schon 
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damals erkannte man auch die 
schädlichen Folgen für das ökolo­
gische System des Sees. Und so 
kommt es, daß die Bodenseebe­
wohner auch heute noch im Ab­
stand einiger Jahre vom Hochwas­
ser heimgesucht werden. 

Die Zunahme der Verbauung 
des Seeufers, die Anlage von see­
nahen Promenaden und Bootshä­
fen haben dabei neue Schadens­
potentiale in Millionenhöhe ge­
schaffen. Welche Dimensionen 
umfangreicher, in dieser Form 
bisher unbekannter Aufgaben da­
mit auf alle am See ansässigen 
Hilfsorganisationen und Dienst­
stellen zugekommen sind, zeigte 
sich in diesem Sommer beim gro­
ßen "Treibholzeinsatz" in der 
zweiten Hälfte des Juli, der eine 
bisher nicht gekannte gemeinsa­
me Einsatzleistung verschiedener 
Organisationen erforderlich · 
machte_ Ablauf und Ausmaß die­
ses Einsatzes sind präzise doku­
mentiert worden. So beruht der 
folgende Bericht auf der Einsatz­
chronik von Polizeioberrat Edwin 
Bauer, Leiter der Wasserschutz­
polizei Abschnitt Bodensee, und 
auf den Angaben verschiedener 

I 
I 

Trelbbolzeinsatz der Feuerwehren. 

beteiligter Feuerwehr-Komman­
danten rings um den See. 

Anschaulich schildert POR 
Bauers Bericht die Lage am Be­
ginn der Hochwasserperiode: 

Die sintnutartigen Regenfalle 
ausgangs der 29. Kalenderwoche 
führten insbesondere im A1pen­
raum zu verheerenden Über­
schwemmungen und Erdrut­
schen. Besonders stark betroffen 
war der Südalpenraum. Aber auch 
die Nordalpen mußten Wasser­
massen in unvorstellbarer Menge 
aufnehmen. 

Dies führte dazu, daß der 
Hauptzulauf des Bodensees, der 
Rhein, zu einem reißenden fluß 
wurde, ganze Waldstriehe unter­
spülte und die entwurzelten Bäu­
me mitriß. In der Gemeinde 
Reichenau, ca. 10 km oberhalb 
Chur/CH gelegen, ist ein Säge­
werk mit dem gesamten Holzlager 
von den Wassermassen wegge­
spült worden_ Wie über das Poli­
zeikommando Thurgau zu erfah­
ren war, herrschte im gesamten 
Bündnerland (Kanton Graubün­
den) Katastrophenalarm. 

Das plötzliche Hochwasser des 
Rheins, dessen zunuß von durch­
schnittlich 700 m'/sec auf 2500 m'/ 

sec anstieg, bewirkte innerhalb 
eines Tages das Ansteigen des 
Wasserspiegels um 30 cm, da die 
Abnußmenge im Konstanzer 
Trichter maximal 1000 m3/sec. be­
trägt. Die in den Bodensee ein­
strömenden Wassermassen 
brachten eine Unmenge Holz, 25 
200-liter-Metallrasser, gefüllt mit 
überwiegend Bitumen, aber auch 
Maschinenöl, Diesel und Chemi­
kalien ein. Das Treibholzfeld im 
See nahm, stark verdichtet, eine 
fläche von ca. 70000 m' ein und 
bestand aus mehr als 10000 m3 

Holz. Auch die übrigen Bodensee­
zunüsse führten aufgrund des 
drei Tage anhaltenden Regens am 
18. und 19.7. 1987 Hochwasser 
und spülten ebenfalls eine Menge 
Treibgut in den Bodensee. 

Der Weg des 
Treibholzes 

Der WSP-Abschnitt Bodensee 
ist am 19.7.1987 um 7.55 Uhr 
vom landesgendarmeriekomman­
do Vorarlberg darüber informiert 
worden, daß der Rhein extremes 
Hochwasser führt und eine grö­
ßere Menge Treibholz in den Bo­
densee einschwemmt. Nach Fest­
stellungen der WSP-Station Lin­
dau nahm dieses Treibholzfeld 
nicht, wie in den früheren Jah­
ren, seinen Weg in Richtung Lin­
dau und Bregenzer Bucht, son­
dern driftete an Lindau und Was­
serburg vorbei in Richtung Kress­
bronn und langenargen. Diese 
Gemeinden waren in den frühen 
Nachmittägsstunden erreicht, die 
nordöstliche flanke des Treib­
holzfeldes ergoß sich in die Zu­
fahrten der Häfen in langenargen 
und Kressbronn. 



Durch rechtzeitige Absperrung 
mit stabilen Ölsperren konnte 
das Eindringen des Treibgutes in 
den Gemeindehafen Langenargen 
und das Baggerloch Meichle und 
Mohr, Kressbronn, verhindert 
werden. Der Hafen Bodensee­
Moräne-Kies war ungesichert, 
weshalb dieser Hafen mit Treib­
gut gefüllt und für mehrere Tage 
nicht benutzbar war. 

In der Nacht zum 20.7. 1987 
bewegte sich das Treibholzfeld 
weiter in Richtung NW und befand 
sich am Morgen dieses Tages im 
Bereich Friedrichshafen-Immen­
staad, ca. 2-3 km se~wärts. Am 
Nachmittag des 20.7.1987 hatte 
die Spitze des mittlerweile ba­
nanenförmigen Feldes die Höhe 
Hagnau erreicht und bewegte sich 
seeseitig in Richtung Konstanz. 
Diese Situation führte dazu, daß 
der Einsatz von Pionieren der 
Bundeswehr beschlossen wurde. 

In der darauffolgenden Nacht 
zum Dienstag, 21. 7. 1987, kam 
NW-Wind in der Stärke bis zu 5 
Beaufort auf, der das gesamte 

Holzfeld in Richtung Südost 
drückte. Dadurch entschärfte 
sich die akute Gefahr für Kon­
stanz. Das Feld war am Morgen 
des 21. 7. 1987 wieder in Höhe 
Linie Friedrichshafen-Romans­
horn, wobei eine größere Menge 
auf einem Bereich von ca. 10 km' 
verteilt war, 

Der Rest bestand aus zwei Fel­
dern in der Größenordnung von 
ca. 15000 m' und 500 m'. Das grö­
ßere Feld lag see mittig auf der 
Linie Immenstaad-Uttwil/CH, das 
kleinere befand sich ebenfalls 
see mittig auf der Linie Schussen· 
mündung-Romanshorn. Die Lage 
dieser beiden Felder veränderte 
sich im , Laufe des 21. 7.1987 
kaum. 

Durch Strömungs- und Wind­
einfluß driftete das kleinere Feld 
am Vormittag des 22.7. 1987 süd­
östlich von Romanshorn (Luxbur­
ger Bucht) an das Schweizer 
Ufer. Das größere Feld befand 
sich zu diesem Zeitpunkt in Höhe 
Uttwil noch 200 Meter vom 
Schweizer Ufer entfernt. Aufkom-

mender Südostwind mit Stärke 
3-4 trieb dieses Feld ab 10.00 Uhr 
mit einer Geschwindigkeit von 
I kmlh parallel zum Schweizer 
Ufer in Richtung Konstanz. Als 
dieses Feld gegen 18.00 Uhr Höhe 
AltnauiCH erreicht hatte, wurde 
mit Zustimmung der Schweizer 
Stellen der Entschluß gefaßt, die­
ses Feld unter Einsatz der Bun­
deswehr auf das Schweizer Ufer 
zu drücken. Dies gelang im fol­
genden. Nachteinsatz nur zum 
Teil,. Ein gutes Drittel dieses Fel­
des verblieb auf dem See und 
befand sich am Morgen des 
23.7. 1987 auf der Linie Meers­
burg-Bottighofen/CH in Höhe 
Eichhorn. 

Das Feld vor AltnauiCH konnte 
gesichert und durch konzentrier­
ten Einsatz Schweizer Stellen bis 
30.7.1987 vollständig abgeräumt 
werden. 

Das vor Eichhorn treibende 
Restfeld von ca. 4000 m' gelangte 
durch entsprechende Windent­
wicklung in der Nacht zum 
24.7.1987 in die Strömung des 

Die Flußrtchtung des Treibholzfeldes auf dem Bodensee zwis,ehen dem 19. und 28. Juli. 

Konstanzer Trichters, trieb, ohne 
Schaden zu verursachen, unter 
der alten Rheinbrücke in Kon· 
stanz hindurch in den Seerhein 
und Untersee, wo es sich 500 
Meter südlich der Insel Reiche­
nau sammelte und verdichtete. 
Dieses Feld veränderte in den 
folgenden Tagen kaum seine la­
ge. Es konnte dort ausgedünnt 
und zum überwiegenden Teil mit­
tels Ölsperren am Südufer der 
Insel Reichenau zwischen Ruine 
Schopflen und Fehrenhorn in 
eine kleine Bucht gedrückt und 
gegen Abtreiben gesichert 
werden. 

Anders als in früheren Jahren 
gelangten in diesem Jahre erst­
mals solch riesige Mengen von 
Treibholz in den Bodensee, daß 
die herkömmlichen Mittel zur Be­
seitigung nicht ausreichten (bis­
her war mit einem Lindauer Ge­
wässerschutzboot mit fließband­
ähnlicher Aufnahmevorrichtung 
gearbeitet worden). Zudem trie­
ben die Holzmassen, vermutlich 
durch den neuerbauten Rhein-
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Einsatz der Feuerwe.hr in Friedrichshaftn. (Folos: FF Friedrkhshafe.n) 
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damm in ihrer Fließrichtung ver­
ändert, nicht mehr in die Bregen­
zer Bucht, sondern in Richtung 
der Gemeinden Kressbronn und 
Langenargen. Es stand zu be­
fürchten, daß die Treibholzmas­
sen durch Strömungs- und Wind­
einwirkung am Nordufer des Sees 
in Richtung Konstanz treiben 
könnten und dabei große Schäden 
an Bauwerken und Uferanlagen 
und an der alten Rheinbrücke von 
Konstanz anrichten würden. 
Baumstämme mit einer Länge von 
bis zu 20 Metern hätten dort 
einen Wasserstau mit der Gefahr 
des Brückenbruchs verursachen 
können. 

Um diese Gefahren abzuwen­
den, war der Einsatz aller verfüg­
baren KräHe vom Technischen 
Hilfswerk, Feuerwehr, Bundes­
wehr, WasserwirtschaHsämtern 
und Wasserschutzpolizei erfor­
derlich. Da ein nächendeckendes 
Abräumen des riesigen Treibholz­
feldes kurzfristig nicht möglich 
erschien, mußte der Versuch un­
ternommen werden, zunächst die 
größten Stämme aus dem Felde -
sofern ein Eindringen mit Booten 
möglich war - herauszunehmen. 
Schnelles Handeln war angezeigt, 
denn es konnte nicht vorherge­
sagt werden, wie lange sich das 
Treibholzfeld im Obersee halten 
würde. Dieser erste taktische 
Schwerpunkt erweist sich im 
nachhinein als richtige Entschei­
dung: Dank der Ausdünn-Aktion 
gelangten nur noch leichtere 
Holzansammlungen in den Kon­
stanzer Trichter und passierten in 
der Nacht zum Freitag, dem 
24. Juli, die alte und neue Kon­
stanzer Rheinbrücke. 

Die Einsatz-Chronik 
einer Woche 

Nachdem das WSP-Revier 
Friedrichshafen am Sonntag, dem 
19.7. um 7.55 Uhr eine erste 
Meldung über die Treibholzmas­
sen erhalten hatte, wurde die 
Sport- und Berufsschiffahrt über 
Seefunk und Telefon unterrich­
tet. Eine Meldung über den Rund­
funk sollte besonders die Sport­
schiffahrt auf mögliche Gefahren 
aufmerksam machen. 

Nach einem Erkundungsnug 
über das angesammelte Holzfeld 
wurden gegen Abend die Ölweh­
ren der Stützpunkte Friedrichsha-

fen, Überlingen und Radolfzell 
alarmiert. Gleichzeitig erhielt das 
THW Baden-Württemberg eine er­
ste Vorausmeldung, die zu einer 
Mobilisierung dieser KräHe 
führte. 

Am Montag früh versammelten 
sich Vertreter der Behörden und 
der Hilfsorganisationen zur er­
sten Einsatzbesprechung wobei 
der WSP-Abschnitt Bodensee die 
Technische Einsatzleitung für den 
Gesamteinsatz übernahm. 

Zusammengefaßt wurden fol­
gende Entscheidungen getroffen: 
THW und die bis dahin eingesetz­
ten Feuerwehren sollten mit 
sämtlichen Booten Treibhölzer 
aufnehmen und an zentraten Ent­
sorgungsstellen anlanden, die in 
Immenstaad, Manzell, Fischbach 
und an der Uferpromenade Fried­
nchshafen eingerichtet wurden. 
Kiesschiffe, Bagger und Mulden­
lader, zusätzliche THW- und Feu­
erwehrkräHe und eine Autofahre 
der Stadt Konstanz wurden ange­
fordert, um dem zu erwartenden 
Materialanfall gerecht zu werden. 

Am Nachmittag des Montag 
wurde eine richtungsweisende 
Entscheidung gefallt: Auf Anfor­
derung des Landratsamtes Kon­
stanz wurde das Pionierbataillon 
19 aus I ngolstadt in Marsch ge­
setzt, weil sich das Treibholzfeld 
bereits in Richtung Konstanzer 
Trichter bewegte. 

Schon früh am Dienstag stan­
den die angeforderten Verstär­
kungskräHe zur Verfügung. Versu­
che, Meeresfischernetze zur Auf­
nahme von Treibholz zu verwen­
den, schlugen fehl und wurden 
·eingestellt. 

Gegen 15 Uhr trafen die ersten 
Fahrzeuge der Bundeswehr ein. 
Sturmboote und Faltschwimm­
brücken wurden sofort einge­
setzt, um Treibholzmassen in der 
Seemitte bei Uttwil aufzunehmen. 
THW und Feuerwehr kamen der­
weil zwischen Friedrichshafen 
und Romanshorn zum Einsatz. 
Nachmittags erklärte Staatssekre­
tär Baumhauer vom Umwelt­
schutzministerium Baden-Würt­
temberg auf einer Pressekonfe­
renz die Notwendigkeit des Han­
delns und verkündete, daß die 
Kosten des Einsatzes vom Land 
getragen werden. 

Im Laufe des Mittwoch gaben 
die Schweizer Behörden ihre Zu­
stimmung zur Anlandung der 
Holzmassen am Schweizer Ufer, 
ein wesentliches Problem - die 
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Zusammenarbeit Im KODstanzer Hafen: Scbweizer Pioniere, des 
und Feuerwehrleute ziehen die größten Hölzer aus dem Konstanzer Trieh· 
ter, während die kleineren Treibholzmassen ohne Gefahrdung des Ufers die 
alle Rhelnbriicke passieren. 

drängende Zeit - war damit teil­
weise gelöst worden. Wahrend 
der folgenden Nacht konnte ein 
Großteil des jetzt schon vor A1t­
nau (CH) treibenden Holzes 
durch die Pioniere und deren zu­
sammengekoppelte rahren in 
einem 70 Meter langen Verband 
an das Schweizer Ufer gedrückt 
werden (dabei wurde eine Art 
"Schneeräumtaktik" angewen­
det). Die Konstanzer Autofahre 
begleitete diesen Schubverband 
und stellte die Ausleuchtung der 
Szenerie sicher. 

Schon gegen Abend waren an 
diesem Tag die auswärtigen THW­
und Feuerwehrkräfte wegen Er­
müdungserscheinungen und zügi­
gem Fortschreiten der Abräumar­
beiten entlassen worden. 

Donnerstag gegen IQ Uhr be-

endete auch die Bundeswehr ih­
ren Einsatz, während Schweizer 
und deutsche ZiVilkräfte weiter an 
der Beseitigung des Feldes zwi­
schen Bottighofen und Meersburg 
arbeiteten. 

In den frühen Morgenstunden 
des Freitag begann das "Heim­
spiel" für die Konstanzer Freiwil­
lige Feuerwehr. Die restlichen 
zum Teil lose antreibenden Holz­
massen hatten den Konstanzer 
Trichter erreicht und ab 3.00 Uhr 
passierte das Holz die alte Rhein­
brücke. Dort waren Feuerwehr­
männer auf den Brückenpfeilern 
postiert, die mit langen Stangen 
als "Lotsen für Baumstämme" 
fungierten. Auf die ganze Länge 
des Seerheins bis hinunter nach 
Gottlieben (CH) wurde nun eine 
Kette von Feuerwehr- und DLRG­
Booten gebildet, die sicherstell-

Endslation Insel Reichenau: Die letzten Reste der Treibbolzmauen wurden 
im Untersee zwischen der Insel Reicbenau und dem Schweizer Ufer aus 
dem See geHscht. Endlose Kleinarbelf beschäftigte die Elnsatzkräfte wie 
hier am Reichenaue~ Landesteg. (Fotos: Reinhold Löc.hle) 

ten, daß die Hölzer stets in Strö­
mungsmitte blieben und so pro­
blemlos durch den See rhein ge­
leitet werden konnten, ohne daß 
größerer Schaden am Uferbe­
reich entstand. 

Pioniereinheiten des Schwei­
zer Militärs mit ihren leichten, 
wendigen Holz6ooten ("Weidling" 
genannt) kamen ab 6 Uhr im 
Trichter zum Einsatz und besei­
tigten dort die Holzmassen, die 
dann am deutschen Ufer angelan­
det wurden. Bis zum Dienstag der 
folgenden Woche zog sich der 
Einsatz der Pioniere, aber auch 
der anderen Organisationen, im 
Untersee hin (Feuerwehr, DLRG, 
THW und Berufsfischer) , wo in 
mühevoller Kleinarbeit die ange­
schwemmten Holzmassen aufge­
fischt werden mußten. 

Internationale 
Zusammenarbeit -
am Bodensee kein 
leeres Wort 

26. DEUTSCHER FEUERWEHRTAG 
-vom 11. Juni bis 17. Juni 1990-

Jeder Einsatz, zumal wenn er 
in diesem Umfang erstmalig statt­
findet, leidet an kleineren oder 
größeren Kinderkrankheiten und 
Unwägbarkeiten technischer und 
organisatorischer Art. Um so er­
staunlicher ist die Bilanz, die von 
den beteiligten Institutionen mitt­
lerweile gezogen worden ist. Die 
jahrelangen Kontakte, gemeinsa­
me vorbeugende Maßnahmen und 
die schnelle Bereitschaft zur Ko­
operation werden sowohl von 
deutschen und schweizerischen 
Behörden al~uch von den betei­
ligten Hilfsorganisationen als we­
sentliche Bewältigung des großen 
"Treibholzeinsatzes 1987" hervor­
gehoben. 

Hunderte von Helfern, Beam­
ten und Soldaten haben bei die­
sem Einsatz tausende .on Ar­
beitsstunden geleistet. Die "Feld­
küchen" der beauftragten Organi­
sationen leisteten Schwerstarbeit 
und versorgten in noch nie ge­
kanntem Ausmaß die arbeitenden 
Holzsammler mit der nötigen 
Kraftnahrung. Einfallsreichtum 
und Schnelligkeit der Entschei­
dungen war in den Stäben der 
Einsatzleitung gefragt. Diese we­
nigen Stichworte mögen genügen, 
um den Umfang der tatsächlich 
erfolgten Kooperation, mit ihrem 
sichtbaren Enderfolg, zu beto­
nen. Zusammenarbeit, das hat 
dieser Einsatz gewiß gezeigt 
(auch wenn manches noch ver­
besserungswürdig ist), ist am Bo­
densee kein leeres Wort. 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Neujahrsstromschwimmen 
in Oppenheim 

"Kein Weiter hält uns davon 
ab, keine Kälte, kein Eis, kein 
Schnee, nur Nebel, dick wie Erb­
sensuppe ... ", die Worte des 
DLRG-Cheforganisators Wilfried 
Greth aus Oppenheim. We!ter 
halten sie, die Lebensretter, die 
sich einer Härteübung im Rhein 
bei Oppenheim freiwillig zu un­
terziehen gedachten: Nieseiregen 
und Nebel ersetzten strenge Ja­
nuarkälte und Schnee. Dafür war 
der Rhein kein Peinstrom, er war 
frei von Chemikalien, aber die 
Wassertemperatur von 5° CelSIUS 
deutete es an: Allzu lange gestat­
tet es Vater Rhein den Schwim­
mern nicht, sich in seinem Ele­
ment aufzuhalten. 260 Strom­
schwimmer schwammen von Gun­
tersblum bis nach Oppenheim. 
Die ersten Schwimmer hatten die 
7,5 km lange Strecke nach 45 Mi­
nuten überwunden. 

Attraktion für viele Zuschauer 
Man fröstelte aus Sympathie 

mit den Schwimmelil, die sich für 
das Stromschwimmen präparier­
ten. Ein besonders mutiger Bur­
sche wagte einen Schwimmaus­
flug im Rhein ganz ohne Schutzan­
zug und erhielt Beifall von den 
Zuschauern. Aber bald halte auch 
er herausgefunden: Vater Rhein 
gestaltete ein Schwimmen in sei­
nen winterkalten Hochwasserflu­
ten nur für kurze Zeit. Viele Zu­
schauer beobachteten vom Ufer 
aus die Schwimmer. Nach etwa 
eineinhalb Stunden war das 
"Spektakel" im Wasser beendet, 
die Schwimmer am Ziel - und was 
wichtig ist, kein Unfall passiert. 
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Weniger Teilnehmer 
Im vergangenen Januar war das 

Schwimmen wegen der "Sandoz­
Katastrophe" abgesagt worden. 
Dies halte Auswirkungen: Konnte 
das gut eingespielte DLRG-Orga­
nisationskomitee in den vielen 
vorangegangenen Veranstaltungen 
eher 400 Teilnehmer zählen, so 
waren es diesjährig nur 260. 

Aus dem ganzen Bundesgebiet 
waren die Schwimmer angereist. 
Viele ausländische Teilnehmer 
gaben der Veranstaltung den in­
ternationalen Charakter. 

Sicherlleit im Wasser 
Für die Sicherheit der Schwim­

mer hatte der DLRG-Veransialter 
gesorgt. Besatzungen von 14 Be­
gleitfahrzeugen der DLRG, der 
Bundeswehr, der US-Streitkräfte 
und der "WaPo" wachten mit ,,Ar­
gusaugen" über die Armada der 
Schwimmer im Wasser. Keine 
leichte Aufgabe. Denn schon 
gleich nach dem Start zogen sich 
die Schwimmer bedenklich aus­
einander. Die Rettungsboote fuh­
ren viele Stromkilometer, um die 
Schwimmer aus der Schiffahrts-

..Härtetest" beim Neujahrl~StromschwimDien in Oppenhelm. (Foto: Schnare) 

straße zu drängen, um Hinweise 
zu geben, lückenlose Rettungs­
wacht zu gewährleisten - und 
nicht zuletzt, erschöpfte Schwim­
mer an Land, in Sicherheit zu 
bringen. Einige Schwimmer muß­
ten aufgeben. 

Zusamaoenarf»eit mit 
HiHsarganisati_ 

Oppenheim hat es wieder 
deutlich gezeigt: In Rheinland­
Pfalz arbeiten die Hilfsorganisa­
lionen gut zusammen. Das DRK 
zeigte sich besonders engagiert. 
Zelte waren aufgestellt worden 
und die Schwimmer mit Decken 
und heißen Getränken versorgt 
worden. Die freiwillige Feuer­
wehr war mit Hilfeleistungen und 
Ordnungsdiensten betraut. Sie 
half beim Zuwasserbringen der· 
Boote. Großraumbusse der Ame­
rikaner transportierten die Teil­
nehmer zum Duschen, zur Unter­
kunft. Der DLRG-Landesverband 
unter Leitung von Gerd Dutka hat­
te einen Teil seiner Katastr0-
phenschutzboote während der 
Veranstaltung eingesetzt. 

Die DLRG demonstrierte in 
Oppenheim, daß sie zu einer ver­
bandsübergreifenden Durchfüh­
rung einer Großveranstaltung un­
ter Einbindung aller mitwirkungs­
willigen Hilfsorganisationen in 
der Lage ist. 

Viele Spenden und Pokale von 
Firmen und privaten Institutionen 
konnten von der DLRG Oppen­
heim an die Teilnehmer des 
Stromschwimmens ausgegeben 
werden. Das Neujahrsstrom­
schwimmen im Rhein bei Oppen­
heim war ein Leistungsbeweis, 
den die DLRG vor der Öffentlich­
keit abgelegt hat. 

(Helmut Schnare) 



Vor 15 Jahren entstand in der 
Hamburger DLRG ein Pilotpro­
jekt, das bis heute einzigartig 
blieb. Unter der ärztlichen Be­
treuung des Oberarztes Dr. Jung 
der Curschmann-Klinik in Tim­
mendorf gründeten die DLRG­
Mitglieder des Bezirkes Alster, 
Heinz Schröter und Wolfgang VOI­
ker, im Juni 1972 eine eigene 
Schwimmgruppe für ehemalige 
Herzinfarktpatienten. Angesiedelt 
wurde diese Sportgemeinschaft 
bei der DLRG, Landesverband 
Hamburg. 

Anlaß zur Gründung War bei 
den Initiatoren die sportliche Ak­
tivität vor ihrem eigenen Infarkt. 
Der Schirmherr, die DLRG Ham­
burg, stellte der Gruppe 
Schwimmzeiten im alten St.-Pauli­
Bad zur Verfügung. 

Schnell wuchs die Gruppe, 
denn es kamen bereits ein halbes 
Jahr nach ihrem Bestehen Perso­
nen aus anderen Sportvereinen 
hinzu. 

Dl RG Hamburg leistet Unterstützung 

,,Reha-Gruppe" 
ist seit 15 Jahren aktiv 

Probleme im Jubiläumsjahr 

Auf der Jahreshauptversamm­
lung des Landesverbandes 1973 
erläuterte Dr. Jung die Aufgaben 
der Schwimmgruppe und stellte 
den Antrag auf Zuteilung einer 
eigenen Wasserzeit. Von der obe­
ren Sportbehörde Hamburgs be­
kam die Gemeinschaft 1973 eige­
ne Schwimmzeiten zugewiesen. 

Im Laufe des Bestehens sam­
melte man Erfahrungen, und es 
wurden verschiedene Kriterien 
erarbeitet, unter 'denen ehemali­
ge "Infarktle( Mitglied der 
DLRG-Rehabilitations-Riege wer­
den konnten: Beitritt zur DLRG 
und Einwilligung der Klinik oder 
des Hausarztes durch Attest. 

Bei der Erstellung der Rege­
lungen innerhalb der Schwimm­
stunden stand wiederum Dr. Jung 
beratend zur Seite. Bis heute gi lt: 
- Lockerung der Gliedmaßen un-

ter der Brause mit Abseifen 
- kalte Dusche unter der Teller­

brause, kurz bevor man in das 
Wasser geht 

- Kraulbeinschlagbewegungen an 
der Rinne in Bauch- und Rük­
kenlage 

- vier ruhige Bahnen zum Ein-
schwimmen (Brustlage) , 

- verschiedene Schwimmlagen 
(Kraul, Rücken nur mit den 
Händen oder Beinen) 

- eine Bahn "schnelles 
Schwimmen" 

- das beliebte "Kür"-Schwim­
men, einige dürfen sogar tau­
chen 

- Abbrausen und wieder Teller-
brause. 

Neben den schwimmerischen Zu­
-sammenkünften gehören mittler­
weile auch Lauftreffs, Kegelaben­
de, Weihnachtsfeiern und geselli­
ges Beisammensein zum Grup­
penleben. 

Im Jahre 1974 übernahm Heinz 
Schröter die Leitung der Riege, 
alles Organisatorische und Admi­
nistrative blieb jedoch weiterhin 
unter der Federführung von Wolf­
gang Völker. Diese Zusammen­
stellung der Riegenführung blieb 

Keg<labend nun ISJäbrlgen GruppenjubIläum. (Folos: awt) 

bis zum Jahre 1982 so erhalten, 
als Heinz Schröter an einem Re­
Infarkt verstarb. 

Vom Bezirk Alster wurde Wolf­
gang Völker zum Vertrauensmann 
der Riege bestellt. Der 66jährige 
ehemalige Polizeibeamte Völker 
hat in den letzten zwei Jahren 
jedoch mit einigen Schwierigkei­
ten zu leben. Die ehemals zuge­
teilte Schwimmstunde muß er 
seit September 1985 mit einer 
Aktiv-Schwimmgruppe tei len. Das 
einmal entwickelte Schwimmpro­
gramm läßt sich unter diesen Be­
dingungen, stark unruhiges Was­
ser, nur schwer oder gar nicht 
realisieren. 

In Hamburg ist man nun gefor­
dert, sich etwas einfallen zu las­
sen. Ein 15jähriges Jubiläum 
einer Reha-Gruppe, die immer 
noch einzigartig ist, darf nicht 
gleichzeitig das ,,Aus" bedeuten. 
Immerhin umfaßt diese Riege 
schon 45 Personen, die hier 
einen sportlichen Ausgleich ge­
funden haben. (awi) 

GruppenleIter und DLRG-Vertrau­
ensmano Wolrgang Völker (rechts) . 
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ReHungsinseln werden von der DlRG genulzl 

Spaß und Sicherheit 
mit den "schwimmenden Torten" 

Fertig montierte und elnJatWerelte Rettungsinsel. # 

Der Rettungseinsatz und die 
Oberwachung von Binnengewäs­
sern und Küsten durch die DLRG 
erfolgten in der überwiegenden 
Mehrzahl vom Lande aus. 

Die Idee, Rettungsinseln au f 
größeren Gewässern zu stationie­
ren, ist nicht neu. Allerdings wa­
ren das bisweilen abenteuerliche 
Selbstbaukonstruktionen, die we­
nig vertrauenserweckend erschie­
nen und nur selten den Sicher­
heitsstandards genügten. 

Ein Darmstädter Unternehmen 
hat nach einer mehrjährigen for­
schungs- und Testphase neue 
Rettungs- und Badeinseln zur Se­
rienreife entwickelt und mit dem 
Präsidium der DLRG einen bun­
desweit gültigen Vertrag abge­
schlossen, der interessierten 
Gliederungen der DLRG die 
kostenlose Nutzung der torten­
förmigen Sicherheitsinseln er­
möglicht. 

Ober die Kooperation, die Nut­
zungsmöglichkeiten und Vortei le 
der "Inseln" sprachen wir mit 
den Konstrukteuren Michael 
Kruska und K. H. Vornoff. 

Welche Überlegungen haben 
zur Entwicklung der wasser­
gestützten Bade- und Ret­
tungsinseln geführt? 

Vornoff: Im Vordergrund stand 
der Sicherheitsgedanke. Mit den 
im Wasser fest verankerten Ele­
menten haben wir eine zusätzli­
che Möglichkeit geschaffen, in 
Not geratene Schwimmer, Segler 
und Surfer schneller zu bergen. 
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Die Rettungsinseln sollen den 
vom Land aus organisierten Ret­
tungseinsatz und Wachdienst 
nicht ablösen, sondern ergänzen. 
Ich denke hier vor allem an 
Standorte wie Küsten, Binnense­
en und Baggerseen. Letztere wer­
den zunehmend für die Wasser­
freizeit in Naherholungsgebieten 
genutzt. Darüber hinaus war ein 
weiterer Aspekt für uns aus­
schlaggebend: Sofern überhaupt 
auf Seen Rettungsinseln einge­
setzt wurden, waren sie einem 
antiquierten Stegprinzip nachge­
baut. Sie bestanden aus Holzlat­
ten oder Bohlen, die meistens 
auf Stahltonnen montiert waren. 
Verwittertes und gesplittertes 
Holz und korrodierende rasser 
stellten oftmals eine Gefahr für 
die Schwimmer und Badegäste 
dar. 
Welche Vorteile bieten Ihre 
Konstruktionen? 

Vornoff: Die alten Holzinseln 
waren oft instabil und wackelig. 
Aufgrund fehlender Leitern waren 
sie nur schwer zugänglich, und 
nicht selten kam es zu Verletzun­
gen durch Splitter, verrostete Nä­
gel oder scharfkantige Wulste an 
den Metalltonnen. Zudem ist die 
Lebenserwartung mit vier bis fünf 
Jahren gering. Nicht zuletzt ist 
auch die Montage sehr zeitauf­
wendig. 

Unsere Neuentwicklung hinge­
gen entspricht modernen Sicher­
heitsstandards. Die Rettungsin­
seln sind korrosionsfrei, unsink­
bar, stabil, auch bei extremer 

einseitiger Belastung beträgt die 
Neigung maximal fünf Grad. 
Außen angebrachte Leitern er­
leichtern das Betreten der In­
seln, die 80 cm aus dem Wasser 
ragen. Die firma garantiert mit 
zehn Jahren eine hohe lebenser­
wartung. Ein weiterer Vorteil: Die 
Segmente der Rettungsinseln 
sind im ulernahen Wasser leicht 
montierbar. Drei Personen brau­
chen für den Zusammenbau etwa 
eine halbe Stunde. 

Warum haben Sie sich für 
eine Partnerschaft mit der 
DLRG entschieden? 

Kruska: DaS hat mehrere 
Gründe: Die Deutsche Lebens­
Rellungs-Gesellschaft ist dre mit 
Abstand größte deutsche Wasser­
rellungsorganisation. Sie verfügt 
mit mehr als 2000 Gliederungen 
über ein flächendeckendes Netz 
in der Bundesrepublik und ist bei 
Städten und Gemeinden aner­
kannter und bewährter Ansprech­
partner, wenn es um die Sicher­
heit am und im Wasser geht. 

Wie funktioniert Ihr Konzept 
in der. Praxis? 

Kruska: Wir haben mit dem 
Präsidium der DLRG einen Ver­
trag geschlossen, der den Gliede­
rungen zugute kommt. Interes­
sierte Ortsgruppen können die 
Rettungsinseln kostenlos nutzen. 
Darüber hinaus stellen wir als 
Betreuungsprovision für die War­
tung, für den Auf- und Abbau zu 
Saisonbeginn respektive -ende 
einen einmaligen Betrag zur Ver­
fügung. 

Die Betreiberhaftung für die 
Bade- und Rettungsinseln liegt in 
der Regel bei den Kommunen und 
Gemeinden. Sie stellen die Liege­
platzgenehmigungen aus und ha­
ben das Weisungsrecht. In versi­
cherungsrechtlicher Sicht entste­
hen den Kommunen keine 
Kosten. In die Klärung der Stand­
ortfrage zwischen DLRG und den 
Gemeinden mischen wir uns 
selbstverständlich nicht ein. 

Im übrigen: Ich bin der Mei­
nung, daß eine Badeinsel in 

einem See ein zusätzlicher Anreiz 
für Schwimmer, Segler und Sur­
fer ist. Der Badegast hat ein Ziel, 
zu dem er hinschwimmen kann. 
Auch eignet sich die Insel als 
Wendemarke. Damit bieten wir 
auch den Städten und Gemeinden 
ein Angebot, Wasserfreizeit at­
traktiver zu machen. 

Wie ist die Resonanz aus den 
Gliederungen? 

Kruska: Ober 30 Gliederungen 
haben sich bislang bei uns gemel­
det. Der Bedarl ist da. Das ist 
eine wichtige Erkenntnis. Vor al­
lem sehen wir auch Nutzungs­
möglichkeiten an der Küste als 
vorgeschobene Stützpunkte. Auf 
jeder Rettungsinsel können wir 
leicht einen Ausguck, wir sagen 
Krähennest, montieren. 

Reden wir abschließend von 
den Kosten: Entwicklung 
und Produktion der ersten 
Exemplare haben Geld geko­
stet. Sie haben investiert 
und vorfinanziert. Wie wol­
len Sie die Kosten decken? 
An wen wollen Sie die Inseln 
verkaufen? Die Finanzdecke 
der Kommunen Ist dünn. 

Kruska: Wir wollen unsere Ret­
tungs- und Badeinseln weder an 
die DLRG noch an die Kommune 
verkaufen. Unser finanzierungs­
konzept heißt Werbe flächen. Die 
firma stell te interessierten Un­
ternehmen die 80 cm hohen Sei­
tenteile als Werbe flächen zur 
Verfügung. Das entspricht in etwa 
der Höhe der Bandenwerbung in 
den Stadien. Da die Werbefläche 
natürlich begrenzt ist, können wir 
eine gewisse Exklusivheit garan­
tieren. Außerdem beträgt die 
durchschnillliche Aufenthaltsdau­
er der Badegäste und Wasser­
sportIer - schönes Weller voraus­
gesetzt - mehrere Stunden. Dem­
entsprechend hoch sind auch die 
Blickkontakte. Damit bieten wir 
den lokalen Werbeinteressenten 
als auch großen Unternehmen 
gleichermaßen eine neue Varian­
te in der Werbung an. 



Presseschau des Inlands 
Bevölkerung wird 
stärker geschützt 

Nach dem Vorbild des Meß- und 
Warnnetzes gegen Radioakl1vität soll 

• Jetzt in der Bundesrepublik ein früh­
warnsystem gegen Chemie-Gefahren 
vorbereitet werden. Zu den Bonner 
Plänen äußert sich der Parlamentari­
sche Staatssekretiir im Bundesinnen­
ministerium, Carl-Dieter Spranger 
(CSU). 

Frage: Der Bevölkerungsschutz 
trifft Vorsorge für solche Katastro­
phen und Gefahren, die die Möglich­
keiten lokaler und regionaler Hilfs­
und Rettungsdienste übersteigen. 
Dennoch führte er lange ein Schatten­
dasein. Hat sich die Einstellung der 
Bevölkerung nach den Katastrophen 
von Tschernobyl und Sandoz geän­
dert? 

Spranger: Die ganz große Mehr­
heit der Bevölkerung hat die Notwen­
digkeit solcher Vorsorge schon im­
mer eingesehen. Tschernobyl und 
Sandoz haben weiteren Menschen 
die Augen geöffnet. Nach jüngsten 
Umfragen ist die Zustimmung zum Be­
völkerungsschutz noch breiter ge­
worden. Daß der Bau von Schutzräu­
men, Hilfskrankenhäusern oder Not­
brunnen etwas rrut Kriegsvorberei­
tung zu tun hat - diesen Unsinn glaubt 
heute kaum noch jemand. 

Frage: Ist der Stellenwert des Be­
völkerungsschutzes auch in der PolI­
tik gestiegen? 

Spranger: Der Bund hat 1981 635 
Millionen, voriges jahr bereits 764 
Millionen ausgegeben. Dieses jahr 
werden 783 Millionen Mark berellge­
stellt. Dieser Anstieg entspricht der 
Forderung der Innenminister des 
Bundes und der Länder und des Bun­
destages nach Verstiirkung des Be­
völkerungsschutzes. Diese Investitio­
nen sind nebenbei auch von wirt­
schafthcher Bedeutung. Voriges jahr 
wurden allein 880 Fahrzeuge für 68 
Millionen und Ausrüstung für 54 Mil­
lionen angeschafft. Zwei Katastro­
phenschutzschulen, 16 Unterkünfte 
für d.as Technische Hilfswerk wurden 
gebaut, zwölf Werkstätten wurden 
neu errichtet oder erweitert. Und mit 
90 Millionen wurde der Bau von 
90 000 neuen Schutzraumplätzen ge­
fördert. 

Frage: Das Unglück kommt oft aus 
heiterem Himmel und über Nacht. 
Sind Warnsysteme und Krisenmana­
gement dafür gerüstet? 

Spranger: Wir haben voriges jahr 
im Bundesinnenministerium eine spe­
zielle Koordmierungsstelle für groß­
flächige Gefährdungslagen emge­
richtet, die rund um die Uhr arbeitet 
und im Ernstfall sofort Länder, Kom­
munen und die jeweils benötigten Ex­
perten alarmiert. Außerdem haben 
wir eine Konzeption zur Optimierung 
des Krisenmanagements erarbeitet. 
I 600 Meßstellen, die auch germgste 
Radioaktivität erfassen, sind bereits in 
Betrieb. Der Endausbau mit 2000 Son­
den wird 1989 erreicht. 

Frage: Drohen Gefahren nicht 
auch von der Chemie? 

Spranger: Chemische Gefahren 
sind leider nicht so einfach zu messen 
Wie Radioaktivität. Es gibt eine Fülle 
gefährlicher chemischer Verbindun­
gen. Ein Frühwarnsystem, das auf alle 
Verbindungen eingestellt ist, wiire 
kompliziert und unbezahlbar. Doch 
jetzt ist eine technische Lösung in 
Sicht Es gibt etwa zehn Leitstoffe, die 
in über 90 Prozent der Fälle, in denen 
es gefährlich wird, dabei sind. Wenn 
emer dieser Indikatoren anschlägt, 
dann ist etwas im Gange. Ich hoffe, 
daß wir innerh1ub der nächsten zwei 
jahre an die Verwirklichung des 
Warnsystems gehen können. 

Frage: Hat der Bevölkerungs­
schutz genug Helfer? 

Spranger: Wir haben 1,5 Millionen 
ehrenamtliche Helfer, das ist eme ne­
sige. Bürgerinitiative der Hilfsbereit­
schaft. Die Zeit, die diese Helfer op­
fern, und die Risiken, die sie im Ein­
satz eingehen, könnte der Staat nie 
bezahlen. Die geburtenschwachen 
jahrgänge werfen auch da Nach­
wuchsprobleme auf. Deshalb ist es 
wichtig, daß von emem jahrgang zur 
Zeit bis 17 000 junge Miirmer vom 
Wehrdienst freigestellt werden kön­
nen, wenn sie sich für zehn jahre 

. beim Bevölkerungsschutz ver-
pflichten. 

Frage: Katastrophen machen an 
Grenzen nicht halt, die Hilfsdienste 
auch nicht? 

Spranger: Wir haben bereits 
Abkommen mit Frankreich, Belgien, 
Luxeniburg, Dänemark und der 
Schweiz. Die Niederlande und Oster­
reich kommen demnächst hinzu. Neu-

erdings gibt es Signale dafür, daß 
auch Absprachen mit dem Ostblock 
möglIch werden. 

Frage: Schutzraumpliitze gibt es 
erst für 2, I Millionen Menschen, also 
für 3,35 Prozent der Bevölkerung. 
Kann man un Zeichen von Entspan­
nung und Abrüstung eigentlich, wie 
manche Bürger jetzt meinen, auf wei­
tere Schutzbauten verzichten? 

Spranger: Niemand würde darauf 
verzichten, ein Schiff, auch wenn es 
als supersicher gilt, mit Rettungsboo­
ten auszustatten. Ein Frieden kann so 
Sicher sem, wie er will, dennoch wiire 
ein Verzicht auf Vorsorge für alle 
Eventualitäten verantwortungslos. Im 
übrigen schützen Schutzräume ja 
auch vor Gefahren, die un Frieden 
drohen. Der Schutzraumbau ist mein 
großes Sorgenkind. Da lIegen wir 
welt hinter Skandinavien, der 
SchweIZ und dem Ostblock zurück. 
Der Schutzraumbau ist heute freiWll­
IIg. Der große Durchbruch ist da nur 
rrut emer gesetzlichen Schutzbau­
pflicht zu erreichen. 
(Horst Zimmermann in "Kölrusche 

Rundschau", Nr. 56) 

Zivilschutz soll weiter 
ausgebaut werden 

Der Zivilschutz in der Bundesrepu­
blik Deutschland soll weiter augebaut 
werden. Dies erforderten die vor uns 
liegenden Aufgaben für einen effekti­
ven Bevölkerungsschutz. Das hat der 
Parlamentarische Staatssekretiir beim 
Bundesmimster des Innern, Carl-Dle­
ter Spranger, bei einem Besuch des 
Bundesamtes für Zivilschutz in Bonn 
bekräftigt. Spranger hob hervor, das 
Meßnetz des Warndienstes werde 
bis Ende 1989 auf 2000 moderne 
Meßsonden zur Erfassung radioakti­
ver Strahlung ausgebaut sein. Dieses 
Frühwarnsystem dürfe jedoch nicht 
auf Radioaktivität beschränkt bleiben . 
Es müsse auch für andere großflächi-

• ge Gefahrenlagen, z. B. chemische 
Gefahren, ausgebaut werden. Spran­
ger wies ferner ,auf em garlZ erheb­
liches Defizll im Schutzraumbau" hin. 
Insgesamt seien in der Bundesrepu­
btik Deutschland nur rund 2,5 Millio­
nen Schutzraumplätze vorhanden. 

("Innenpolitik', Bonn, Nr. 1) 
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Presseschau des Auslands 
Zivilschutz· 

Probealarme werden 
verbindlich 

Seit dem 1. Januar 1988 sind die 
zweimal jährlich stattrmdenden Zi­
vilschutz-Probealarme verbindlich 
in allen Gemeinden durchzuführeIL 
Dies schreiben die neuen .. Weisun­
gen des Bundesamtes für Zivil­
schutz über die Zivilschutz-Probe­
alarme vom 30. September 1987" 
vor. Diese Weisungen ersetzen jene 
vom 15. Dezember 1981. Ausnah­
men von der Probealarmierungs­
pflicht kÖDDen die kantonalen Am­
ter für Zivilschutz einzelnen Ge­
meinden nur in besonderen Fällen 
gestatten. 

DIe Probealarme fmden auch ge­
miiß den neuen Wetsungen Jeweils 
am ersten Mittwoch der Monate Fe­
bruar und September statt. Am Tag 
des Probealarms WIrd um 13.30 Uhr 
glmchzelug an allen stationiiren und 
mobilen Sirenen das Zeichen .AUge­
memer Alarm' emrnal ausgelöst. An­
dere Alarmlerungsmlttel dürfen rucht 
verwendet werden. MIt den mobilen 
Srrenen kann neu anschließend die 
Alarmlerungsroute unter Verwen­
dung des ZeIchens .Allgememer 
Alarm' abgefahren werden (bISher 
wurden dIe mobilen Sirenen nur sta­
bonär geprüft). Im Bedarfsfall kann 
der Probealarm bIS spatestens 14.00 
Uhr WIederholt werden. An Fern­
steuerungsanIagen angeschlossene 
Srrenenanlagen werden ferngesteu­
ert ausgelöst. 

Pl"obealanne außerbalb des ordent­
lichen Zeitpunktes 

DIe kantonalen Amter !Ur Zivil­
schutz können WIe bisher rrn Rahmen 
von größeren Zlvilschutzübungen so­
WIe beI kombmlerten Übungen dte 
Verwendung der AIarmierungszel­
chen anordnen oder bewilitgen. Dies 
gilt auch !Ur Versuche. 

DIe Hauptabteilung für dIe SIcher­
heIt der Kernanlagen (HSK) karm dIe 
Verwendung der AIarmierungszel­
chen beI Übungen sowIe beI Versu­
chen und Tests gestatten. Im Gegen­
satz zu früher kann sIe dIes neu auch 
m der Zone 2 (bISher nur Zone I) um 
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die Kernanlagen tun, also bis zu 
einem Umkreis von rund 20 km (bis­
her etwa 4 km). Sowohl dIe HSK wie 
auch dIe kantonalen Amter für ZIvil­
schutz sind jedoch verpflichtet, sich 
selber gegenseItig, darm aber auch 
dte betroffene Bevölkerung, die Na­
bonale AIarmzentrale (NAZ), dIe kan­
tonalen Polizeikommandos und das 
Bundesamt für Zivilschutz zu mforrnie­
ren. 

(Zivilschutz, OsterreIch, Nr. 1-2188) 

Tschernobyl 
verursacht 

22 Milliarden 
Mark Kosten 

DIe Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl im April 1986 hat Ge­
samtkosten von fast acht Milharden 
Rubel (22 Milltarden Mark) verur­
sacht, gab das KPdSU-Pohtbüro be­
kannt. In emem Bericht der Regie­
rung vom vongen Jahr waren die 
Kosten noch auf zwei Milharden Ru­
bel geschatzt worden. Laut TASS kam 
das Politbüro zu dem Befund, daß die 
drrekten Kosten des' Unglücks SIch 
auf fast Vler Milltarden Rubel belau­
fen; ZIehe man den Rückgang des 
Produkhonsausstoßes im betroffenen 
Gebiet und andere Ausgaben m Be­
tracht, komme man auf fast acht Mil­
liarden. Durch dIe Reaktorkatastro­
phe starben mmdestens 30 Men­
schen, mehr als 100000 waren aus der 
Gefahrenzone evakwert worden. 

Das Politbüro habe dIe weiteren 
Aufgaben zur Beselbgung der Folgen 
des Unglücks umrissen und dte zu­
standlgen Behörden beauftragt, thre 
Anstrengungen auf .Gewährleistung 
einer hundertprozenhgen SIcherheit 
der Atomkraftwerke zu konzentrie­
ren'. Besonders seI darauf hmgewie­
sen worden, daß dIe Entwicklung der 
Atomtechnik in der UdSSR ,auf einer 
qualltauv neuen TechnologIe, absolut 
zuverlassiger Konstruktion und einem 
hoheo Niveau technISCher DISZiplin' 
unter dem Personal der Atomkraft­
werke beruhen müsse, benchtete 
TASS. 

(Süddeutsche ZeItung, Nr. 12188) 

Millionen für die 
Bretagne 

.lch hoffe nur, daß das Geld rucht 
vor den Kommunalwahlen 1989 an­
kommt." Dem früheren BürgermeISter 
des bretoruschen Küstenörtchens 
Larmlon, Plerre Jagoret, ist dte Dollar­
Schwemme rucht geheuer, dIe 90 Kü­
stengemeinden nun erwarten kön­
nen, nachdem sIe vor zehn Jahren die 
Opfer der schlimmsten Olpest Euro-

. pas geworden waren. SIe gehören 
neben dem französischen Staat, Be­
rufs- und Vogeischutzverbanden zu 
den HauptbegürlStigten des Schaden­
ersatzurteils, mIt dem der amenkaru­
schen RIchter Frank McGarr Jetzt dIe 
fünftgrößte US-Olgeseltschaft Stan­
dard Oil of Indtana zur Zahlung von 
475 Milltonen Francs (142,5 Mllltonen 
Mark) verurteilt hatte. 

Standard Oil war' Eigentümerin des 
Oltankers .Amoco Cadiz', der am 
16. März des Jahres 1978 manövrier­
unfähIg auf eme bretorusche Klippe 
gelaufen, ausemandergebrochen war 
und seme Ladung von 220000 Tonnen 
klebngen schwarzen Rohöls an die 
Küste der Bretagne geschwemmt hat­
te. SeIt RIchter McGarr in Chicago 
zun1ichst vor drei Jahren dIe grund­
satzliche Schuld der Standard Oil 
festgestellt hatte, konnten dIe Breto­
nen auf Schadenersatz hoffen. 

Lannions früherer Ratsvorsteher Ja­
goret fürchtet, daß etnlge semer am­
berenden Kollegen nun ,verrückt' 
werden und das Geld schnellstmög­
hch wählerwrrksam mvestieren könn­
ten, wenn dIe Dollars bIS 1989 m dIe 
Gememdekassen flIeßen. Das Geld 
soll v6r allem für die ernormen Reini­
gungskosten der 360 Kilometer von 
der Olpest verschmutzten Bretagne­
Küste, dIe Reparatur des betroffenen 
Straßennetzes und den beemträch­
tlgten TourtSmus, dIe gescMdigte 
FISChereI und Seefahrt verwendet 
werden. 

(Kölner Stadt-Anzeiger, Nr. 9188) 



Kleiderdesinfektions- und 
-dekontaminations­

anlage als Pilotprojekt 

Ein seit 30 Jahren auf dem Gebiet der 
Dekontamination tätiges Unternehmen hat 
in Zusammenarbeit mit der Landesfeuer­
wehrschule Baden-Württemberg eine neu- . 
artige Kleiderdesinfektions- und -dekonta­
minationsanlage entwickelt. Gemeinsam 
wurden optimale Lösungen gefunden, die 
sowohl den baulichen Gegebenheiten der 
Schule, den feuerwehrtechnischen Bedürf­
nissen wie den erforderlichen Grundlagen 
der Chemie und der Physik gerecht gewor­
den sind . 

Diese Pilotanlage dürtte für viele Feuer­
wehren von großem Interesse sein . Bisher 
mußten die SChutzanzüge durch aufwendi­
ges Wenden , Waschen und Trocknen zur. 
Wiederverwendung aufbereitet werden . Die 
Aufbereitungszeiten betrugen bei relativ ho­
hem Personalaufwand ca . 3 Tage für 8 
Anzüge. Mit Hilfe der neu entwickelten Anla­
gen stehen die Schutzanzüge je nach 
Schaltstufe nach ca . 2 Stunden zur Wieder­
verwendung zu'r Verfügung . 

Zunächst erfolgt in einer Wanne eine Vor­
wäsche in Form von Eintauchen. Von dort 
werden die Schutzanzüge auf Spezialbügel 
aufgezogen und über die Beschickungsanla­
ge mit Hilfe von Mitnehmern und Rollen an 
den Bügeln in den Kabinenraum einge­
fahren. 

Die Spezialkleiderbügel sind innen hohl 
und nach oben geöffnet. Zur gleichmäßigen 
Verteilung der Luft sind in bestimmten Ab-

ständen Bohrungen vorgesehen , die der 
Luft den Durchzug zum Innenbereich der 
Kleidung gestatten. Das nach unten mit 
Öffnungen versehene Heißluft-Druckrohr 
der Beschickungsanlage dient gleichzeitig 
als Zuluftkanal und als Kleiderbügeltrage­
und Laufschiene. 

In der Kabine erfolgt mit Hilfe der ent­
sprechend dimensionierten Heißluft-Geblä­
see in richtung eine wechselseitige Innen­
und Außenbelüftung mit ca. 50 bis 60"C 
heißer Luft bis in die Finger- und Zehenspit­
zen der Anzüge, was eine schnelle und 
allseitige Trocknung sicherstellt. 

Aufgrund des in jeder BügelsteIlung sich 
ergebenden Fallstromeffektes werden Parti­
kel (wie Gifte) und Schwebeteilehen 
schwerkaft- und strömungsbedingt über ein 
am Boden befindliches Rohr abgesaugt. 

Um das verdunstete Wasser möglichst 
schnell nach außen zu führen, werden ca. 
10 % der Umluft nach außen abgeleitet und 
wieder durch Frischluft kompensiert . 

Damit die Abluft emissionsfrei wird , er­
folgt Partikelabscheidung. Diese werden 
über eine Kammer mit einer Temperatur von 
ca . 250" bis 400"C geleitet und somit entgif­
tet. Um einen intensiven Desinfektionseffekt 
sicherzustellen , erfolgt nach der Trocknung 
der Anzüge eine Chlorgasinjektion, die sich 
über die Abluftleitung wieder allmählich ab­
baut. 

Durch ähnliches Vorgehen , jedoch bei 
einer Temperatur von 130" - 160"C, kann 
auch mit Hilfe dieser Anlage eine Heißluftde­
kontamination von B- und C-Kontaminatio­
nen vorgenommen werden . 

(Bild: Odenwald-Werke) 

Besonders leichter 
Spreizer 

mit großer Spreizkraft 

Zur Bergung von Unfallverletzten hat eine 
westfälische Firma einen neuen Rettungs­
spreizer unter der Typenbezeichnung SP 60 
herausgebracht. Bei der Spreizkraft von 60 
kN und einem Gewicht von nur 16 kg ist 
dieser Spreizer besonders leicht und hand­
lieh . Hinzu kommt die beachtliche Spreiz­
weite von 830 mm . 

Die Vorsatzspitzen aus hochfestem, ver­
gütetem Stahl lassen sich im Handumdre­
hen lösen und z. B. durch Schneidspitzen 
austauschen. Mit Hilfe von Zugketten kön­
nen Fahrzeug- oder Wrackteile problemlos 
beiseite geräumt weraen . Eine zweite Zug­
kettenaufnahme ermöglicht eine zusätzliche 
Erhöhung der Zugkraft. Der Spreizer ist für 
einen Betriebsdruck bis zu 720 bar zugelas­
sen . (Foto: Lancier) 

·1 

Brandgefährdung bei 
Schweißarbeiten 

Große Brände haben häufig kleine Ursa­
chen . Besonders bei SChweißarbeiten ist 
Vorsicht geboten. Funkenflug oder 
Schweißperlen, die extrem lang die Wärme 
speichern , sind in Hinsicht auf eine mög­
liche Brandgefährdung nicht zu unterschät­
zen. Besonders dann , wenn leicht ent­
flammbare Materialien in der Nähe lagern. 

"Brandgefährdung bei Schweißarbeiten" 
heißt eine neue Lehreinheit, die als Tonbild­
schau (Dias mit Ton-Impuls-Kassette) oder 
als Videokassette lieferbar ist. Informativ 
aufbereitet und umfassend befaßt sie sich 
mit Schweißarbeiten außerhalb betrieblicher 
Schweißwerkstätten und stellt beispielhaft 
umsichtiges und gefahren bewußtes Verhal­
ten vor. 
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Das große Risiko 
Technische 
Katastrophen und 
gesellschaftliche 
Verantwortung 
Von Patfick Lagadec 
Greno, Nördlingen 1987 

Lagadec beschreibt das technische Groß­
risiko anhand der Großunfälle der letzten 
Jahre: Seveso, Amoco-Cadiz, Three Miles 
Island, Tschernobyl, Sandoz u. a. Ihn inter­
essiert aber nicht nur der technische Ablauf 
der Katastrophen , sondern das Verhalten 
der Menschen, die als Handelnde oder Op­
fer an diesen Katastrophen beteiligt waren . 
Firmenleiter, Ingenieure, Behördenvertre­
ter, Anwohner. Er kommt zu dem Ergebnis, 
daß die hochindustrialisierten Gesellschaf­
ten in Ost und West noch nicht die notwen­
digen Lehren aus diesen Katastrophen ge­
zogen haben, vor allem nicht zur Kenntnis 
genommen haben, daß diese Unfälle nicht 
auf einem unabsehbaren Zufall oder einem 
unabwendbaren Verhängnis beruhten. 
Überall sieht er verantwortliches bzw. un­
verantwortliches menschliches Handeln. 
Lagadec fürchtet, daß die Industriegesell­
schaften heute nicht in der Lage sind , mit 
diesen Großrisiken angemessen umzugehen 
und daß diese technologische Bedrohung 
letztlich zu einer Bedrohung für die Demo­
kratie werden könnte, da die Bürger zumin­
dest in Frankreich von Experten und den 
Verwaltungen von risikoreichen Entschei­
dungen ferngehalten werden. 

Er wehrt sich gegen die Politik ,Augen zu 
und durch", wonach wegen zu befürchten­
der negativer wirtschaftlicher Auswirkungen 
empfohlen wird, wie bisher weiterzuarbei­
ten und die Bedrohung durch den techni­
schen Großunfall heruntergespielt wird . An­
dererseits stimmt er nicht in den Chor derer 
ein, die alle technischen Risiken abschaf­
fen , aus der Atomenergie , aussteigen" und 
Großanlagen zugunsten sanfter Technolo­
gien stillegen möchten. Er sieht die Gefah­
ren , die sich aus solchen Brüchen für die 
Wirtschaft aber auch für den Sozialstaat 
ergeben. Empfohlen wird eine Politik des 
,aufgeklärten Drahtseilakts" . Verstanden 
wird darunter die ,Jagd auf die Unver­
nunft", die darin liegt, sich auf Innovationen 
zu stürzen und deren Gefahren auszublen­
den oder zu versuchen, den Bürger seiner 
Urteilsfähigkeit zu berauben. Man solle viel­
mehr die Fähigkeit der Gesellschaft stärken, 
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frei , freiwillig und verantwortungsbewußt 
den Modus ihrer Entwicklung, ihren Le­
bensstil und ihre Technik zu wählen. 

Neben der sicher bedeutenswerten gro­
ßen Linie des Buches enthält die Arbeit 
einige Anregungen , die besonders für alle 
mit dem Bevölkerungsschutz Befaßten be­
deutsam sind: Da wird angeregt, die Hand­
lungen des Bevölkerungsschutzes auf den 
vorbeugenden Schutz vor Katastrophen 
auszudehnen. Es werden Sicherheitsstudien 
und Katastrophenszenarien vorgeschlagen , 
um die Akteure das Vorbeugen erlernen zu 
lassen . Unfall und Großunfall werden wegen 
der unterschiedlichen Krisendynamik ge­
genübergestellt. Die Forschung auf dem Ge­
biet des Katastrophenschutzes wird als un­
zureichend bezeichnet und die Gründung 
eines Europäischen Instituts zur Erfor­
schung postkatastrophischer Krisen ange­
regt, in dem Vertreter aus Forschung , Indu­
strie und slaatlichen Institutionen beteiligt 
sein sollen. 

Schließlich durchzieht die Frage nach der 
Glaubwürdigkeit der Verantwortlichen die 
gesamte Veröffentlichung wie ein roter Fa­
den. Wenn in Frankreich 80 % der Anrainer 
von Kernkraftwerken nach dem Unfall von 
Harrisburg der Meinung waren , daß man 
,wenn sich ein solcher Unfall in Frankreich 
ereignete , der Öffentlichkeit nicht die Wahr­
heit sagen würde" und nach Tschernobyl 
t986 79 % der Befragten der Meinung wa­
ren , man habe ihnen nicht die Wahrheit 
gesagt, besteht der Verdacht, daß in 
Deutschland ein ähnliches Mißtrauen ge­
genüber den Verlautbarungen der Verant­
wortlichen besteht. Auch bei uns muß alles 
getan werden , daß es bei Großunfällen nicht 
zu den vom Autor befürchteten , wilden " 
Aktionen und radikalen Verweigerungen 
kommt, die sich jeder institutionellen Be­
wältigung entziehen. Der Schlußsatz des 
Buches - , Verantwortungsbewußt in der 
Risikogesellschaft zu leben, ist unbedingte 
Notwendigkeit, will man vermeiden , in der 
Katastrophengesellschaft unterzugehen" -
kann nur voll unterstützt werden . 

Ergänzungslieferungen zu Sammelwerken 

Müller 
Druckgase 
46. Ergänzungslieferung 
Deutscher Fachschrlften-Verlag 
Braun & Co. KG , 6200 Wiesbaden 1 
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Hamilton 
Handbuch für den Feuer­
wehrmann 
Bearbeitet von Dlpl-lng. 
Helnz Schäfer, 
Dlpl. -Ing. Ulrich Kort! und 
Dlpl.-Ing. Rudolt Schmid 
Rlchard Boorberg Verlag, 
7000 StuHgart 80 

Das in der Praxis bewährte Handbuch 
,Hamilton" ist in der 15. Auflage gründlich 
überarbeitet und auf den neuesten Stand 
gebracht worden . Die' inzwischen erreichte 
Gesamtauflage von über 230000 Exempla­
ren dokumentiert die Qualität dieses Hand­
buches als ein Standardwerk für Praxis und 
Ausbildung der Feuerwehren. 

In bekannter Weise behandelt das Werk 
in Frage- und Antwort!orm neben den 
Grundlagen des Feuerwehrwesens beson­
ders Bereiche der Fahrzeug- und Geräte­
technik, des Atemschutzes, der Löschwas­
serversorgung , der NaChriChtentechnik, der 
Einsatztechnik, der technischen Hilfelei­
slung und des vorbeugenden Brand­
schutzes . 

Strapazierfähiger Umschlag , handge­
rechtes Format, umfangreiches Sachregi­
ster, neues Buchstabenleitsystem sowie 
überschau barer Umfang machen das Buch 
zu einem Handbuch Im besten Sinne des 
Wortes . 

Ölwehr­
handbuch 
Bekämpfung von Olun­
fällen Im Inland und 
auf See 
Von Ralner Leo und 
Rüdiger Li lie 
K. D. Storck Verlag , 
2000 Hamburg 50 

Die 2. überarbeitete Auflage des bewähr­
ten ,Ölwehrhandbuch " Ist erschienen. Die 
Herausgeber haben das Buch aktualisiert, 
ergänzt und erweitert . 

Neben Abhandlungen über die Bekämp­
fung von Ölunfällen auf See wurde beson­
ders der Teil für Ölunfälle im Inland erwei­
tert . Das Buch enthält ausführliche Informa­
ti.onen über physikalische und chemische 
Eigenschaften , Verhalten und Eigenschaften 
von Öl nach einem Unfall, Vorsorgepla­
nung, Reinigungs- und Entsorgungsmetho­
den und Zuständigkeiten. Außerdem wer­
den Fachausdrücke aus diesem speziellen 
Bereich in einem Glossar erklärt . A. 



GÜNTER lÄMMEl 

MINIMAGAlIN 
\ Anlagen und Geräte des Katastrophenschutzes :::::~'" 

/ Brennschneid- und Schweißgerät, autogen, tragbar 

Allgemeines: 
Das 0 9 Gerat geilori zu der Ausstaltung des KatS-Ber­

gungszugcs und ISt aut dem Gcr3tekraflwagcn (GKW) verla· 
Siel Ohne 5ch ..... e.6-AussI3nung gehOrl dieses Gerat aoch zur 
Fachc!oenSI3usstanung des KatS·LOSChZuges Loschen und 
Renen und Ist dorl aul eiern RustwJgen I (RW 1) \lcnaslel 

Die ST AN -Beq!lttc lur das GCIJt lauten wie tolgl 
Planungsbegrlft: 

Brcnn(!r(lusstat1ung. Schneld·Schwelß aUTOgen. tragbar 

P/anungsnumm.,: 3433-00306 

Versotgungsnummet': 3433- 12 185-0417 

Das 8rcnnschncrd und Schwcrßgeral drent scmOhl zum 
Trcnnen als auch zum Schweißen von Stahllellcll Wie z B 
Bleche. Roorc. Tragel eie 

Technische DaIM: 
Abmessungen 

GewIcht 
- Ar!>e,tsberelChe 

Sauerslolf - 10001 
Azetylen 9501 

Lange ca 635 mm 
Breite, ca 420mm 
Hohe ca 315mm 
komplelt 48.0 kg 
SchneldbCfclCh 3 bts 200 I"1m 
SchWCIßOOfClch 0.5 bts 14 mm 

Flaschenvolumen51 

Das Brennschneid· und Schwelßgeral besteht aus 

T'ilgegestell 
aus Stahlrotu mll Tragegrrflen. Hallegurlen und e,ner An­
schlagose 
Oruckgasllasche lur Sauerstoll. 5.01. 200 bar. m,1 Venhlschulz­
"'PP< 
Oruckgasllasche lur Azetylen. 5.01. 19bal. mit Ventrlschu\z­
kappe 
Oruckm'nderer lur SauerstOI/. e,nstulrg. OIN 8546 m,t SICher­
heltsmanometer OIN 8549. Telt 1 
OlUckmtnderer tur Azetylen. elnstulrg. OIN 8546 Irrt SICher­
heltsmanometer OIN 8549. Te~ I 
Zw,lI,ngsschlauch 10,OOm lang nach DIN 8541 mit Flammen­
ruckschlag . Sicherungen 

Au'bewahrungsk .. t~tn 
aus Stahlblech m,t Decket und Tragegnlf. Inhalt 
I Stuck Gr,l1sluck 
1 Stuck Schncldc,nsatz mit Schnellschlußvenll1 lur Schneid­

saucrston. ca 275 mm lang 
t Sluck Schneldclnsalz mit Schncllschlußventl1 lur Schneid· 

saucrSlotl ca 550 mm tang (untergebracht Im Tragegestell) 
I Stuck Nocken· He,zduse fur Sctmetdc,nsatz 4 100 mm 
1 Stuck Helzdusc tur Schneideinsatz 100-200 mm 
1 Stuck Schnctddusc lur 3- 10 mm 
1 Stuck Schnetdduse tur 10- 25 mm 

: ~:~~~ ~;::~: :~; ~g~ ~ ~~ MalCliatdlCke 
1 Stuck Schnelclduse lur 6O-tOO mm 
1 Sluck Schne'!kIuse tu! 100-200 mm 
1 Stuck Schwel6elnsatz Größe 1 (0.5- 1.0 mm) 
I Stuck Schwe,ße,nsatz GroSe 2 (1.0- 2.0 mm) 
I Stuck Schwe'ßetnsatz Große 3 (2.0- 4.0 mm) 
I Stuck Schwc,ßemsatz Große 4 (4,0- 6,0 mm) 
I Stuck Schwclßemsatz Größe 5 (6,O- 9.0 mm) 
I Stuck Schwe'ße,nsatz Große 6 (9.0-14.0 mm) 

Zubehör 
I Satz (6 STuck) Dusenrelnrgcr tur Schnetddusen 
I SalZ (6 Stuck) Mundstucke tur Schwelßelnsatzc 

20 Stuck DIChtungen 'ur Schneid· und Schwclßelnsatze 
10 Stuck DIChtungen 'ur Reguherventlle 

I Stuck Kombrschlussel 
I Stuck Emmaulschlussel 32 OIN 894 
1 Stuck Gasanzundcr. Pistotentorm 
1 Stuck Rel"'9ungsburste (MeSSIng) 
1 Stuck Schutzbnlle mit 4 Ersatzglasern 
1 Stuck Fuhrungswagen fur $chne,de,nsatz 
I Stuck Zirkelemrrchtung fur SchnCldclnsatz 
4 Stuck Druckgasl!aschen tur Saue1stoll. 201. 200 bar, mit 

Ventl!schutzkappe 
2 StUCk Oruckgasllaschen fur Azetyfen. 20 I. 1900r mit Venul-

schutzkappe 
10 kg Schwelßdrah1. Stabe. 3 mm 0 

Inbetriebnahme des Brennschn&ldgerile.: 
1 Tragegestell autrecht abstellen. 
2 Hattegurte offnen 
3 ZWIII,ngsschlauCh knICk- und dra!lfrel auslegen. 

Uberwurfmutter vom Grrltsluck abschrauben urd In den 
Transportkasten legen. 
Schneidbrenner mit GnffstuCk arretreren und du,ch Uber 
wurfmutter des Brenners SIChern, 

6 ZWIllingsschiauch am Gnffstuck anschließen. 
7 Stellschrauben an betden Oruckmlnc!erern bIS zum An­

schlag herausdret1en 
8 FIasct1envenhJe langsam otlnen (1f2 Umdrehung;. 
9 Sauerstoltvenhl am G"tlstuck olfnen (1/4 1'2 Umdre-

hung). 
10 Druckmlnderventll auf Arbeitsdruck emstellen. 
11 Sauerstoftventll am GIIIIstuck schließen. 
12 Brenngas-(Azetylen-)ventll am GrrffstuCk Ollnen (1/4 1/2 

Umdrehung). 
13 Druckmlndervenhl auf Arbeitsdruck emSlehen. 
14 Brenngasvent" am Gnl/stuck schlreßen. 
15 Schutzhe1m und SchutZbrille aufsetzen. SchutzIUndSChu­

he anz,ehen 

16 SauerSloftvent,1 am GrrflstUCk votlslandlg Oftnen. 
17 Orenngasventll nach Bedarf oltnen. 
18 Ooslervenlll am Schneideinsall nach Bedarl Oflnen. 
t9 SchaUventll'ur Schnetdsauerstoll betatJgen. 
20 Gem,sch mll Gasanzunder anzunden (Brennel~opt dabei 

vom Körper weg hallen'). 
2t Flamme elnrcguheren 

Anbau des Führungswagens: 
I BrcnnerkOplrn d,e Halterung am Fuhrungswagen schieben. 

dabcl Brennerabstand vom Werkstuck beachten l 
2 ScchskantSChraube mit KombTschlusset handtest anz,ehen 

Anbau der Zirkele!nr/chtung: 
t Fuhrungswagen am Brennerkopf befesttgen. 
2 Gewinde der Z"kelstange m die Mutter 3m Fuhrungswagen 

einschrauben und durCh FesWehen der Kontermul1er SI 

""'m 
Arbeitsdruck 
- SauerSlofl Hangt von der Malerraldlcke ab 

Azetylen In der Reget 0.2 biS 0.5 bar 

Eins/eilen der Flamme 
Nach dem Anzunden des Brenners muß durch RegutlCrung 

des Brenngas· und $auerstoffvenhlS ein 3 bts 4 mm hotIer 
WeißeI Keget entstehen Beim Betahgen des Hebels tur 
Schneldsauerstotf darf Sich dreser KC9C1 nieht mehr verandern 

= 

Außerbelriebnahme: 
1 DoSlervenll1 lur Schocldsauerstolf schließen. 
2 Brenngasvenhl am G"flstuck schließen. 
3 SauelSlotfventd am Grrftstuck schließen. 
4 Sauerstoll· und Azetylen-Flaschenvef1l~ schloc6en. 
5 Sauerstol/ und Brenngasventil am Grrlfstuck ottnen. 
6 belde Druckmmderer durch L,nkSdrehung der Stellschrau 

ben biS zum Anschlag druckent!aSlen. 
Zw!l~ngsschlauch vom Gflffsluck IOSCf1. aufrollen und Im 
Tragegestell SIChern. 

8 Schneldbfennel vom GnlfstuCk lOsef1 und Gewinde des 
Gflffstuckes durCh Uberwurfmuttel s~hutzen. 

9 SchnCld!>renner und GnllstUCk In die Hallerungen des 
lraJlSjXlftkaslens einsetzen 

Einbau des SchweIße/nsa/zas: 
tUberwurfmutter vom Gnllstuck abscluauben. 
2 $chwClßelnsatz In das Gnflstuck SCheben. 
3 UberwurfmuTler uber Schwe!ßduse Jnd Gasrohr ;ctueben 

und aut das Gewinde des G"ffstuckes schrauben 
Oie Inbetrre!>nahme und die Außerbetrrcbnahme erfolgl smn· 
gemaß wie beim Brennschneldgerilt 

Beim Arbeiten mit dem Brennschnetd· und Schwet6geral 
Sind die e,nschlagrgen SlCherhe,ISYOfsch"flen Clnzuhalten Be· 
sonders zu beachten Sind hierbei dIe Im ~Me,kblalllu, Verhü­
fung von Azalylenflaschen-Exploslonen " au'gezelQten SI· 
~rheltshlnwelse 

1._·ISctlllu ... ·I9H ... 

Scll.alt~enl'l ".10 
SCnf\eKl~uel~IO •• 

c 
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SOlidarität, die Hollnun, ,Ibt 

Überall auf der Welt, wo Menschen 
durch Erdbeben , Dürrekatastrophen oder 
andere Naturgewalten in Not geraten, ist 
internationale Solidarität gefordert, um den 
Opfern schnelle und wirkungsvolle Hilfe zu 
bringen. 

Auch der Deutsche Caritasverband (DCV) 
hat sich verpflichtet , einzelne oder Gruppen 
in ihrer Notlage zu unterstützen, wenn sie 
sich aus eigener Kraft nicht mehr helfen 
können . 

Schwerpunkt der Auslandshilfe der Cari­
tas ist die Not- und Katastrophenhilfe , rlie 
sich in Soforthilfe, Unterstützung für den 
Wiederaufbau sowie vorbeugende Maßnah­
men und eine längerfristige Entwicklungs­
hilfe gliedert . 

Ziel all dieser Maßnahmen ist die Hilfe zur Selbsthilfe . um eine Überfremdung von 
außen zu vermelden . Bel Ihrer Hilfe baut die Caritas deshalb auf die bewährten Partner­
Organisationen in 123 Ländern der Welt . 

Zu unserem Titelbild: Nahrungsmittelhilfe für die hungernde Bevölkerung in Äthio­
pien . Die Fotos auf dieser Seite zeigen eine Gemeinschaftsküche im Flüchtlingslager 
Colomoncagua in Honduras. für die die Cari tas die Zusatzversorgung sichert (links). 
eine der 65 Versorgungszentren In Eritrea und Tigray (rechts) und ein zusammenge­
stürztes Geschäftshaus In San Salvador nach dem Erdbeben im Oktober 1986 (siehe 
auch Beitrag im Innern des Heftes) . 


